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1. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.
A) Des Justiz-Departements.

Des Justiz-Ministeriums.

a) Verfügung, betreffend die Ehestreitigkeiten zwischen Evangelischen und die Gesuche Geschiedener um
Gestattung der Wiederverheirathung.

Die evangelischen Ebegerichte des Königreichs haben sich bezüglich der Behandlung der
Ehestreitigkeiten und der Gesuche Geschiedener um Gestattung der Wiederverheirathung
über nachstehende Grundsätze vereinigt:

1) Wenn bei Ehestreitigkeiten der klagende Tbeil allen Umständen nach als der-
jenige erscheint, welchem die größere Schuld bei den Ehezerwürfnissen beizu-



messen ist, so ist ihm die Erlaubniß zur Wiederverheirathung im Urtheil nicht
vorzubehalten, sondern es ist, falls er zu einer andern Ehe schreiten will, ein
besonderes Gesuch desselben um Gestattung der Wieververheirathung zu erwarten
und bierüber nach eberichterlichem Ermessen zu entscheiden.
Gesuche Geschiedener um Gestattung der Wiederverbeirathung sind stets zunächst
dem gemeinschaftlichen Unteramte des Orts, in welchem die neue Ehe
eingegangen werden will, vorzutragen, von jenem aber mit einer eingehen-
den gutächtlichen Aeußerung dem gemeinschaftlichen Oberamtsgerichte
und von der letzteren Behörde, welche die ihr nöthig scheinenden Bemerkungen
gleichfalls beizufügen hat, dem betreffenden Ebegerichte vorzulegen.

Indem diese Grundsätze biemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden, ergeht an
die gemeinschaftlichen Unterämter, sowie an die gemeinschaftlichen Oberamtsgerichte die
Aufforderung, an ihrem Theile sich künftig nach der Bestimmung unter Nro. 2 zu achten
und dabei im Auge zu behalten, daß Geschiedene die Erlaubniß zur Wiederverheirathung
jedesmal besonders nachzusuchen haben, außer wenn dieselbe bereits im Scheidungserkennt-
niß ausgesprochen worden ist.

Stuttgart den 31. Dezember 1860.
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Wächter.

b) Bekanntmachung, betreffend die Anwendbarkeit des Artikels 421 des Strafgesetzbuchs auf die Fälle
des Art. 4 des Gesetzes vom 23. Juni 1853 über die Beseltigung der bei biegenschafte-

veräußerungen vorkommenden Mißbräuche.

Das Strafverbot des Artikels 421 des Strafgesetzbuchs, welches dahin lautet:
„Ein öffentlicher Beamter, welcher ohne Ermächtigung der zuständigen Behörde,
„sei es offen oder unter irgend einem Vorwand, unmittelbar oder durch Zwischen-
„personen, an Verkäufen, Verpachtungen oder andern dergleichen Verhandlungen,
„die seiner Leitung oder Aufsicht anvertraut sind, als Partbei
„Tbeil nimmt oder nachher in den Kauf, Pacht und dergleichen einsteht, ist zu be-
„strafen:

„1) mit Dienstentlassung, wenn durch solche Einmischung ein unerlaubter Vor-
otheil bezweckt oder erreicht worden ist;



„2) außerdem mit Geldbuße von zehen bis Einhundert Gulden —
findet nach der übereinstimmenden Ansicht der Criminal-Senate der K. Kreisgerichtshöfe
und des K. Obertribunals auch dann Anwendung, wenn bei Liegenschaftsversteigerungen,
welche in Gemäßheit des Art. 4 des Gesetzes vom 23. Juni 1853,
betreffend die Beseitigung der bei Liegenschaftsveräußerungen vorkommenden Mißbräuche
(Reg.-Blatt S. 244) unter Leitung des Bezirksnotars, Ortsvorstehers oder Rathsschreibers
und unter Beiziehung eines Mitglieds des betreffenden Gemeinderaths stattfinden, irgend
einer dieser leitenden oder zur Mitaufsicht beigezogenen Beamten auf die in Art. 421 be-
zeichnete Weise an dem Aufstreich Theil nimmt oder nachher in den Kauf einsteht.

Diese Gesetzesauslegung der Obergerichte, mit welcher auch das Justiz-Ministerium
einverstanden ist, wird hiemit zur Nachachtung für die Bezirksnotare, Ortsvorsteher, Raths-
schreiber und Gemeinderathsmitglieder öffentlich bekannt gemacht.

Hinsichtlich der etwaigen Ertbeilung von Dispensationen wird auf die Verfügung
des Justiz-Ministeriums vom 20. Juni 1843 (Reg.-Blatt S. 440) Bezug genommen.

Stuttgart den 12. Januar 1860. «

Wächter.

B) Der Departements der auswärtigen Angelegenheiten
und der Finanzen.

Der Ministerien der auswärtigen Angelegenheiten und der Finanzen.

Bekanntmachung in Betreff eines mit der Großherzoglich Badischen Regierung abgeschlossenen Staats-
Vertrags über den Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Mühlacker.

Nachdem der am 6. November 4860 zur Vollziehung der Bestimmungen des Ar-
tikels 22 des Staats-Vertrags zwischen Württemberg und Baden vom 4. Dezember 1850
abgeschlossene Staats-Vertrag über ven Anschluß ver Pforzheimer Eisenbahn bei Mühl-
acker die Genehmigung der contrahirenden Regierungen von Württemberg und Baden
erhalten hat, so wird derselbe nachstehend zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Stuttgart, den 17. Januar 1861.

Hügel. Knapp.
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Die Königlich Württembergische und die Großberzoglich Badische Regierung in der
Absicht, die Bestimmungen des Artikels 22 des Staats-Vertrags vom 4. Dezember 1850
zum Vollzuge zu bringen, haben zu diesem Zwecke Bevollmächtigte ernannt, welche nach
gegenseitiger Anerkennung und Auswechslung ihrer Vollmachten, vorbehältlich der höchsten
Ratification, sich über folgenden

Vertrag
geeinigt haben.

Artikel 1.

Zur Erfüllung der im Eingang erwähnten Absscht soll eine Eisenbahn von Pforzbeim
aus über die Württembergische Grenze geführt und bei der Staiion Mühlacker in die
Württembergische Staate-Eisenbahn eingemündet werden.

Für die Richtung der Bahnlinie innerhalb des Königlich Württembergischen Gebiets,
auf welchem eine Station für Personen= und Güter-Verkehr in der Nähe von Enzberg
anzulegen ist, sind die in dem Protokoll der beiderseitigen Techniker, d. d. Pforzheim den
20. Oktober 1858 getroffenen Abreden maßgebend.

Die Spurweite der Verbindungsbahn wird in Uebereinstimmung mit derjenigen der
beiverseitigen Hauptbahnen auf 4“ 81“" englisches Meß festgesetzt.

Artikel 2.

Das Königreich Württemberg überläßt, unter ausdrücklicher Wahrung aller seiner
Hoheits-Rechte, den Bau und Betrieb der Bahn nebst sammtlichen damit verbundenen
Lasten und Vorthellen, auch innerhalb seines Terri##riums, der Großberzoglich Badischen
Regierung.

Uebrigens behält sich die Königlich Württembergische Regierung das Recht vor, das
Eigenthum und den Selbstbetrieb der Bahnstrecke zwischen Mühlacker und der Württem-
bergisch-Badischem Grenze nach worausgegangener einjähriger Kündigung an sich zu ziehen,
gegen Rückvergütung der von Baden auf jene Babnstrecke aufgewendeten sämmtlichen An-
lagekosten nach alleinigem Abzug des Minderwerths der einer Abnutzung und der Fäulniß
unterworfenen Theile.
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Falls eine Verständigung über diesen Abzug nicht stattfinden sollte, entscheidet hierüber
ein Schiedsgericht, zu welchem beiderseits je zwei Schiedsrichter berufen werden, die zu-
sammen einen Obmann wählen.

Artikel 3.

Der allgemeine Plan über die Ausführung res Baues innerhalb Württembergischen
Gebiets und die dabei zu beachtenden Grundsätze unterliegen der Genehmigung der König-
lichen Regierung.

Die Detail-Plane für die Brücken, Wegübergänge, Wasserdurchlässe, Stationsgebäude
und Einrichtungen werden nach erfolgter Bearbeitung durch Badische Techniker mit den
bierzu bezeichnet werdenden Württembergischen technischen Beamten berathen und gemein-
schaftlich festgestellt. ·

DieseMitwirkungvonSciteWürttembcrgssollübrigcnsnichtinderArtausgedehnt.
werden, daß Baugrundsätze, welche die Großherzogliche Regierung innerhalb Badens durch-
fübrt, in Württemberg ausgeschlossen werden sollen.

Artikel 4.

Der Wurttembergischen Regierung steht es zu, die Bauausführung des auf Württem-
bergischem Gebiete gelegenen Theils der Bahn in siccherheitspolizeilicher Beziehung und
binsschtlich der Einhaltung der vereinbarten Grundsätze und Plane beaufsichtigen zu
lassen.

Artikel 5.

Wo die Bahn auf Königlich Württembergischem Gebiete bestebende Staats-, Vieinal-
oder Gemarkungs-Straßen krenzt, wird die Großberzoglich Badische Bauverwaltung alle
diejenigen Maßregeln treffen, welche erforderlich sind, um den Verkebr gegen jere Unter-
brechung durch die Arbeiten an der Bahn sicher zu stellen, und die dießfallsigen Kosten

gleich allen anderen, welche durch den Bahnbau veranlaßt werden, übernehmen.
Bevor die Verkehrslinien unterbrochen werden können, hat die Württembergische

technische Behörde zu untersuchen, ob die provisorischen Bauten für den Verkehr die er-
forderliche Sicherheit gewähren.

Artikel 6.

Die Vergebung der Materiallieferungen und der Bauarbeiten wird öffentlich in einer



Weise geschehen, daß Württembergische Staatsangehösrige ebensogut wie Badische daran
Theil nehmen können. «·

Zwischen den Angehörigen beider Staaten soll überhaupt in dieser Beziehung kein
Unterschied gemacht werden.

Artikel 7.

Hinsichtlich der Erwerbung des zum Bau der Verbindungsbahn und der Stationsplätze
auf Württembergischem Gebiet erforderlichen Grumbesitzes finden dieselben Bestimmungen
Anwendung, welche für die Königlich Württembergische Staats-Eisenbahn-Verwaltung in
Ausfübrung des 8. 30 der Verfassungs-Urkunde vom Jahr 1819 maßgebend sind, oder
noch werden.

Artikel 8.

Dem Bahnkörper, einschließlich der Ueberbrückungen, ist alsbald beim ursprünglichen
Baue die für ein doppeltes Schienengeleise nöthige Kronenbreite zu geben.

Wird sodann ein zweites Schienengeleise auf dem Bahntheil im badischen Gebiete ge-
legt, so hat dieß von der Großherzoglich Badischen Regierung und auf veren Kosten
gleichzeitig auch auf dem Bahntheil innerhalb des Wurttembergischen Gebiets zu geschehen.

Artikel 9.

Der in Mühlacker für die Verbindungsbahn berzusteklende Bahnbof soll in einer
Weise ausgeführt werden, welche die Verbindung des Betriebs der beiden dort zusammen-
treffenden Bahnen so vollkommen herstellt, als dieß nur immer gescheben kann.

Soweit eine Mitbenutzung der Zubehörden des Bahnhofs zu Mühlacker und der
auf demselben bereits bestehenden Gebäude und Einrichtungen für den Betrieb der Ver-
bindungsbahn ohne Beeinträchtigung des Betriebs der Württembergischen Bahn und ohne
Erweiterungsbauten für diese herbeizuführen, zulässig ist, wird dieselbe von der Königlich
Württembergischen Regierung unentgeltlich gestattet.

Die Großberzoglich Badische Regierung haftet jedoch für solche Beschädigungen,
welche nicht durch Zufall over den ordnungsmäßigen Gebrauch, sondern durch Verschulden
ibres Personals allenfalls herbeigeführt werden könnten.

Einrichtungen und Gebäude, die für die gemeinschaftliche Benüzung beider Bahnver-
waltungen auf diesem Bahnbofe noch erforderlich werden, sowie deren Ausrüstung mit be-
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weglichen Gegenständen an Maschinen, Werkzeugen, Expeditions= und Hausgeräthen aller
Art, sind von beiden Theilen auf gemeinschaftliche Kosten herzustellen und zu unterhalten.
Die Ausführung der Einrichtungen und Gebäude dieser Art wird die Königlich Württem-
bergische Regierung nach gemeinschaftlich aufzustellenden Planen durch die technischen Be-
amten besorgen lassen.

Die Herstellung, bauliche Unterhaltung und Ausstattung der ausschließlich für Zwecke
der Großherzoglich Badischen Regierung auf der Station Muhlacker zu errichtenden Ge-
bäude und sonstigen Einrichtungen besorgt und bestreitet viese selbst.

Artikel 10.

Der Bau der nach gegenirärtigem Vertrag auszuführenden Eisenbahn soll, wenn nicht
außerordentliche Hindernisse eintreten, binnen drei Jahren nach beiderseits erfolgter Ra-
tisication vollendet werden.

Artikel 11.

Nach vollendetem Bau wird die Großberzoglich Badische der Königlich Württember-
gischen Regierung eine detaillirte rechnungsmäßige Nachweisung über die innerhalb ihres
Gebiets aufgewendeten Baukosten, nebst einem vollständigen, das vermarkte Bahneigenthum
und seine Zubebörden nachweisenden Mane übergeben, welche Urkunden in dem Königlich
Württembergischen Staatsarchive niedergelegt werden sollen.

Artikel 12.

Die Großberzoglich Badische Regierung verpflichtet sich, ihre Behörden anzuhalten,
daß die auf Königlich Württembergischem Gebiete liegende Bahnstrecke nebst sämmtlichen
Beiwerken mit gleicher Sorgfalt gebaut, fortwährend unterbalten und betrieben werde,
wie die Bahn auf Großherzoglich Badischem Gebiet.

Ohne Zustimmung der Königlich Württembergischen Regierung wird die Großherzog=
lich Badische Regierung diese Bahnstrecke weder veräußern noch in irgend einer Weise be-
lasten, noch den Betrieb der Gesammtbahn einem Dritten überlassen.

Artikel 13.

Bei Feststellung der Fahrtenplane auf den beiderseitigen Bahnen soll darauf Bedacht
genommen werden, daß die Fahrten auf denselben in Müblacker gebörig in einander-
greifen.
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Im Sommer sollen wenigstens vier, im Winter wenigstens drei Fahrten täglich in
beiden Richtungen zwischen Pforzheim und Möhlacker stattfinden und ebenso auf der Kö—
niglich Württembergischen Staats-Eisenbahn die Station Mühlacker passiren.

Artikel 14.

Badischer Seits dürfen die Fahrpreise für Personen und Beförderungs-Gegenstände
aller Art, sowie die Lagergebühren auf der Morzheim-Mäühlacker Verbindungsbahn nicht
böber gestellt werden, als jene auf der Badischen Hauptbahn im Allgemeinen.

Auch soll Badischer Seits dem Verkehr von Bruchsal und weiterber über Durlach
und Mühlacker und weiterbin, sowie umgekehrt, ferner Württembergischer Seits dem Ver-
kehr von Möhlacker und weiterher über Bruchsal nach Durlach und weiterhin, sowie umge-
kehrt, keine Begünstigung eingeräumt werden, die nicht auch dem Verkehr auf der Linie
über Bruchsal-Bretten, beziehungsweise Mühlacker-Pforzheim eingeräumt würde.

Artikél 15.

Gegenstände, welche nach den im Königreich Württemberg bestehbenden oder künftig
ergehenden Verordnungen dem Postzwange unterliegen, wird die Großherzoglich Badische
Betriebsverwaltung innerhalb Wurttembergischen Gebiets nicht auf eigene Rechnung über-
nehmen; sie verpflichtet sich vielmehr zu Gunsten der Württembergischen Postverwaltung,
die Beförderung von Briefpaketen und Zeitungen, wenn deren Gesammtgewicht an einem

Tag einen Zoll-Centner nicht übersteigt, auf der Strecke von Mühlacker bis an die Lan-
desgrenze und umgekebrt von da bis Mühlacker unentgeltlich zu besorgen, und die gleiche
Frachtbefreiung auch für die postdienstlichen Pakete zu gestatten.

Für alle Brief= und Zeitungspakete, welche an einem Tag zusammen einen Centner
übersteigen, sowie für sämmtliche Päckereien, einschließlich von Geld und Werthpapieren,
wird aber der Badischen Eisenbahnverwaltung von ver Württembergischen Postverwaltung
—ohne Rücksicht auf den Inhalt —die auf die Strecke von Mühlacker bis an die Lan-

desgrenze und umgekehrt fallende Fracht ohne Berechnung eines Zuschlags (Verscherungs-
Prämie) unter Zugrundlegung des am Schlusse jeden Monats sich ergebenden Gesammt-
gewichts aller in diesem Zeitraume erfolgten Sendungen in dem Betrage der Eilgut-Tare
für Güter der Normal-Classe des Badischen Gütertarifs vergütet.

Der Großberzoglich Badischen Eisenbahnverwaltung steht das Recht zu, vurch Ab-



wägen der Sendungen das in den offen mitzugebenden Postkarten verzeichnete Gewicht
zu prüfen. -

Artikel 16.

Will die Königlich Württembergische Militärverwaltung zur Beforderung von Truppen
nebst deren Material und Effecten im Dienste von der Eisenbahn innerhalb des Königreichs
Gebrauch machen, so ist die Großberzoglich Badische Betriebsverwaltung verpflichtet, nö-
thigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten. Die Ksniglich Württembergische
Militärverwaltung vergütet für solche Transporte die Hälfte der im Tarif bestimmten
Tare. Einzelne Militärpersonen dagegen, auch wenn sie im Dienste reisen, sowie Militär-
Effecten ohne Begleitung von Truppen zahlen die volle Taxe.

Andere Militärtransporte dürfen auf der im Königreich befindlichen Eisenbahnstrecke
ohne Erlaubniß der Königlichen Regierung nicht stattfinden.

Artikel 17.

Die Großberzoglich Badische Eisenbahnverwaltung wird bei der Besetzung der Eisen-
bahnstellen (Stationsämter) für die auf Königlich Württembergischem Gebiet gelegene
Bahnstrecke auch auf die Anstellung Württembergischer Staatsangehöriger Bedacht nehmen
und bei Anstellung niederer Diener (Bahnwärter, Packer, Arbeiter 2c.) für den Bahnbe-
trieb auf Königlich Württembergischem Territorium vorzugsweise Württemberger (insbe-
sondere frühere Angebhörige des Militärs) berücksichtigen.

Artikel 18.

Für alle innerhalb des Königlich Württembergischen Gebiets auf der Verbindungsbahn
und ihren Zubehörden vorkommenden, sowie für die die Sicherheit des Betriebs auf der-
selben gefährdenden Vergehen und Verbrechen gelten die Württembergischen Gesetze und
Verordnungen, sowie diese überhaupt, auch soweit sie sicherheitspolizeiliche Vorkehrungen
betreffen, auf der Verbindungsbahn innerhalb des Königlich Württembergischen Gebiets
überall Anwendung finden.

Die von der Großherzoglich Badischen Regierung auf der fraglichen Bahnstrecke an-
gestellten Beamten und Diener sind für die Handhabung der Bahnpolizei innerhalb ihres
Bezirks verantwortlich. Sie werden deßhalb für die ihnen in dieser Beziehung obliegen-
den Verrichtungen von Seiten der Königlich Württembergischen Regjierung verpflichtet und

2
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instruirt. Auch haben die Anzeigen derselben die gleiche Glaubwürdigkeit, wie diejenigen
der Angestellten der Königlich Wurttembergischen Eisenbahn.

Artikel 19.

In Beziehung auf die Untersuchung und Bestrafung von Uebertretungen der Bahn-
polizeivorschriften stehen dem für die Bahnstrecke auf Württembergischem Gebiet ange-
stellten Stationsvorstande die gleichen Befugnisse zu, welche durch die betreffenden Ver-
ordnungen den Württembergischen Stations-Vorständen eingeräumt sind, und treten die
Württembergischen Polizeibebörden erst in denjenigen Fällen ein, welche in jenen Verord-
nungen bezeichnet sind.

Die von demselben erkannten polizeilichen Strafen fallen in die Unterstützungs-Casse
der niederen Diener bei den Württembergischen Verkehrs Anstalten. Für alle übrigen
an oder auf der fraglichen Bahnstrecke begangenen Verbrechen und Vergehen sind die or—
dentlichen Württembergischen Gerichte und Polizeibehörden zuständig.

Wird die Verhaftung eines auf der Verbindungsbahn innerhalb des Württembergischen
Gebiets angestellten Eisenbahndieners wegen Verbrechen oder Vergehen von Württember-
gischen Behörden verfügt, so wird biebei von denselben auf die Erfordernisse des Eisen-
bahndienstes gehörige Rücksicht genommen, und dienächst vorgesetze Eisenbahnbehörde sogleich
von der Verhaftung in Kenntniß gesetzt werden.

Artikel 20.

In Absicht auf den innern Dienst der Bahn, namentlich die Unterhaltung derselben,
den Abfertigungsdienst, die Verwaltung des Bahn-Eigenthums, sowie die Signalordnung
haben die von der Badischen Eisenbahnverwaltung angestellten Beamten und Diener auch
auf Württembergischem Gebiet die bei jener Verwaltung bestehenden allgemeinen Vorschrif-
ten zu beobachten. .

Für auf vorstehende Obliegenheiten sich beziehende Disciplinar-Vergehen der von der
Badischen Eisenbahnverwaltung auf Württembergischem Gebiet angestellten Beamten und
Diener sind die Badischen Behörden allein zuständig.

Die für solche Vergehen erkannten Geldstrafen werden der betreffenden Badischen
Kasse zugewiesen.

Artikel 21.

Wegen der Entschädigungs= oder sonstigen privatrechtlichen Ansprüche, welche aus An.



11

laß des Baues und Betriebs der im Königreich gelegenen Bahnstrecke an die Großherzog-
lich Badische Bauverwaltung oder Betriebsverwaltung erhoben werden könnten, wird die-
selbe einen Ort im Königreich als Wohnsitz innerhalb 3 Monaten nach Ratifieation dieses
Vertrags bezeichnen.

Artikel 22.

Jedem der contrahirenden Staaten bleibt es vorbehalten, innerhalb seines Gebiets
Zweigbahnen anzulegen oder anlegen zu lassen und sie mit der hier vereinbarten Bahn
in unmittelbare Verbindung zu setzen.

Artikel 23.

Sollte die Königlich Württembergische Regierung die Anlage von Staats= oder Vi-
einalstraßen, Kanälen oder Eisenbahnen anordnen oder genehmigen, welche die projectirte
Eisenbahn kreuzen, so kann die Großherzoglich Barische Regierung dagegen keine Ein-
sprache erheben; es sollen aber alle erforderlichen Maßregeln getroffen werden, damit
vurch solche Anlagen wever der Betrieb der Eisenbahn gehindert werde, noch der Betriebs-
verwaltung ein Aufwand daraus erwachse.

Die für neue Uebergänge erforderlichen Wärter hat jevoch vie Großherzoglich Badische
Regierung auf ihre Kosten aufzustellen.

Artikel 24.

Die Badische Eisenbahnverwaltung bat an den Königlich Württembergischen Staat
werer aus dem zur Bahn verwendeten Grund-Eigenthum, noch aus den übrigen Zube-
börden derselben, noch aus dem Bahnbetrieb irgend eine Steuer zu entrichten, sowie die-
selbe auch von der Beitragspflicht zu Amtskörperschafts= und Gemeinde-Umlagen in gleicher
Weise befreit ist, wie auf Grund des Vertrags vom 4. Dezember 1850 die auf Badischem
Gebiet gelegene Strecke der Württembergischem Bahn Bruchsal-Bietigheim.

Die im Königreich wohnenden Angestellten der Großberzoglichen Betriebo-Verwaltung
sind rücksichtlich ihres Dienst-Einkommens in gleicher Weise wie die Angestellten bei der
Württembergischen Staats-Eisenbahn in Württemberg nach Maßgabe der bestehenden Ge-
setze steuerpflichtig. —

Artike125.j

Der Großherzoglich Badischen Regierung wird es gestattet, längs der Verbindungs-
bahn auf Württembergischem Gebiet eine Telegraphenleitung für den Bahndienst anzu-
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leqen und auf der Station Mühlacker an vie Württembergische Telegraphenleitung an-
zuschließen. «

Diese Telegraphenleitung soll bis auf anderweitiges Uebereinkommen als Zugehör
der Verbindungsbahn angesehen, und mit derselben nach den gleichen Bestimmungen be-
handelt werden.

Ueber die Anlage einer Telegraphenleitung für den Depeschen-Dienst (allgemeinen
Verkehr) bleibt Verständigung vorbehalten.

Artikel 26.

Der gegenwärtige Vertrag sell beiderseits zur höcksten Genehmigung vorgelegt, und
die Auswechslung der Ratifications-Urkunden zu Stuttgart sobald als möglich — längstens
binnen vier Wochen — vorgenommen werden.

Dessen zur Urkunde haben vie beiverseitigen Bevollmächtigten den Vertrag in zwei
gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer Instegel eigenhändig unterzeichnet.

Stuttgart den 6. November 1860. 6

(gez.) L. v. Schwarz, (gez.) F. v. Dusch,
Oberfinanzrath und Vorstand der Großherzoglich Badischer Kammer-
K. W. Eisenbahnbau-Commissson. herr und Legationsrath, Geschäfte-

(L. S.) träger am Königlich Württembergi-
schen Hofe.
(L. S.)

C) Des Finanz-Departements
Des Finanz-Ministeriums.

Bekanntmachung, betreffend die Waarencontrole im Binnenlande.

Durch die Bekanntmachung vom 7. Juli 1857 (Reg.-Blatt S. 62) iß zur öffentlichen
Kenülniß gebracht worden, in welchen Vereinsstaaten, beziebungsweise in welchen einzelnen
Distrikten derselben, und für welche Waarenartikel die Binnencontrole (Art. 36 des Zollgesetzes
vom 15. Mai 1838 und §§. 093—97 der Zollordnung vom gleichen Tage) noch aufrecht
erhäf# worden ist. Nach einer kürzlichen Mittheilung des K. Preußischen Finanz-Mini-
steriums pat sich vie vortige K. Regierung inzwischen bewogen gefunden, gemäß der zwischen
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den Zollvereinsstaaten früher getroffenen Vereinbarung wegen der Zulässigkeit einer Sus-
pension der Waarencontrole im Binnenlande (zu vergl. Reg. Blatt 1852, S. 7) jene
Controle in verschierenen Distrikten des Königreichs Preußen weiter zu modifieiren.

Nachstebend wird nim bekannt gemacht, in welchen Distrikten des Königreichs Preußen
und bezüglich welcher Waarenartikel die Binnencontrole ausnahmsweise bis auf Weiteres
allein noch beibehalten worden ist:

in der Rheinprovinz:

a) in Beziehung auf den Verkehr mit Kaffee in allen Kreisen des Regierungobezirks

S

re

Duüsselvorf auf dem linken Rheinufer, sowie in den Kreisen Wesel (Rees), auf dem
rechten Rheinufer, ferner in den Kreisen Erkelenz, Heinsberg, Geilenkirchen, Aachen
(Stadt= und Landkreis), Jülich, Düren, Montjoic, Malmedy des Regierungsbezirks
Aachen und Bergheim, Regierungsbezirks Cöln;
in Beziehung auf den Verkehr mit Wein in den Kreisen Saarbrücken, Saarlonis,
Merzig, Saarburg und Trier (Regierungsbezirks Trier), sowie in den weinbauen-
den Gemeinden der Kreise Bonn und Siez (Regierungsbezirks Cöln), Neuwiep,
Ahrweiler, Mayen, Coblenz. Cochem, Zell, Berncastel, Wittlich, St. Goar, Creuz=
nach (Regierungsbezirks Coblenz) und im Landgräflich Hessischen Oberamt Meisen-
heim; und
in Beziehung auf den Verkehr mit Branntwein in den Kreisen an der Nassauischen
und Rheinbayerischen Grenze, namentlich in den Kreisen Wetzlar, Altenkirchen,
Neuwied, Coblenz, St. Goar, Creuznach, St. Wendel, Ottweiler und Saar-
brücken, sowie in dem Landgräflich Hessischen Oberamte Meisenheim und in dem

Großherzoglich Oldenburgischen Fürstenthum Birkenfeld;
in der Provinz Westphalen:

in Beziehung auf den Verkebr mit Kaffee im Regierungsbezirke Münster;

in der Provinz Sachsen:
in Beziehung auf den Verkehr mit Branntwein in den Kreisen Osterburg, Salzwedel,

Gardelegen, Stendal, Calbe, Wansleben, Magdeburg, Wolmersstedt, Neuhaldensleben,
Oschersleben, Aschersleben, Halberstadt, Wernigerore, Saarkreis, Stadt Halle, Mans-
felder Seekreis und Mansfelder Gebirgskreis, Sangerhausen, Eckartsberga, Querfurt,
Merseburg, Weißenfels, Naumburg, Zeitz, Nordhausen, Warbis, Heiligenstadt, Mühlhausen,
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Langensalza und Weißensee, sowie in den der Provinz angeschlossenen fremdherrlichen Ge-
bietstheilen, nämlich: in der Hannover'schen Grafschaft Hohenstein und dem Amte Elbinge-
rode, in dem Braunschweigischen Fürstenthume Blankenburg, dem Stiftsamte Walkenried
und dem Amte Calvörde, in der Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtischen Unterherrschaft,
in den Großberzoglich Sächsischen Aemtern Altstedt und Oldisleben und in dem Herzog-
lich Sächsischen Amte Volkerode;

in der Provinz Brandenburg:
a) in Beziehung auf den Verkehr mit baumwollenen und dergleichen — mit anderen

Gespinnsten gemischten —. Stuhlwaaren und Zeugen in den Kreisen Prenzlan,
Templin, Ruppin, Ost= und Westpriegnitz,

b) in Beziehung auf den Verkehr mit Zucker, Kaffee, Tabaksfabrikaten, Wein= und
Branntwein aller Art, in den Kreisen Prenzlau, Templin, Ruppin, Ost= und West-
priegnitz.

Für die vorstehend genannten Waarenartikel, welche aus dem Königreiche in die an-
gegebenen Theile Preußens versendet werden, und für die in der Bekanntmachung vom
7. Juli 1857 (Reg. Blatt S. 64) unter B—F aufgeführten Waarenartikel im Falle ihrer
Verschickung nach den dort genannten Vereinsstaaten, endlich im internen Verkehre Würt-
tembergs zufolge der Verfügung vom 17. Januar 1852 (Reg. Blatt S. 7) für den Trans-
port von Wein, Obstmost und Branntwein, sind hienach auch fernerhin die Vorschriften
der Binnencontrole (I§. 93—97 der Zellordnung vom 15. Mai 1838) zu beobachten.

Stuttgart den 3. Januar 1861.
Knapp.

umua###########c###t#

Gedruckt bel G. Hasselbrink.
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Regierungs-Blatt
Königreich Württemberg.

Auögegeben Stuttgart Dienstag den 12. Februar 18660.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Kieine.
Verfügungen der Departements. Bekanntmachung, betreffend die Vollziehung des Artilels 21 des

mit der großherzoglich badischen Regierung am 6. November 1860 abgeschlossenen Staatsvertrags über
den Anschluß der Pforzheimer Eisenkahn bei Mühlacker. — Bekanntmachung in Betreff der Olden-
burg'schen Gewerbszeugnisse. — Bekanntmachung, betreffend die Aufnahme eines Staatsanlehens von
7, 000, Ooo fl. — Verfügung, betreffend die Errichtung eines Grenzacciseamts in Nassau, Cameralamts
Creglingen.

1. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.

A) Des Justiz-Departementê.
Des Justiz-Ministeriums.

Bekanntmachung, betreffend die Vollziehung des Artikels 21 des mit der grohherzoglich Badischen
Regierung am 6. November 1860 abgeschlossenen Staatsvertrags über den Anschluß der Pforzhelmer

Eisenbahn bei Mühlacker.

Nachdem im Artikel 21 des zwischen Württemberg und Baden am 6. November 1860

abgeschlossenen, durch die Verfügung der K. Ministerien der auswärtigen Angelegenheiten
und der Finanzen vom 17. Januar d. J. (Reg. Blatt S. 3 ff.) bekannt gemachten Staats-
vertrags über den Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Müblacker von der großberzog-
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lich Badischen Regierung die Verbindlichkeit übernommen worden ist, wegen der Entschä-
digungs= oder sonstigen privatrechtlichen Ansprüche, welche aus Anlaß des Baues und
Betriehs der im Königreich gelegenen Bahnstrecke an die großberzogliche Bau= oder Be-
triebsverwaltung erhoben werden könnten, einen Ort im Königreich als Wohnsitz zu be-
zeichnen, so hat nunmebr die großberzoglich Badische Regierung zu gedachtem Zweck
Maulbronn als den rechtlichen Wohnsitz der großherzoglichen Bau= und Betriebs-
verwaltung benannt und die diesseitige Regierung bat sich biemit einverstanden erklärt.

Stuttgart den 8. Februar 1861.
Wächter.

B) Der Departements des Innern und der Finanzen.

Der Ministerien des Innern und der Finanzen.

Bekanntmachung in Betreff der Oldenburg'schen Gewerbszeugnisse.

Zufolge der Verfügung vom 25. September 1854, in Betreff des gegenseitigen Ge-
werbebetriebs der Angebsrigen der Zollvereinsstaaten und Oestreichs (Reg. Blatt S. 94
bis 96) werden im Herzogthum Olvenburg den von daber kommenden Fabrikanten, Ge-
werbetreibenden und Handlungsreisenden, zum Behuf ihrer Gewerbslegitimation bei den
Behörden der übrigen Vereinsstaaten, ausnahmsweise Bescheinigungen über die Berech-
tigung zum Gewerbebetriebe ertheilt, welche die durch die Bekanntmachung vom
8. December 1835 (Reg. Blatt S. 460 ff.) vorgeschriebenen Ausweise über die Abgaben-
Entrichtung ersetzen sollen.

Nachdem nun inzwischen im Herzogthum Oldenburg eine Aenderung des Steuer-
spstems eingetreten ist, befindet sich die Großherzogliche Regierung fortan in der Lage, die
in Betreff der Handelsreisenden allgemein verabredeten Formulare (Reg. Blatt 1835
S. 463) auch für das Herzogthum Oldenburg wörtlich zur Anwendung zu bringen.

Die Oberämter haben sich hienach zu achten.

Stuttgart den 22. Januar 1861.
Linden. Knapp.
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C) Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

a) Bekanntmachung, betreffend die Aufnahme eines Staatsanlehens von 7,000,000 fl.

In Ausführung des Gesetzes B. vom 17. November 1858, betreffend den Bau von
Eisenbahnen in der Finanzperiode 1858/1, hat der Ausschuß der Württembergischen-Stände,
unter deren Gewährleistung und Verwaltung die Staatsschuld des Königreichs Württem-
berg nach den §§. 119 und 120 der Verfassungsurkunde gestellt ist, im Einverständnisse
mit der K. Staatsregierung und Kraft des ihm durch das oben genannte Gesetz ertheilten
Auftrags beschlossen, ein mit jährlich vier vom Hundert verzinsliches Anlehen von
7,000,000 fl. aufzunehmen. ·

Da hievon die Staatshauptkasse die Hälfte für Rechnung der Staatsgrundstocks-Ver-
waltung übernommen hat, so soll die andere Hälfte im Wege der Unterzeichnung unter
folgenden Bestimmungen aufgenommen werden:

1) Für eine Baarzahlung von 98 fl. werden dem Darleiher 100fl. als Schuld ver-
schrieben.

2) Für die aufgenommenen Capitalien werden Schuldverschreibungen zu 100, 300,

3

4

)

—

500 und 1000 fl. süddeutscher Währung auf Inhaber auzgestellt, und mit dreißig
halbjährigen Zinscoupons, sowie mit Talons versehen, gegen welch letztere nach
Ablauf der ersten 15 Jahre weitere Coupons bei der blungekass
in Stuttgart ausgegeben werden.
Die Verzinsung mit jährlichen vier Procent beginnt mit dem1. Februar 1861 und
erfolgt halbjährlich auf den I. August und 1. Februar; der Betrag der Zinscoupons
kann sowohl bei ver Staatsschuldenzahlungskasse und sämmtlichen Cameralämtern
und Oberamtspflegen des Königreichs, als auch bei einem auf den Schulover-
schreibungen zu benennenden Bankhause zu Frankfurt a. M. erhoben werden.
Den Besitzern der Schuldscheine ist das Recht eingeräumt, dieselben bei der Staats-
schuldenzablungskasse auf Namen einschreiben zu lassen. Hiebei steht es ihnen
frei, die noch nicht verfallenen Coupons nebst dem Talon entweder beizubehalten
oder an die Staatsschuldenzahlungskasse zurückzugeben. Im letzteren Falle ist

ei rSriken#rbriir

18* u
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während der Dauer der Einschreibung der Zins nur gegen Quittung bei der so
eben genannten Casse oder bei den Cameralämtern oder Oberamtspflegen des Lan-
des zu erheben.

5) Das Anlehen ist von Seite des Gläubigers unaufkündbar. Die ordentliche Tilgung
desselben erfolgt innerbalb 50 Jahren vom 1. Juli 1861 an gerechnet durch jähr-
liche Verlosung. Außerordentliche Tilgungen werden vorbehalten.
Die bei jeder Verlosung gezogenen Capitalien werden jedesmal öffentlich bekannt
gemacht und drei Monate nach dieser Bekanntmachung bei der Staatsschuldenzah=
lungskasse zurückbezahlt werden. ·

7) Mit der Annahme von Unterzeichnungen auf dieses Anlehen und mit der Vermitt-
lung der Einzahlungen auf dasselbe sind

sämmtliche Staats-Cameralämter

6

beauftragt.
Die Unterzeichnung wird eröffnet

am Mittwoch den 13. Februar 1861
Vormittags neun Uhr

und geschlossen

am Samstag den 23. Februar 1861
Abenods fünf Uhr.

Bei der Unterzeichnung sind für je 100 fl. Nennwerth des gezeichneten Anlehens-
betrags 10 fl. gegen von jenen Cassen auszustellende Interimsscheine baar zu
erlegen.
Die Betheiligung kann in beliebigen Beträgen, welche durch die Zahl 100 tbeilbar
sind, erfolgen; weniger als 100 fl. dürfen nicht gezeichnet werden.

10) Uebersteigen sämmtliche Zeichnungen die Summe von 3,571,400 fl. Nennwerth, so
werden alle, sofern sie mehr als 300 fl. betragen, verhältnißmäßig auf eine durch
100 theilbare Summe herabgesetzt, wovon den Betheiligten Nachricht ertheilt wer-
den wird.

11) Die weiteren Einzahlungen sind an diejenigen Cassen zu leisten, bei welchen die
Unterzeichnung erfolgt ist, und zwar in der Zeit

vom 1½8. März d. J. —:. 0 fl.
vom ½8. Mai d. J. —: 8fl.

8 —

9

je für 100fl. Nennwerth.
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12) Werden die in Ziffer 11 bestimmten Zahlungen nicht inner der für dieselben vor-
geschriebenen Fristen vollständig geleistet, so verfallen die bei der Unterzeichnung
einbezahlten Beträge der Staatskasse und werden die darüber ausgestellten Inte-
rimsscheine ungültig. »

Bei Einzahlung der zweiten Rate kann auch der für die dritte bestimmte Betrag
vorausbezahlt werden; eine besendere Zinsenvergütung findet aber hiefür nicht statt.

14) Nach vollständiger Einzahlung von 98% des Capitalbetrags werden den Dar-
leihern von denjenigen Stellen, bei welchen sie gezeichnet haben, gegen Zurückgabe
der Interimsscheine die förmlichen Schuldverschreibungen mit den Zinscoupons aus-
gefolgt, deren erster (halbjähriger) auf den 1. August 1861 fällig wird.

Für diejenigen Darleiher, welche wünschen, daß ihre Schuldverschreibungen auf
Namen eingeschrieben werden und diesen ihren Wunsch bei der Einzahlung der
letzten Rate der Stelle, bei welcher sie zeichneten, mittheilen, wird diese die
Inseription bei der Staatsschulvenzahlungskasse in der gewünschten Weise vermitteln.

Jeder Person, welche einen Darlehensbetrag von wenigstens 50,000 fl. in einer
Summe zeichnet, wird eine bei der letzten Einzahlung abzurechnende Provision von
1/10% desjenigen Betrags, den sie in Wirklichkeit einbezahlt, verwilligt.
Von Jedem, welcher sich auf eine Zeichnung einläßt, wird angenommen, daß er sich
mit den aufgestellten Bedingungen gehörig bekannt gemacht hat und sich denselben
völlig unterwirft, so daß also diese Bedingungen die Stelle eines förmlichen Dar-
lehenscontrakts zwischen den Interessenten vertreten.

Stuttgart den 8. Februar 1861.

Von Oberaussichtswegen: Das Präsidium des stän-

Der Finanz-Minister: dischen Ausschusses:
Knapp. Der Präsident der Kam-

mer der Standesherren:

Graf v. Rechberg.

13

15 —

16

17 —
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b) Verfügung, betreffend die Errichtung eines Grenzacciseamts in Nassau, Cameralamts
Creglingen.

Fär den Uebergang von Wein, Obstmost, Branntwein, Bier und Malz aus und nach
dem Königreich Bayern ist in Nassau, Cameralamts Creglingen, ein Grenzaceiseamt
errichtet, auch die Straße von Nassau nach Stallvorf zur Uebergangsstraße erklärt worden,
was unter Beziehung auf die Bekanntmachung vom 27. Januar 1853 (Reg. Blatt S. 33)

hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird.
Diese Verfügung tritt mit dem 18. d. M. in Wirksamkeit.

Stuttgart den 4. Februar 1861. Knapp.

A

Gedruckt bei G. Hasselbrink.



2N3.

Regierungs-Blatt

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Dienstag den 26. Februar 1861.

Inhalt.
Könlgliche Dekrete. Königliche Verordnung, betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der

zur Vollziehung des Bundes-Beschlusses vom 6. Juli 1854 über die Verhinderung des Mißbrauchs
der Presse erlassenen Königlichen Verordnung vom 7. Januar 1856. — Königliche Verordnung, be-
treffend die Aufhebung der Durchgangsabgaben und der ihre Stelle vertretenden Ausfuhrzölle.

Verfügungen der Departements. Bekanntmachung, betreffend die Ermäßigung der Rheinschifffahrts-
abgaben. — Verfügung, betreffend die Extrapost= und Estafetten-Taxe pro 1856¼/67.

1. Unmittelbare Königliche Dekrete.

A.) Königliche Verordnung,
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der zur Vollziehung des Bundes-Beschlusses vom

6. Juli 1854 über die Verhinderung des Mißbrauchs der Presse erlassenen Königlichen
Verordnung vom 7. Januar 1856.

Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Württemberg.

Wir baben Uns veranlaßt gefunden, Unsere Verordnung vom 7. Januar 1856,
betreffend die Vollziehung des Bundes-Beschlusses vom 6. Juli 1854 über die Verhinde-
rung des Mißbrauchs der Presse, in einigen Beziehungen einer Aenderung zu unterwerfen
und verordnen und verfügen nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths wie folgt:
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8. 1.

Der 8. 4 der gedachten Verordnung, betreffend die administrative Entziehung der
Concessson zur Ausübung eines der in K. 1 derselben bezeichneten Gewerbe wird bis auf
Weiteres außer Vollzug gesetzt.

S. 2.

Von jeder die Presse verlassenden Druckschrift, welche nicht 20 Bogen und darüber
hält, ist beim Beginn der Austheilung oder Versendung ein Eremplar und von jeder
Zeitung das zuerst abgezogene Blatt unverzüglich durch den Verleger oder, wenn kein
solcher benannt ist, durch den Drucker der Bezirkspolizeibebörde und außerhalb des Sitzes
der Bezirksbehörde dem Ortsvorsteher zu übergeben.

Die Polizeibehörde hat den Zeitpunkt der Uebergabe vorzumerken und eine die genaue
Bezeichnung desselben enthaltende Bescheinigung auszustellen.

Das übergebene Eremplar muf bei Zeitschriften, für welche überhaupt ein Redacteur
zu bestellen ist, mit der eigenhändigen Unterschrift des Redacteurs oder eines von ihm zu
diesem Zwecke aufgestellten Bevollmächtigten versehen seyn. Andere Druckschriften sind
mit der Unterschrift des Verlegers oder Druckers zu versehen.

Jede vorzeitige Austheilung, Ausgabe oder Versendung irgend welcher Art zum
Zwecke der Verbreitung einer Druckschrift ist verboten.

F. 3.

Von der Verpflichtung zur Bestellung und Benennung eines verantwortlichen Redac-

teurs sind diejenigen periodischen Druckschriften befreit, welche alle politischen und socialen
Fragen von der Besprechung ausschließen.

In gleicher Weise, wie die genannten Druckschriften, ind auch die im übrigen Bun-

desgebiete erscheinenden periodischen Druckschriften von der Vorschrift ves §. 16, Abs. 2
der Königlichen Verordnung vom 7. Januar 1850 in soweit ausgenommen, als sie den am
Orte ihres Erscheinens geltenden Normen entsprechen.

F. 4.

Zur Redaction von Zeitschriften rein wissenschaftlichen, technischen und artistischen In-
halts können von ver betreffenden Kreisregierung auch Solche zugelassen werden, welche
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weder unbedingt dispositionsfähig sind, noch im Genusse der staatsbürgerlichen Rechte
stehen. "

8. 5.

Die von dem Herausgeber einer periodischen Druckschrift zu bestellende Caution wird
bei wenigstens sechsmal in der Woche erscheinenden Druckschriften, je nachdem die Gemeinde
10,000 oder 5000 Einwohner hat oder weniger zahlreich ist, auf 4000, 3500 und 2500 fl.,
bei Druckschriften, welche mehr als dreimal erscheinen, je nach der bezeichneten Einwohner=
zahl der Gemeinde auf 3000, 2400 und 1600 fl. und bei seltener erscheinenden auf 2000,
1400 und 800 fl. herabgesetzt.

g. 0.

Bei Hinterlegung der Cautions-Summe in Württembergischen Staatsschuldscheinen
sind diese stets nach dem Nominal-Werthe zu berechnen.

Durch die §#§. 2—6 der gegenwärtigen Verordnung werden die 88. 12, 16, 17,
Abs. 1 und 3, 18, Abs. 1 und 10 Unserer Verordnung vom 7. Januar 1856 ersetzt,
beziehungsweise abgeändert.

Unser Minister des Innern ist mit der Vollziehung dieser Verordnung beauftragt.

Gegeben Stuttgart den 22. Februar 1861.

Wilhelm.
Der Justiz-Minister:

Wächter-Spittler.
Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten:

Hügel. Auf Befehl des Königs:
Der Minister des Innern: Der Chef des Geheimen-Cabinets:

Linden. Mauceler.
Der Departementschef des Kirchen= und Schulwesens:

Rümelin.

Der Kriegs-Minister:
Miller.

Der Finanz-Minister:
Knapp.
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B) Königliche Verordnung,
betreffend die Aufhebung der Durchgangsabgaben und der ihre Stelle vertretenden Ausfuhrzölle.

Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Württemberg.

Im Einverständnisse mit den Regierungen der übrigen, zum Zollvereine gehörenden
Staaten verordnen Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths, wie folgt:

S. 1.

Vom 1. März 1861 an sind die Abgaben für den Waarendurchgang, welche bisber
in Gemäßheit der dritten Abtheilung des Vereinszolltarifs (Reg. Blatt von 1859, S. 154 f.)
zum Ansatze kamen, ferner die in der zweiten Abtheilung dieses Tarifs unter pos. 2. a,
5. e. 2. und 3. pos. 5. f. I. und pos. 26. Anm. 1 festgesetzten Ausgangszölle aufgehoben.

Die unter den letztgedachten Positionen begriffenen Gegenstände werden der ersten
Abtheilung des Tarifs zugewiesen, mithin von jeder Abgabe befreit.

S. 2.

Soweit hiedurch die Abänderung einzelner Bestimmungen früherer Gesetze und Ver-
ordnungen nöthbig wird, bleibt die Herbeiführung derselben auf dem verfassungsmäßigen
Wege vorbehalten.

8. 3.

Unser Finanz-Ministerium ist mit der Vollziehung gegenwärtiger Verordnung be-
auftragt.

Gegeben Stuttgart den 17. Februar 1861.

Wilhelm.
Der Finanz-Minister:

Knapp.
Auf Befehl des Königs,

Der Chef des Geheimen-Cabinets:
Maueler.
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II. Verfügungen der Departements.

Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

à) Bekanntmachung, betreffend die Ermäßigung der Rheinschifffahrts-Abgaben.

Die Deutschen Rheinuferstaaten sind kürzlich übereingekommen, mit dem 1. März
1861 anfangend von den auf dem vereinsländischen Rbeine zwischen Emmerich und der
Lauter oder über diese Endpunkte binaus beförderten Gegenständen, soweit solche seither
der ganzen und Viertelsgebühr des Rheinzolles unterworfen waren, sowohl in der Berg-
fahrt, als in der Thalfahrt,

für die beziehungsweisen Antheile Badens, Bayerns und Preußens an der
Rheinzollerbebung, nur ein Zehntel des Normalsatzes der ganzen Berggoll-
gebühr,

für die Antheile Hessens und Nassaufs nur ein Sechstel desselben Normal-
satzes

erheben zu lassen.
Die demgemäß sich ergebenden Erbebungssätze sind in dem angeführten besonderen

Tarife zusammengestellt.
Indem dieß biemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, ist zu bemerken, daß

vurch die gedachte Uebereinkunft weder die bisberigen Bestimmungen wegen der Rbein-
zollsätze für das Bau= und Nutzbolz, und für die Güter der Zwanzigstelsgebühr, so wie
wegen der Recognitionsgebühr, noch aber auch die Vereinbarungen wegen des Abgaben-
Erlasses von den im steuerlich freien Verkehr befindlichen Gegenständen, dic nicht notorisch
außerdeutschen Erzeugnisses sind, und die Vorschriften wegen der Rückvergütung der preu-
ßischen Rheinzölle eine Aenderung erlitten haben.

Stuttgart den 18. Februar 1861.
Knapp.
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Besonderer Tarif
zur Erhebung der Rheinzölle auf der Rheinstrecke von der Lauter bis Emmerich.

3 Für die Rheinstrecke Bei der Fahrt
S m »sp— * Erhebungs-

abwärts. aufwärts satz.
von bis an der Zollstelle an der Zollstelle

zu zu Cent.Mill.

A. Von allen Gütern, welche der ganzen und der Birnelsletälr unterlicgen.

1 der Lauter Neuburg Neuburg Neuburg — 07

2 Neuburg Mannheim Neuburg Mannheim 3 51
3 Mannheim Mainz Mannheim Mainz 4 25
4 Mainz Caub Mainz Caub 2 33
5Caub Coblenz Caub Coblenz 184
6%4Coblenz Andernach Coblenz Andernach —67
7/Anvdernach Linz Andernach Linz — 83

8ä%Linz Cöln Linz Cöln 1 81
9 Cöln Düsseldorf Cöln Düsseldorf 1175

(0, Düsseldorf Ruhrort Düsselvorf Ruhrort 1113
11 Nuhrort Wesel Ruhrort Wesel 1 606
12 Wesel zur niederländisch- Wesel Emmerich · 161

» preußischen
« Grenze «

i bei Schenkenschanz. «

B. Von den Gütern zur gauzen und zur Viertelsgebühr, welche den Rhein
verlassen und in die Lahn eiulanfen.

.13 Caub zur Lahn Caub — 162

14¼ der Lahn Coblenz — Coblenz — 21
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b) Verfügung, betreffend die Ertrapost= und Estaffetten-Tare pro 1861—62.

Vermöge böchster Entschließung Seiner Königlichen Majestät vom 18. d. M.
ist die Extrapost= und Estaffetten-Taxe auch für den Zeitraum vom 1. März 1861 bis
letzten Februar 1862 auf 48 kr. pro Pferd und geographische Meile festgesetzt worden.

Stuttgart den 20. Februar 1861.
Knapp.

s ———.————————

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Samstag den 23. März 18660

Inhalt.
Königliche Dekrete. Gesetz, betreffend die Nekrutenaushebung für die Jahre 1861, 1862 und

1863 und einige weitere Bestimmungen über die Kriegsdienstpflickt. — Gesetz, betreffend einige Be-
stimmungen über die Stellvertretung im Kriegsdienste.

Verfügungen der Departements. Verfügung, betreffend die Ab inderung der Instruction zu Voll-
ziehung des Gesetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienste.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.

A) Gesetz,
betreffend die Rekrutenaushebung für die Jahre 1861, 1862 und 1863 und einige weitere

Bestimmungen über die Kriegsdienstpflicht.

Wilhelm,
oon Gottes Gnaden König von Württemberg.

Nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths und mit Zustimmung Unserer getreuen
Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt:

Artikel 1.

In den Jahren 1861, 1862 und 1863 ist aus den entsprechenden Altersklassen
von 1840, 1841 und 1842 je die Zahl von viertausend sechshundert Rekruten
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unter der Bestimmung zum eaktiven Militär auszuheben, daß die wegen Berufs Zurück-
gestellten, die ungehorsam Abwesenven, sowie die freiwillig im Militär Dienenden, insofern
sie die Aushebung trifft, als gestellt in die Rekrutenzahl eingerechnet werden.

Artikel 2.

An die Stelle des Kriegsdienstgesetzes, Art. 61, tritt folgende Bestimmung:
Aus den beiden ersten Aufgeboten der Landwehr werden zurückgestellt und gehen
in das dritte Aufgebot über:

1) Verheirathete,
2) Wittwer mit Kindern.

Artikel 3.

Der Art. 70 des Kriegsvienstgesetzes findet auf verheiratbete oder solche Militär-
personen, welche Wittwer mit Kindern sind, keine Anwendung und werden dieselben auch
im Falle eines Kriegs nach vollendeter Dienstzeit sofort beabschiedet.

Artikel 4.

Die nichtererzirte Mannschaft der jüngsten Altersklasse der Landwehr, soweit und
solange solche nach Art 2 des Gesetzes vom 24. Februar 1855 zu Ergänzung des aktiven
Heeres erforderlich ist, kann alljährlich mit den übrigen Rekruten zu kurzen Waffenübungen
längstens auf die Dauer von sechs Wochen versammelt werden.

Hiernach wird der Art. 2 des Gesetzes vom 24. Februar 1855 abgeänvert.

Artikel 5.

Die Vertheilung der einzuübenden Mannschaft auf die Ausbebungsbezirke erfolgt im
Verhältniß zur Gesammtzahl ver Rekruten. (Art. 22 des Gesetzes über die Verpflichtung
zum Kriegsdienste vom 22. Mai 1843).

Artikel 6.

Wenn der Kriegs-Minister von der ihm durch Art. 4 eingeräumten Befugniß Gebrauch
macht, so haben bei der Musterung des betreffenden Jahres auch die wegen Berufs oder
Familienverhältnissen Zurückgestellten (Art. 29 des Kriegsdienstgesetzes) und die in Art. 48
Ziffer 3 und Art. 73 desselben Gesetzes genannten Einsteller zu erscheinen. "

Ausgenommen von dieser Verbindlichkeit bleiben diejenigen, für welche genügende
Bürgschaft geleistet wird, daß sie für die ibnen vurch das Gesetz vom 24. Februar 1855
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auferlegte Dienstpflicht einen Ersatzmann stellen (vergl. Art. 6 und 7 des Gesetzes vom
heutigen Tage, betreffend einige Bestimmungen über die Stellvertretung im Kriegevienste.

Hiedurch ist der Art. 48 des Kriegsdvienstgesetzes abgeändert.
Unsere Ministerien des Innern und des Kriegswesens sind mit der Vollziehung des

gegenwärtigen Gesetzes beauftragt.

Gegeben, Stuttgart den 21. März 1861.

Wilheim.
Der Minister des Innern:

Linden.
Der Kriegs-Minister:

Miller. Auf Befehl des Königs,
Der Chef des Geheimen-Cabinets:

Maucler.

8B) Gesetz,
betreffend einige Bestimmungen über die Stellvertretung im Kriegsdienste.

Wilhelm,
oon Gottes Gnaden König von Württemberg.

Nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths und mit Zustimmung Unserer getreuen
Stände verordnen und verfügen Wir wie folgt:

Art. 1.

Die Einstandssumme, welche derjenige zu entrichten hat, der sich auf eine volle
Dienstzeit von sechs Jahren im aktiven Heere durch einen Erxkapitulanten als Ersatzmann
vertreten lassen will, wird von vierbunrert auf sechsbundert Gulden erhöht.

Der Einsteller hat diese Summe in baarem Gelde bei der Amtspflege seines Aus-
bebungsbezirks zu binterlegen, worauf die Bezeichnung des Einstehers erfolgt.
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Art. 2.

Die Summe, für welche ein Exkapitulant, der als Stellvertreter zugelassen werden
will, einzustehen verbunden ist, wird 6

a) wenn verselbe der Klasse der Unterofffziere angehört, auf sechshundert
Gulden;

b) für alle übrige Erkapitulanten aber auf fünfbhundert Gulden festgesetzt.

Art. 3.

Die vermöge der Bestimmung unter Lit. b. des vorigen Artikels sich ergebenden.
Ueberschüsse werden, nach Abzug ver Verwaltungskosten, zu Prämien für würdige Unter-
offiziere verwendet. ·

Art. 4.

Wenn von dem Betrage der Einstandssumme die festgesetzte Kaution (Art. 76 des
Kriegsdienstgesezes vom 22. Mai 1843 und Zusatzgesetz vom 12. Jannar 1853) berich-
tigt ist, wird der Ueberrest der Regimentskasse des Einstehers zur angemessenen Verwen-
dung für denselben (als Hanogelv) beziehungsweise für Unteroffiziers-Prämien übergeben.

Art. 5.

In den Fällen des Art. 82 des Kriegsdienstgesetzes unterliegt der noch nicht aus-
bezahlte Theil der Hanvgelder derselben Behandlung wie die Einstandskaution selbst, je-
doch in dem Falle des zweiten Absatzes des gedachten Artikels nur insoweit verselbe
unter Hinzurechnung der Kaution zur Anschaffung eines andern Ersatzmannes nöthig ist.

Art. 6.

Denjenigen Landwehrmännern, welche durch den Art. 2 des Gesetzes vom 24. Februar
1855 zur Verfügung des Kriegsministeriums gestellt sind, ist unmittelbar, nachdem sie
ihrer Militärpflicht für das aktive Heer genügt haben, gestattet, ihre durch das angeführte
Gesetz ihnen auferlegte Dienstpflicht durch Stellung eines Ersatzmannes zu erfüllen, indem
sie an die Militärverwaltung ein Einstandsgeld von zweihundert Gulden ent-

richten.
Die Bestimmungen des Art. 70 des Kriegsvienstgesetzes werden hievurch nicht al-

geändert.
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Art. 7.

Für dieses Einstandsgeld wird die Kriegsverwaltung einen Einsteher stellen.
Sollte diese biefür einen geeigneten Einsteher nicht erwerben können, so bleibt dem

Landwehrpflichtigen unmittelbar, nachdem er seiner Militärpflicht für das aktive Heer ge-
nügt hat, die Stellung eines Ersatzmannes für die durch das Gesetz vem 24. Februar
1855 ihm auferlegte Dienstpflicht im Wege der Privatübereinkunft überlassen.

Der Einsteher hat in diesem Falle (Absatz 2) ohne Rücksicht auf die Größe der be-
dungenen Einstandssumme, eine Kaution von dreihundert Guloen, in dem ersteren

Falle (Absatz 1) eine solche von einhundertfünfzig Guldenuun stellen.

Art. 8.

Für diejenigen Landwehrpflichtigen, welche von dem ihnen vurch Art. 6 und7 einge-
räumten Rechte keinen Gebrauch machen, bleibt der Art. 85 des Kriegsdienstgesetzes in

Geltung.
Art. 9.

Die Bestimmungen der Art. 1—4 treten in Beziehung auf die Einsteber im aktiven
Heere an die Stelle des Art. 78 des Kriegsdienstgesetzes.

Unsere Ministerien des Innern und des Kriegswesens sind mit Vollziehung des

gegenwärtigen Gesetzes beauftragt.
Gegeben, Stuttgart den 21. März 1861.

Wilhelm.
Der Minister des Innern:

Linden.
Der Kriegs-Minister:

Miller. Auf BefehldesKönigs:
Der Chef des Geheimen-Cabinetc:

Mauceler.
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II. Verfügungen der Departements.
Der Departements des Innern und des Kriegswesens.

Des Oberrekrutirungsraths.
Verfügung, betreffend die Abänderung der Instruction zu Vollziehung des Gesetzes über die

Verpflichtung zum Kriegsdienste.

Nachdem die Einstandssumme für Erkapitulanten des aktiven Militärs vurch das
Gesetz vom 21. d. M. von vierhundert auf sechshundert Gulven erhöht worden ist, stnd
die Amtepfleger, bei welchen die Einstandssummen hinterlegt werden, befugt, für das
Zählen, Aufbewahren, Verpacken und Versenden des Geldes eine Gebühr von dem Hinter-
leger zu erbeben, vic jedoch bei keiner einzelnen Caution mehr als im Ganzen böchstens
Einen Gulden und vierzig fünf Krenzer betragen darf.

Das Porto für die Uebersendung des hinterlegten Geldes an die Staatsschulden-
zahlungskasse und die Regimentskassen ist in dem Betrage, in welchem es jedesmal
bezahlt werden muß, von dem Hinterleger zu bestreiten und einzuziehen.

Der §. 172 der Instruction zum Kriegsvienstgesetz vom 22. Mai 1843 ist biedurch
abgeändert.

Stuttgart den 21. März 1861.
Auf besondern Befehl:

Schweizerbarth.

#

Am 18. März d. J. sind die Straf-Erkennmisse vom vierten Quartal 1860, sowie das Register
des Jahrgangs 1860 ausgegeben worden.

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Negierungs-Blatt

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Dienstag den 30. April 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Gesetz, betreffend die Erhöhung der Pensionen der Hinterbliebenen von Leb-

rern der Kategorie des Art. 16 des Gesetzes vom 6. Juli 1842. — Königliche Verordnung, betref-

fend die Aufhebung des Eingangszolls auf rohes Zinn.
Verfügungen der Departements. Bekannitmachung, betreffend die Waarencontrole im Bin-

nenlande.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.

40 Geset,
betreffend die Erhöhung der Pensionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategorie des Art. 16

des Gesetzes vom 6. Juli 1842.

Wilheln,
oon Gottes Gnaden König von Württemberg.

In der Absicht, die Pensionsverhältnisse der Hinterbliebenen von Lebrern der Kategorie
des Art. 16 des Gesetzes vom 6. Juli 1842 den bestehenden Bedürfnissen anzupassen,
verordnen Wir, nach Anhörung Unseres Gebeimen-Ratbs und unter Zustimmung
Unserer getreuen Stände, wie folgt:
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Art. 1.

An die Stelle des zweiten Absatzes des Art. 20 des Gesetzes vom 6. Juli 1842

tritt folgende Bestimmung, welche auch den bereits vorhandenen Wittwen und Waisen zu
gut kommt:

die Pension beträgt vom 1. Juli 1861 an für eine Wittwe
bei einer Besoldung des Gatten unter 700fl.—:. 120 fl.
von 700fl. und darübr —.10 fl.

und für jedes Kind, dessen Mutter noch lebt, ein Fünftel, im anderen Falle ein Viertel

des Betrags der Wittwenpension.

Art. 2.

Eine neue Regulirung dieser Pensionen, jedoch unbeschadet der zu Art. 1 erwähnten
Beträge, bleibt innerhalb der verfügbaren Mittel der Wittwenkasse den Oberaufsichtsbe-
hörden vorbehalten.

Unser Ministerium des Kirchen= und Schulwesens ist mit Vollziehung dieses Gesetzes
beauftragt.

Gegeben Stuttgart den 4. April 1861.

Wilherlm.
Der Chef des Departements des Kirchen-

und Schulwesens:
Staatsrath Rümelin. Auf Befehl des Königs:

Der Chef des Geheimen-Cabinets:
Maueler.
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8) Königliche Verordnung,
betreffend die Aufhebung des Eingangszolls auf rohes Zinn.

Wilheim,
von Gottes Gnaden König von Württemberg.

Im Eilnverständnisse mit den Regierungen der übrigen zum Zollvereine gehörenden
Staaten verordnen Wir, nach Anhörung Unseres Gebeimen-Raths, wie folgt:

S. 1.

Vom ersten April laufenden Jahres an tritt in dem Vereinszolltarif die Abänderung
in Wirksamkeit, daß die Anmerkung zu Pos. 43 der zweiten Abtheilung des Tarifs auf-
gehboben und dagegen

Zinn in Blöcken, Stangen u. s. w. und altes Zinn der ersten Abtheilung des Tarifs,
d. i. den Gegenständen, welche keiner Abgabe unterworfen sind, eingereiht wird.

S. 2.

Unser Finanz-Ministerium ist mit der Vollziehung gegenwärtiger Verordnung be-
auftragt.

Gegeben Stuttgart den 24. März 1861.

Wilhem.

Der Finanz-Minister:
Knapp. Auf Befehl vdes Königs,

Der Chef des Geheimen-Cabinets:
Maueceler.
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II. Verfügungen der Departements.

Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

Bekanntmachung, betreffend die Waarencontrole im Binnenlande.

Nach einer Mittheilung des K. Preußischen Finanz-Ministeriums ist die durch Art. 306
Z. 2 und 3 des Zollgesetzes und durch S§. 93—97 der Zollordnung vorgesehene Binnen-
controle im Großherzogthum Luremburg zur Zeit nur noch

1) für Wein in den Districten Luremburg und Grevenmacher, sowie
2) für Kaffee in den Districten Luxemburg, Mersch und Diekirch

beibehalten, was unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 3. Januar l. J. (Reg.
Blatt S. 12 f..) zur öffentlichen Kenntniß andurch gebracht wird.

Stuttgart den 23. März 1861. Knapp.

K. ——

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Regierungs-Blatt

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Freitag den 31. Mai 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Departements. Befkanntmachung, die bestehenden Zollstellen betreffend.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.

Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

Bekanntmachung, die bestehenden Zollstellen betreffend.

Nachdem seit der letzten Bekanntmachung der in den Staaten des Zollvereins be-
stehenden Zollämter, auf welche Waaren mit Begleitschein abgefertigt werden können
(Reg. Blatt von 1855, S. 6ff.), manchfache Veränderungen in dem Stande und in den
Befugnissen ver einzelnen Aemter eingetreten sind und deßhalb die Aufstellung eines neuen
Verzeichnisses jener Zollstellen von Seiten der Vereinsregierungen für nothwendig erachtet

1
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worden ist, so wird solches, unter gleichzeitiger Hervorhebung der zur Abfertigung der
Eisenbahngüter unter erleichterten Controlen befugten Aemter, in Gemäßheit des §. 108
der Zollordnung, bienach zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Stuttgart den 14. Mai 1861.
· Für den Minister:

Direktor Honoldod.



Verzeichniß
der

im Zollvereine
vorhandenen

mpt-Zollämter (Grenzämter), Hauptämter im Innern mit Niederlage (Packhofsstädte,
Hallämter), Hauptstenerämter im Innern ohne Niederlage (auch Steuerämter oder

Nebenzollämter im Innern genannt) und der Nebenzollämter I. Klasse an
der Grenze,

mit der Angabe,

elchen von letzteren Aemtern, in Bezug auf Begleitschein-Ausfertigung oder Erledigung erweiterte
Befugnisse, bei welchen ein anderer Vereinsstaat betheiligt ist, zustehen.

Aymerkung. Das Verzelchniß der Zellabsertigungsstellen auf den Eisenkahnen ist in der Bellage enthalten.

2
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Rebemzellämter im Innerwelche Waaren mit Vegleiltabgefertigt werden ie
Ort. beuptanuer

Hauptämter In-
im Innern mit

Nlederlage
(Packhei).

3.

Hauptämter
an der Grenze

C(mit Niederlage
[Packhof).

2.

eZollvereinte Staaten. ohn
II. ausge-

werden können.

6.

I. Prenßen.
a. Provinz Preußen.

Previnzial-Steuer
zu Könlgsberg.

. Provinz Posen.

d. Provinz Pommern.
Previnzial-Steuer
zu Stettin
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Nebenzellämter I. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen über besondere Befugnisse.

On. Aanptamistezir.
7. 8. *'

l

1|Nimmersatt.
1 s

2 Bafohren. Memel. Zu Spalte 7. Nro. 5. Das Nebenzollamt Langszargen ist befugt, beim Aus-
3 Langallen. Jange von Poststücken nach Rußland auf Grund der Begleitscheine anderer Aemter des
4 Kolleszischken. Tilsit Zellverelns den Verschluß zu recogneseiren und den wirklichen Ausgang zu bescheinigen,
5/0Buugczargen. ilsit. während das Hauptzellamt zu Tilsit die vollständige Erledigung attestirt.
6Schirwindt. Schmaleningken.
7|6Cydkuhnen Zu " Das Nebenzellamt auf kem Bahnhese zu Eydkuhnen lst befugt, außer
8|Mi ke « Stalluponen. denjenigen Waaren, deren Absertigung ihm nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen
5/ irunsken. zusieht auch lohgares Leder II. Bos. 2in., Kaviar II. Pos. 26., Thee II. Pos. 26w.

Prostken Johannisbur und Pelzwerle II. Pos. 28. des Tarifs bis zu Mengen, von denen der Zoll 400 Thlr.
O Dlottowen. Johe .beträgt, sowohl zur Verzellung als zur Weitersendung auf Begleitschein II. alzuferkigen,
1.Opaliniec. 1 , auch eingehende Waaren auf Ansagezettel abzulassen und den n- ant unter Raum-2Napierken. Neidenburg. nzur Ausfuhr nach Rußland anlangenden Waaren zu bescheinteinzelne dringende Fälle ist dem Provinzial=Giellr#-Duelton lauch die Befugniß

ertheilt. een gedachten Nebenzellamte zu Eydkuhnen die Ausfertigung eder Erledigung
von Begleitscheinen 1I. rurch speclelle Verfügung zu gestatten.

13Neufahrwasser. Damig. Zu Spalte 7. Die Zollabsertigungsstelle zu Neufahrwasser ist nachM(Zollabsertigungsstelle gabe der 88. 7 und 40 der Instruction vom 10. N# 1849, zur schließlichen 7*t
am Hafenort.) gung ven Seeschiffen und der in selbigen eingehenden aoi ausgehenden Waaren, so wie

zur Ausfertigung und Erledigunz von Begleltscheinen befugt.

11/91|8 oleslawice. Podzam cze.
14 S . „
1 Nobakow. Pogorzelice.
1½ Boguslaw. Skalmierzyce.19 Woyczyn. Strzalkowo.

W#/Greifswald. Wolgast. Zu 20. Das Nebenzollamt I. Klasse zu Grelfswald ist 1L Begleitscheln-Aus-
2 Barth. Stralsund. sertigung und Erledigung befngt und hat vorläufig das Nlederlage-Recht belbehalten.

2 Damgarten. Triebsees.
B Treptow a. T.
8 zraeh,§dimmu- v . 8 Mebeelamt 2. W Govelsas ior 20.Wo i mr une

5 ebenzellam avelpa dle Befugniß zur unbeschränkten
Cwelpaß. Anklam. —* von Degleltscheiden I. zur Foenung aopoaewnmbis . 100 Thlr. für

einen Transvort von Gegenständen, von woelchen d. le 5 Thlr. vom Centner
betragen, und zur Ausfertigung von Begleltscheinen l innerhalb dieser hebebcsugnß
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auptämter Hauptämter OHauptämter im In-; Rebenzollämter tm Innern. a65 Grenzei#n Innern mit nern ohne Nieder welche lesr mit Begleitschein
Zellvereinte Staaten. lage, auf welche Be- abgefertigt werden können.

Cmtt Nieberlage Nlederlage gleitscheine II. ausgee -ô —
Packhof). (Packhof). stellt werden keunen. Ort. etate

" 1 4. 1— ——

Noch I. Preußen. «

S'Provi"3Schlesien. 23 Landsberg. 7.Ratibor. 12 Oppeln .. . . . ...
Provinglal tener-Tirelterso |Myslowit.8.Breslau. 13|Oels. T
zu Bieslau. 25 Neustadt. 9,Glogau. 14 Liegnig.

26|Mittelwalbe. Görlitz 15 Schweidnitz. i
27 Liebau. 16|Wohlau.

k. Prov. Brandenburg!ä+–Berlin. 17 Berlin. .
(für ausländische (1ür inländische

Gegenstände.) Gegenstände.)
LHat blos die in-
neren Steuern

zu verwalten.)

a) Reglerung zu Peteram. i28. Gransee. 12 Potsdam. 18 Brandenburg.
20|Warnow 19Neustadt-

130 Wittenberge. Eberswalde.
20|Prenzlau.
21|Zossen.
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Nebenzollämter I. Klasse
an der Grenze. Bemerkungen über besondere Befugntsse. .

Ort. U Hauptamtsbezirk.
7. 1 8. 9.

Bodzanowitz.
n owig Landoberg. Zu 27. Spalte 7. Das Nebengollamt I. 8 Lissau ist befugt, Begleltscheine

Kattowi über Transitgüter nach dem Keageecche *5 zu erledigen.
. | iß. Zu 28 und 30. Spalte 7. Die Nebenzellämter1.zu Kattowitz und Neu-
Ostrosnitza. Berun haben unbeschränfte Befugniß zur Ausfertigung und Erledigung ven Begleit-
Neu-Berun. Myslowictz. scheinen.
Goczalkowitz.
! Pawlowitz.
 (BPreuß. Oderberg.

"/ Oesterr. Oberberg. JNatib Zu 34. Spalte 7. Das Nebenzellamt 1. zu Oest. Oberberg Kt zur Ausser-
, Hulsschin. atibor. tüung von Begleitscheinen über Ellgüter und zu den Abfertigungen nach Maßgabe des
Klingebeutel. §.13des Allgemeinen Regulativs über *o. Behandlung des Güter= und Gffelten-Trans-

Tropplowitz. Krus auf den Etsenbahnen (Beilage1.zuK. 7 des Lnubturktelells der 9. General- Ziegenhals. Konferenz in ellvereina,An silegendlen 8 Jahre 1851) besug
Kalkau. Neustadt. Zu 36. Spalte 7. Das Nebenzellamt I. zu ErlnKaltt hat unbeschränkte
 aischk Befugniß #anst Ausfertigung und Grledigung ven Begleitscheinen.asschkau. Zu und 40. Spalte 7. Die NetenzellämterI.Zlegenhalsund Pat
„Schlane. Mittelwalde. lau nen Aa# 0. Fabrilmaterialien nach Oesterreich abfertigen und die Beglettschine
 „Tuntschendorf. erlerlgen. Das Nebenzellamt 1. zu Ziegenhals hat außerdem die Befugniß zur Begleit-
1 Ober-Giersdorf. idni schein-Ausfertigung über leinene und leinene mit Baumwelle gemtschte VWanrel.
Friedland. Schwei nitz. Zu 41. Spalte 7. Das Nebenzellamt 1. zu Schlaney hat die unbeschränkte

n Odber-Schreiberau. Liebau. Befugniß zur limis und Erledigung von Begleitscheinen.
#Schwerta. --

 Seidenberg. Gerlit.
Zu 47. Spalte 7.

„Nheinsberg.
 Wittstock.

Flecken Zechlin.
*Meenburg.Puttlit.
WendischWarnow
bLenzen.Strasburg.

nWolfshagen.
Fürstenwerder.

Lychen.
 Ravensbrück.
Bredereiche.

1

Warnow.

Wittenberge.

Prenzlau.

Das Nebeuzellamt I. zu Seldenberg ist befugt:
a) zur Ausstellung ven Begleitscheinen über die aus Böhmen eingehenden Waaren;

b) # Erledigung ven Begleltscheinen über solche Waaren, welche ven den Könlglich
reußischen Hauptämtern zu Lietau, Gloqau, Görlitz. Cettbus, Frankfurt a. O.,

Cavelpaß, Demmin, Swinemünte und Stettin, so wie von sämmtlichen zur Er-
theilung von Begleitscheinen besugten Königl. Sächsischen Hauptämtern oder direkt
von Hamburg über Berlin nach Behmen abgefertigt werven.

u 51. Spalte 7. Das Nebenzellamt I. zu Meyenburg ist befugt, Beglelt--schelne Fauefustetigen und zu erledigen.

In 53. Das Nebenzellamt I. zu Wendisch-Warnew ist zu denubsecttgungen
nach Maßgabe des Fg. 13 ff. des allgemeinen Megulaios sre ui Behamlung des Güter-und Esfsekten-Transports auf den Eisenbahnen (Beilag u S. 7 des bauptrrotekells
der 9. Gereral-Kenferenz in gollvcreingengeleguaheieen 17 Jahre 1851) befugt.

Zu 49, 56 und 58. Spalte 7. DieNebenzollämterI.zuWittstock, Wolfs-bagen und VCychen sind brfgte Begleltscheine über Gegenstände zu erlerigen, welche mist
der Fahrpost ausgeführt werden.
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Hauptämter Hauptämter Hauptämker im In- nabenselläne in anern" aaren m ei

Zollvereinte Staaten. an der Grenze tli Innern mit lage, ts- abgefertigt n
Cmt Niederlage Nlederlage leitscheine II. ausge-

[Packhof]). (Packhof.) stellt werden können. Ort. Gaunptamtober
 226 J. 4. 5. 6.

 —-/
Noch I. Prenßen. 1

Noch f. Prov. Branden-
burg.
b. Regierung zu Frankfurt. 43|Cottbus. 22|Crossen.

· 14Fka11kfutta·O.23Landöberq
24|Lübben.

g. Provinz Sachsen. 15Halberstad. 25Burg
reinglal Steutt · Dire ter 16 Halle 26 Langensalza.zu Magdeb 17 Vagdebuts 27Mühlberg.

18 aum urg 28 Rordhausen
19|Salzwedel. 29 Stendal.

30 Wittenberg.

Außerdem in den Herzog . Dessau.
thümern Anhalt-Dessan- (Gemeinschaftll
Cöthen u. Anhalt-Bern- ec Haupestener=
burg. «

ZolldlrektcrtuMagdeburg.

b.P1-ovinchstphalcn.31Vredcn. 20Minden. 31|Dortmund 1 Corbach. KLippstadt.
Provinzial= Steuer-Direkter 21|Münster 32 Arnsberg 2,Horter. Lemgo.

zu Münster. 3 beng 6“ 3Vlotho. Minden.23 Lippstadt.
24 Rheine.

i. Rheinprovinz. 32| Emmerich.“ 25|[Cöln. 33/Cöln. umuch !*P Coln.Direltarl33 Cleve. (für ausländische (für inländische (Untersteneramt.] (für
he s 34 Kaldenkirchen. Gegenslände.) Gegenstände.) re, al

35Wassenberg. 26 Coblenz. 34 Creuznach.
 — 27 Dusseldorf. 35|Elberfeld.
37 Malmedy. 28 Duisbura 36Neuwied.

39fSanrbrücker * 20 Näuß.



Nebenzollämter I. Klasse
an der Greuze.

Ort.

J

Hanptamtebezirk.

8.

47

Bemerlungen über besondere Befugnisse.

61
62
63

Bocholt.
Gronau.
Kotten.
Suderwyl.

#ten.
runewald.

(

7Wpler.
KD J 4

ammerbruch.

arken———= Wehr.
Herzogenrath.

Vreden.

Emmerich.
Cleve.

Kaldenkirchen.
Wassenberg.
Aachen.

Zu Spalte 4. Nre. 22. Das Hauptsteueramt zu Crossen darf ausnahms-
weise Begleikscheine 1. über, auf der Oder eingewinterte Güter erledigen, und wenn diese
Güter in einzelnen Posten, per Are nach ihrem Bestimmungserte weiter spedirt werden,
darüber Begleitscheine J. ausfertigen.

palte 4. Nre. 23. Das Hauptsieueramt zu Landsberg a. W. aus-
nahmsweise wie eben bel Cressen, über auf der Warthe elngewinterte Güter.

Zu 26. Spalte 4. Das Hauptsteueramt zu Langen salza ist befugt, Begleit=
scheine I. über Wein, Rum, Arrak und Thee, se wie Garne und Manusakturwaaren zu
erledigen.

Zu 27. Spalte 4. Das Hauptsteueramt zu Mühlberg ist befugt, Beglett-
scheine I. des Königlich Sächsischen Nebenzellamts I. zu Bedenbach über Gewebe, welche
die Fabrikanten Bodemer u. Comp. zu Eilenburg zum Bedrucken aus Osterreich beziehen,
zu erledigen und dergleichen über die zum Wiederausgange in bedrucktem Zustande gestellten
Gewebe auf das gedachte Nebenzellamt I. auszustellen.

27

Zu Spalte 4. Nre. 31. Das Hauptsteueramt zu Dortmund ist befugt, Be-
Preutscheie I. über rohe baumwellene Garne, welche die Gesellschaft für Türkischreth-arnfärberei und Druckerel in Hagen zum Türkischrethfärben für die Wiederausfuhr, sowie
über rohe baumwollene Ressel, welche die ebige Gesellschast und der Fabrikant Ribbert in
Elsey zum Bedrucken für den Ervort vom Auslande beziehen, zu erledigen, und ferner
Begleitscheine 1. über rie im gefärbten und bedruckten Zustande wieder auszuführenden
Garne und Nessel zu ertheilen.

Zu Spalte 5. Nro. 1. Das Untersteueramt zu Corbach ist zur Erledigung
der von dem Kêniglich Bayerlschen Nebenzellamte I. zu Schiruding über rehe Schafwelle
zur Sertirungs-Anstalt der Handlung Wittgenstein ausgestellten Begleitscheine 1. befugt.

Ju Spalte 7. Nro. 62. Das Nebenzollamt 1. zu Gronanu int zur Erledigung
ven Begleitscheinen 1. des vereinsländischen Hauptzellamts zu Bremen und des Keniglich
Hannoverschen Hauptzellamts zu Nordhorn über unbearbeitete Tabalsblätter und Tabaks-
fabrikate, baumwellenes Garn, rohen Kafse und geschälten Reis, sewie zur Ausstellung
von Begleitscheinen 1. und II. auf das Königlich Hannoversche Hauptsteueramt zu Oona-
brück befugl.

Zu Spalte 5. Nro. 3. Das Untersteueramt zu Vletho ist befugt zur Aus-
fertigung und Erledigung von Begleitscheinen 1. und J1. jedoch ausschließlich von Begleit=
scheinen über Manufacturwaaren.

In 35. Spalte 4. Das Hauptsteueramt zu Elderfeld ist ermächtigt, Be-

Rletschein I. über baumwollene, wellene, seidene und halbseidene Waaren, rohe Seide,einen und Wellengarn, kurze Waaren, Glas, Glas= und Tepferwaaren, feine Eisen-,
Stahl-, Kupfer-, Messing-, Zinn-, Holz= und Lederwaaren zu erledlgen. Auch kann das-
selbe Begleitscheine 1. über ras vem Auslande zum Färben eingehenre baumwollene Garn
erledigen und dergleichen Begleltscheine über das ins Ausland zu versendende gefärbte
Garn auf alle zur Erledigung ven Begleitscheinen 1. über ausgehende Waaren befugte
Aemter ausstellen.

Zu 34. Spalte 4. Das Hauptsteneramt zu Creuznach ist befugt, Begleit=
scheine I. über halbgare Schaaffelle, welche für Saffian= und Lederfabrikanten bestimmt
sind, zu erledigen.
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Nebenzellämter im InnernHauptämter Hauptämter HauwtänterAn In= welche Kannenemi Bentenan der Grenke üm Innern mit nern ehne Nieder= Baren mi itschein

Zellverelnte Staaten. C#u# Mlterlage Miederlage peui srelte de abgefertigt werden kennen.
[Packhof.). (Packhef.) stellt werden können. Ort. auptamtote,

1. 2. 3. 4. 5. ––

Noch I. Preußen.
Noch I. Rheinprovinz. 81|[Uerdingen.

Previnzlal-Steuer-Direktor 32 Wesel
zu Cöln. 33Ruhrort. l

Außerdem GroßherzogLuremburg.
thum Luxemburg.

Joll-Direktien zu Luremburg.

II. Bayern. 4 «

t«» Hux 1 Waldsassen. 1Hof. 1|Ansbach. Nürn
—2 Armlnistratlen 2| Waldmünchen. Bayreuhh. 2 Erlangen. berg

3|Eschkam. 3Bamberg. 3 Amberg. (
4 Passau.“ 4 Kürnbeng, 4 Straubing. (#gensbu5Simbach. 5 Fürth. 5 Landshut. Münche
6 Freilassing. 6Regensburg. 6Nôördlingen. Aupichen.
7 Nosenheim. 7 München. (Kaufbeuren. Kempten 7
8Mittenwald. 8|Augsburg. 8 Landau. Neuburga.#

(Isonten. 9onamwörh 9Kaiserslautern. Zweibrüchoindau. 10|Kempten. 10 Frankenthal. udwigshaf
l1Aeuburg a. Rh.11| Memmingen. am 9°5
12 Zweibrücken.2schaffenburg. 11Neustadt. Speyer.

13 itzingen

14 Marktbreit.
15|Schweinfurt.
16|Würzburg.
17 Ludwigshafen

am Rhein.
18 Speyer.
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Rebenzollämter I. Klasse

— ander Grenke. Bemerkungen über besondere Befugnisse.

4t Ort. Hauptamtsbezirk.
E

 7I. F. V.

2 Vilserguartier.73 Tülse.
74.Herbesthal.
75 Cupen.
7 Bisten. Saarbrücken.7 Perl. Trier.

Aachen.

Frisingen.
Bettemburg.
Ditange.
Kleinbettingen.
Steinfort.
Doncols.

Luremburg.—
 (Oberneuhaus. Hof.
2 Schirnding.

Mähring. Waldsassen.
5 Waidhaus. Waldmünchen.
6 Zwie sel. Eschlkam.

Schärding am Th.
Wegscheid. .

9Kleinphilippereuch Passau.
lw,Obernell.Marktl. :12 Burghausen. ÜSimbach.
13 Laufen.

Schwarzbac.
ta Fchellenberg. Freilassing.
10Salzburg am

— —
ahnhof.

Kreuth im Achen= Rosenheim.
thal.

Spalte 7. Das Neseun 1. Slten ist aus Veranlassung derErbffnnd S s Oberhauser Eisenbahn zudenAbfertigungen nach Maßgate der
Vorschriften des allgemeinen Regulatios %% die Leranbeunh des Güter= und Siiueerr
Transports auf den Pifem in Bezug auf das Zollwesen befugt.

Zu #. Sp 1#. Das Nebenzollamt I. zu Herbesthal ist zu den Avfertigun=gen nach Mns (1 HP. 15 ff. des allgemeinen Reaulatirs über die Behandtung des
ter- und Effekten-Transports auf den Eisenbahnen (Betlage I. zu b. des Haup#prote-

s der 9. General#onferenz in Zollvereins-Angelegenheiten vem Jadre 18551) befugt.

Zu 1½1. Spalte:. Das Nebenzollamt I. zu Perk ist befugt:

#lLü ) Begleitscheine I. auf das Hauptzollamt rLuremturg annnncchee.) die von diesem Hauptamte und dem iu Trier auf Pert Abgeftelien, Begleitscheine
über Tranfitgüter, sowie ohne Eimsavinkunn di in auet ung auf den Waaren-
ausg r moselwärté, auf dasselte gericiteten Begleitscheine I. zu erledigen* v#% mit inn nd Segelschiffen eingehenden Gütcr und essbthier= St welche
für Perl. Saarw und Umgegend, inaleichen für die Prenhischen und Luxemburgl-
schen Moselerte zwischen Perl und Trier bestimmt sind in unbeschränkter Geltung
und Menge zur Eingangsrerzollung und die übrigen für Trier und weiter bcun
ten in Segel= und Dam W eingehenden Güter als Ansageamt unterSchiffs-begleitung resp. Raumverschluß auf Grund vorschriftemibiger Deklarationen cder
Manifeste mit Walagescheie abzufertigen;u) Uber das von der franzdsischen Saline Dieuze für Rechnung der Königlich Groß-
beroglli renurisa er nach dem Salzmagazine zu Remisch eingebende

Salz U angsscheme zu ertheile
Zu * beiennzollamtI.zuSrlenem darf Begleitscheinebes Hepolunu#s 1u Wofenter? üter transitirendes BVieh erledigen

A. r Bezug auf die Nebenzollämter Il. Klasse an der Grenge.
Zu Das Nebenzollamt zu Oberneuhaus hat diercselngni zum unbedingten

nr hn mit allen comvetemen krten des ZohverZu Das Nebenzollamt zu Schirnding bat die Puns, zuum unbeschränctenBerg eifschessiweel. mit allen biezu chrat Aemtern des Ve
Zu Das Nebenzollamt zu Bärnau sat die 8 du ——

gung von Lumpen auf die Hauptämter von Magdeburg und Wittenbe
u 5. Das Neenzellam zu Waidbhaus ist zum unselaninn Begleitwechsel

mit allen Bayerische War#temberguschen. Badischen und den übrigen am Main undAran gelegenen Verrinsäinienn besugt.
Zu 6. Das Nebenzollamt zu Zwiesel hat die besondere Ermächtigung, zur Joll-

abs.fertigung von Taselglas und Glaswaaren in unbeschräncten Quamtitäten vom Inlaande
kurch Ausland (Böhmen) nach dem Vereinslande (Sachsen), auf Dittaratienssemeine üterdas kosn zu Schandau und das Nebenzollamt zu bellendorf; dasselve ist auchfugt, die ausgebenden Glastransporte, welche ihre Bestimmung auf der geraden a:

durch Böhmennach Schiesten erhalten, auf das Hauptzollamt zu Liebau mirt Deklarations=scheinen abzufertigen
Zu 2. Das ——— zu Schárding a. Toy. bat die Befugniß

#àe) zur Ausfertigung von Begleitscheinen I. auf alle Aemter des ss- welche zur
Eel gung 5dergleichen Begleitscheinen ermächtigt sind, mit Ausschluß der vechts
er Oder gelegenen;

9) r Erledigung von WNN J. dieser Aemter, insoweit sie zur Ausfertigung
on Beleielchein I. befugt sind5n Das Nebenzollamt zu Sa urg hat in Bezug auf Ein-, Aus= und

Durchga#gkabferngung die Befugnisse 55% #ngo omtes.
Zu 18. Das Nebenzollamt zu Kreuth im Achenthale n zum unbeschrantten Be-gleitscheinwechsel mit allen cempetenten Vereinszollámtern befugt

3
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Hauptämter Hauxtämter Hauptämter im In- Aebengollämter im Innern ar
. anderGrenzeimJanernmitIIUUVHMNEWUwelchenFaÄMllllthglmschØill

Zollvereinte Staaten. lage, auf welche Be- abgefertigt werden kennen
C(mit Niederlage Niederlage Hileitscheine II. ausgI

(Packhef). (Packhef.) stellt werden kennen. Ort. Hauptamtete

1. 2. ! 4. 5. 6. v

Noch II. Bayern.
General-Zell=Administratovo.. . .. . . L. . .. ... ..

zu München. 1

1
I

v
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A
. Nebenzollämter I. Klasse

an der Greuze. . .
— Bemerkungen über besondere Befugnisse.

. Ort. Hauptamtsbezirk.

C 7. 1 8. *

Zu Das Nebenzollamt zu Kufüein hat in Bezug auf Ein-, Aus= undBen Winkel. Nos h i — die PBesuguise eines Kauptzollamtes. "
Dr ufstein am osenheim. Zu ab Nebenzollamt zu Griesen hat unbeschränete Befugniß zur Ausfer-
tch Bohnhes. Mitt d tigung ron# cd ee 1.

kiesen. Mittenwald. Zu 28. Das Neben --a zollamt zu Füßen hat dle Befugniß:

2 Oberstorf. #.) zur Ausfertigung von Begleitscheinen I. aus sämmtliche Württembergische, Badische,3 Hindelang. Pfronten. Kurfürstlich Helsisoße und GroßberzoglichK 5 Nassauische und aufdie Preu-
4.Fuß bischen in 3 Provinz Westphalen und - der Rbeinprovinz gelegenen Hauptzoll=

en. und Kauptsteuer= und mit Beleiufchemn ErleshunsBefteon, versehene Nebenzoll-
1oertanfen. · cimrltmdUmstmerckmtkr.vafasaptstenemmt zu Frankfurt a. M.6Oberstaufen. Lindau. ) zur Erledigung von Begleltscheinen Vesel UAemter.

) Naulauterburg Zu 25. Das DMbenzollamte u Niederstaufen IU#t befugt zur Ausstellung von
' Busens-sinnen I. über Küäfe und V ebsteine, tie ur Verschiffungsablage bestimint si 1½% auf

Schweigen. Neuburg a. Rh. Hauptsteneramt zu Um !
9|Schaidt. „ Zu 26. Das Nenzouann. zu Oberstaufen ist befugt, Begleitscheine I. auf das

Habbirchen. Zweibrücken. Haunssteurremn zu Ulm auszusteuen.
Zu27.Das zu Rulantervur? hat die Befugniß:

a# Offenbach. Frankfurt a. M.,robe Schafwolle

b) auur E Gegenstan de
. M.dicia nz unnb Chiln;c) in auf die Hauptämter zuufndie,

) bis zu drei Centner in
zu Erledigung berechtigte

e) Wa mit dem Hauptsteueramte zu Carlsrube in unbeschränkterWeise.

Zu 28. Das Nebenzollamt zu Schweigen bat die Befugniß
n) zur zngelse Snbellung von Begleitscheinen I. auf die Paumämer zu Mann-

heim, Frankfurt a. M., Mainz, Cdn und Carlsruhe;
zur Erledigung von e- leitscheinen I. ohne Beschränkung auf gewisse Gegenstände
# Mengen von den Hauptámtern zu Mannbeim, Franefurt a. M., Mainz und

rE— —

S* zur kn%un auee assrsheh —bis duf AQuantitaten von 500 Gl. Zollbetragin einer egleitschein II. alle zu deren Erlebigung befugte Aemter
es Zollverei

A) zur Abferiign 6 von Baumwollwaaren bis zu 12 Centner in einem Transporte auf
Soletelchrig ½3 auf die zu deren Erledigung befugten Aemter des Zollvereins.

Zu so. Das Nebenzollamt zu Habkirchen hat die Befugniß zum Hegleitschei-wechse mit den Württembergischen. Badischen und Großherzoglich ##- auptzoll:und Hauptpheueramtern. sowie mit dem ilppinhene m zu Frankfurta

B. Bezug auf die Mirtenbor kmker im Innern.
r* e benzollamt zu Erlangenir“ .u) eqlenschemel Hauptzollamtes 10 Waldmaneachen über zveripte vobniso
Spiege zu erledigen und ureSeegidepse mit Begleitschein I. aufd

## % Maing abzufertigeh) Begleitscheine Hnwirihen aupno#mtes Harburg über Sendungen von
banchben zum *“m“m ghegen seinerzeitige Wiederausfuhr zu erledigen.

7. as Nebenzollamt zu Kaufbeuren hat in Ausehun * für die dortigenMenh üans dem Auslande hingehenden rohen Baumwollen r zur Peredelung
undWieterausfube. im veredelten Zusta die volle Befugnit ni ischehereeegim
Innern mit MNiederlagrecht und die Lanbe oie,,ur Baegleitschein- Erledigung und Ausfer-
tigung unter Mitwirfung des Oberinspektors in Kempten
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Zellvereinte Staaten.

Hauptämter
an der Grenze

Hauptämter
im Innern mit

SHauptämter im In-

nern ohne Nieder-lage, aufwelcheBe-

Nebenzollämter im Innern
welche Waaren mit Beglelschrion)r

abgefertigt werden kennen.mit Niederlage Nlererlage leitscheineII.ausge-
[Packhofl!) (Packbef). 1 wenen kännn. Ort. Haubtamtsde

I. 2. 3. 4. 5. 6.
——

III. Sachseu.
Zell- ur Steuer- Direltien] 1Zittau.* 1Lobau. 1 Freiberg.

zu Dre (mit Zollervedi.! 2 Bautzen. 2 Zwickau.
tien a. Bahnhef)) 3|[Pirna. 3 Leipzig.

2 Schandau. 4 Dresden (Hauptsteueramt.)
3Wirienberg. (mit Zollerpedi-, 4/Grimma.
4 Annaberg.“ tion am behmi-
5. Eibenstock. schen Bahnhef.)

5Meißen.
6 Riesa.
7|Chemnitz.

(mit Zollerpe=
tien a. Bahnhef.)

8Plauen.
9 Leipzig

(Hauptzellamt),
(mit Zollerpedi=
tion am Dresde-
ner Bahnhefg.



Mebenzollämter I. Klasse

an der Grenze.

53

Bemerkungen über besendere Befugnisse.

Ort. Onuptanistegttt
8. — *; 9“A

Zu 4.Spalte5. Das Hauptsteueramt zu Dresden ist dig—Teoleut=Weinm dsci mit dem Froniglich Preußischen Häuptsteueramte zu b
Untersteutramte zu Eilenburg in F auf die von Fabrikanten zuEilehrurg 1 .
drucken aus Oeslerreich zu verbenten und dahin wieder auszuführenren

» sinköv e7.DaSebnnlamklsuRichnberq lsat unbeschränkte
Zittau. Aoferligungs= und s————— soweit der Ghnettn auf der Zittau-Reichen-

*1 berger muusnenone * FrageZu 2. S e. DIS Nebenwllansk znGIoösmdnan Ist befugt zur Erlerl-
aung von ve eleen I. des Hauvoeilaet ze, Zittau, sewir der Hauptsteuermter

Schandau. Iu Berlin, Cenus, Dresern, LdrauundGbrlivohne Beschränkung auf gewisse Gegen-
I Pi na stände; von Bealeitscheinen l. des kun rr. Coln und des Hauptzollamtes Lindau,
1 irna. ingleichen von Teeiischeinen II. der Hauptzollämter zu Bremen und Harburg #ber baum-

Annaberg. wollenes un linnes WariZu a. Sp dos— I. u Rumburg hat unbeschränkte Ab-
Eibenstock. mamast und Wehersan Befuan

. .palie7.«dMöenzellnnscl utDaeAdoHIsl
)»1nn nnthelmänscen Vealncsmennvemstl mit auen competenten Zelk ur Steuer=

mtern in den Konigreichen Sach'en, #Dreusen, Bayern une Hannover, de

fürltemönme Hessen, dem Grohberzogthume Baden unk dem Herzogtbume Braun-weig, sewie mit den Großberzoglich Hessis#en Hauristeuerämtern zu Gleßen.
n und Dh den Großherzoglich Oldenvurgischen Hauptámtern zu Brake,Delmenhorst= ldenburg und —88 inalelchen mit dem Hauptsteueramte zu

Franefurt a. # 1

5) zun Wechsel von Bealeitscheinen II. mit den Großperzoalich Oldenburgischen **mtern zu Damme, Jever. Klappenourg. Loningen. Welorebnusen und Vech
c) zur Abfertigung eingehender Waaren mit Begleitschein II. auf alle nver-

einssandiscnen Zoll- und Steuersiellen vis zu einem Zollbttrage von 100 Thlrn

zur Abfertigung von Schafwolle für Sertirungslager ohne Beschränkung.
##. Spalte Das Metengellemn I. zu Ebersvac bat dieselben Befug=nisse. n N engersbor - ist außerdem noch ermächtigt zum Begleitscheinwechsel mit

dem Köniolich Preußischen Untersteueramte zu — in Bezug auf die zum Bedrucken
aus Böhmen ein und davin zurucuebenden heeretZu 6. a . De ehenzonamt l. zuF#n.eustatet ist besus

zum Begleuscheinwechsel mit semmtlichen kompetenten Königlich SEzsi#en Haupt-
ell= und Hanbtgteneräcnte#n #emn Kdniglich Preußischen Haupt-Zoll= und Haupt-

Reueriwuern zwischen der Ober und dem Rbeine, den Koniglich Hannererschen Zoll=stelle n Grosiberzog!ich Slenneen Hauvptämtern zu Bra Delmenhborst,
Euuen##dn und Varel, sowie mit den Herzoglich Buemueshelen. Hauptsteuer-
aen zu Braunschweig und een inehe

m Wecysel von Pedtcscweinen II. den GroßberzoglichOldendurgischen Fteuer-ntern zu Damme. Jever, zwen nn Löningen, Wildesbausen und Vech
c) zur Aussteuung Wu Vealeiischeinen II. auf alle anderen fompetenten zii und

teuerstellen ohne Beschräufung;

) zur rEn von — wolle für Sortmungslager ohne Beschränkung.
Zu7. &amp; NebenzollamtI.zuBodenvach bat zundbeschünetf Ab-ertioungs= und llLins6 Deeank soweit der Verkehr auf der Sächsiso-Bblmischen

Staats-Eisenbabn in Frage kommt und ist auherdem befugt zum Fi ineone mitdem eisn Preuhischen Hauptsteueramte: zu Mühlberg und dem Untersteucramte zu
Ellenburg in Bezug auf die von Fabrikanten in Eilenbur jum Bedrucien aus Desterrelch
u beziehendenunddalin wieder anszuführenden Gewebe, sowie mitt dem Grrobberzoglich
Win- bemwol I. u Lorrach auf den Veredelungsverkehr mit Oesterreich

Zu te Das Nebenzellamt I. zu Wittichstbal bat unbeschr nte Ab-

frrr "Pösbeieen usfton. iß.

m —

r—

. lebenkollaintlzuKllnqentlmltst befnat zum un-
beschränenen rWret nibecise mit den Haupt-Zoll= und Hauptsteuerämtern iu Aachen

Altenbura, Berlin. Cbemnio, Cöln. Dresden, Eibenscock. * e. Hannover, Harburg, Kebl,Leipzig, Uinban. Magtebur.. Pirna, Mauen, bei Schusterinsel, (Zunan und dem ererein t-
landlschen Handibeuame, in Bremen, sewie mit dem Nebenzollamte I. zu BodZu 41. Spalt Das Nebenjollamt I. zu Brambach ist befnga#t m unde=
gertaften Wss mit allen kompetemen vrwensiinesschi Zoll= und Steuer-

rn.
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Zellvereinte Staaten.

Hauptämter
an der Grenze

Cmit Niederlage
(Packhof).

Hauptämter
im Innern mit

Niederlage
(Packhof.)

Hauptämter im In-

stellt werden können.

nern ehne Nieder=
lage, auf welche Be-
gleitscheine II. ausge-

"-=

en ämter im Innern anwelche Waaren mit Begleitschein)
atgefertigt werden kennen.

Ort. 1 Hauptamtete,
1. 2. 3. 4. 5. I 6·»

IV. Hannover.
Ober-Zoll-Colleglum zu
Hannover.)

—

Nordhorn.eer.*
Emden.“
Sebaldsbrück.
Vor Geeste-

münde.
Neuhaus an der

Oste.
Stade.
Harburg.

Higacker.Bremen
(vereinsländisch.)

EELGu—
—

Celle.
Hannover.
Hildesheim.
Lüneburg.N unden.
Osnabrück.——NT

« I- - . —

Steuerämter im

–1Fallersleben.
2 „Ochsendorf.
3Gifhorn.
4 Soltau.
5 lielzen.
6 Bevensen.
7 Lüchow.
8 Wustrow.
9 Rehturger
Burunnen.

10. Bückeburg.
11 Wunstorf am

Bahnhof.

Cellec.

—

Hannovei

12 Alfeld.
13
14
15 Hildeeher
16/Hameln.

(mit Niederlage.)
17 Bodenwerder.

Bahnhof.
9|Einbeck.O|N or theim.

Osterode M u nden.
— 1

„Uderstadl
slar

Tlausthal.
Sodenfelde.
Quackenbrück.

assum.
Syke.

18 Göuingen am

-.

L#
in.— ——-—

——V iephol!:
—“ J
*—* Osnabru

31 dienburg
Hoya.

*734 NurichWittmund.
Rotenburg.
Beverstedt.

Emden.
Vor Geest

munde.37
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r—-

Nebenzollämter I. Klasse
1 an der Grenze. . .-
. s Bemerkungen über besondere Befugnisse.

“ Ort. Hauptamtsbezirk.
6 1. 3. 0.

l..
1 Springbiel. A. In Bezug auf die Nebenzollämter l. Klasse an der Grenze.

Nordheim. Zu 4. Das Nebenzellamt zu Laar ist zur Ausfertigung und Erledigung von

egieischeiaen K üoet die auf der Vechte zu transpertirenden Güter ermächtigt.s Nebenzellanit zu Bunderneuland ist zum Bezleitscheinwechselmit ntt sewie zur Erlerigung ven Begleitscheinen über Effekten der Reisenden
ermächtigt.

Leer. Zu 6. Des Nebenzellamt zu Papen burg hat die Befugniß zur Erledigung
von Begleitscheinen I. im Allgemeinen, zur Ertheilung ven Begleitscheinen I. und II.
über Schiffsbaumaterialien, sewie zum Begleitscheinwechsel mit den Hauptämtern Rheine
undMünster.

Emd u 7. Das Nebenzellamt zu Halte ist besugt zum Begleitscheinwechsel mit denmden. -Ganptänttern zu Rheine und Münster, sewie zur Ausfertigung ven Begleitschelnen II.
auf das Haurtsteneramt zu CelnZu 9. Das Nebenzellamt zu Norden ist befugt zur Ausfertigung und Erlebigung

ven Begleltscheinen I. und IlI. innerhalb der Erhebungsbefugnisse, welche für Wein und
Thee in unkeschränkter Menge bestehen, in Bezug auf die übrigen bellppichtigen. Gegen-

stände b auf 1000 Thlr. für den einzelnen Transport beschränktsi14. Das Nebenzellamt zu Brinkum ist mnaichugt vn"„ Aussiellung und
Erledigunh von Begleitscheinen I. und II. innerhalb der Erhebungsbefugnisse, welche in
Bezug auf die einem häheren Jollsatze als 5 Thlr. unterllegenden Gegenstände bls zum

— Betrage von 500 Thlr. für den Tranepert bestehen.

2 Lage.
3 Vennebrügge.

am alten Zu 20. Das Nebenzollamt zu Grohn am alten Tief ist zum Wechsel von
Begleitscheinen mit dem Hauptzollamte zu Brale, sowie mit den an der Weser belegenen

an der baupts eien und Strueränter befugt.Zu 43. 6 Nebenzellamt zu Artlen burg ist zur Erledigung von Begleit-
scheinen I. über a Waaren, welche dasselbe von und nach Lauenburg, Mecklenburg und
Lbeck passiren, ermachtigt.

Vor Geeste- B. In Bezug auf die Steuerämter im Innern.
münde. u 10. Das Steueramt zu Bückeburg ist zur Erledigung von Begleitscheinen I.mr K.

z 16. Das Steueramt zu Hameln ist zur Ausstellung von Begleitscheinen I.auf S un der Weser belegenen deren Erledigung ermächtigten Zell= und Steuer=
Neuhaus a. d. O ämter, sewie zur IErkedignnesven Begleitscheinen I. der erwähnten Aemter ermächtigt.

 sies Das Steueramt zu Göttingen ist zur Erledigung von Begleitschei-
nen I. ermechtigt.

u 26. Das Steueramt zu Quakeubrück ist zur Erledigung ven Begleit-
scheinen l aber Weni, Taback, Jucker- und sensüge Colenlalwaaren ermchtigtDas Steueramt zu Nien burg ist zur Ausstellung uns Erledigung
von oliheini I. ber solche Ladungen, welche auf der Oberweser einfrieren und #
Lande weiter trangportirt werden müssen, sowie zur Erledigung von Beglettscheinen I.

Stade. über vie für die Asernen Weincreditläger eingehenden Weine ermächtigt.
Das Steueramt zu Hoya ist zur Ausstellung und Erledigung von Be-

gleitscheinen I. über solche Ladungen, welche auf der Oberweser einfrieren und zu Lande
weiter transportirt werden müssen, ermächtigt.

an der West-

u 34. Das Steueramt zu Aurich ist Aur Erledlgung ven Begleitscheinen I.
der Hauptämter Delmenhorst und Oldenburg über Rohzucker ermächtigt.



56

Hauptämter Hauptämter Hauptämter im In= Nekenzellämter tm Innern,
an der Grenze im Innern mit nern ehne Niedei- welche Maaren mit Begleuschein

Zellverelnte Staaten. Cn Nieder lage Niererlage 4%cuisuu srelde Be- akgefertigt werden kennen.
(Packhes)). (Packhei). stellt werden keunen. Ort. Hauptamtst

I. 2. 4. 5. .

—.
Noch IV. Hannover.
Ober-Zell-Colleglum zu 38 Lingen

Hannover. 39 Meppen Nordl
+|Haselünne. )orn
41Bremervorde. Stade
12|Verden. —
43|Scharmbeck. Sebaloer
44|Winsen. arb45 Dannenberg. Kurg.

V. Württemberg.
Steuer-Celleglum zu Statt 1 Friedrichshafen Hrübnonn- 1münd.gart. 2Cannstatt. 2|Eblingen. (C3Smutgart. 3]Goppingen. Cannstan

4Ulm. 4/Calw.
5Tübingen. Stun t
s6sReutlingen. tgar
1.Heidenheim.
9 Biberach. #2

Tuttlingen. riedri10Ravensburg. 6 *

VI. Baden. *5 # Steuerämter.

Zelldireltion zu Carlsruhe. Neufreisteu.Wertheim. 1|Bruchsal.
2 Kehl.“ 2 Heidelberg. 2|Pforzheim. arlsruh
3|Altbreisach#,.3Mannheim. 3Nastatt. '] ·
4BccSchustek-4Carlomhe. 4Bavcn. Neufreiste

1# kon 5 hahn, 5Offenburg. Kehl.mit einer selbst- reiburg.ständigeu Zoll- 6Greiburg
Abfertigungs-
stelle am Badi-
schen Eisenbahn=
hose zu Basel.)

5Bei Rheinfel-
den.

6Thiengen.
7 Stühlingen.
BNandegg.
9Kenstanz.



Nebenzollämter I. Klasse
an der Grenze.

Hauptamtsbezirk.

57

Bemerkungen über besondere Befugnisse.

8.

8 Borstel.

89 Cranz.
#40. Burrehude.
4¼1 Am Anlegeplatze

der Dampfschiffe.
ke Herpte3, Artlenburg.
 4 Bleckede.
 # Rosien.

Ehnacenburg

tLangenargen.

orrach.
 Säckingen.

Kleinlaufenburg.
Waldshut.
5 Kadelburg.
b Riedern.

Stade.

Harburg.

Hitaacker.

Friedrichshafen.

Thiengen.

Stühlingen.

Randegg.

Ludwigshafen.

Bei Schusterinsel,

Bei Rheinfelden.

Zu 40. Dao Steutramt zu Haselünne ist zur Erledigung von Begleitscheinen l.
des Hauptzollamts Delmenhorst über Weinsendungen ermächtigt.

Zu 42. Das Steueramt zu Verden ist zur Erledigung von Begleltschelnen 1.
über die für die eisernen Weincreditläger eingehenden Meine befugt.

Die Hauptämter Friedrichshafen, Heilbronn,Stuttgent und Ulm
find Azglech Zollabfertigungsstellen im Sinne des §. 5 des allgemelnen Regulative über

die Behandlung des Gütertransporte auf den Eisenkahnen in Bezug auf das Zollwesen.
Die Nebenzollämter im Innern von 2—10 haben bedingtes Niederlagerecht. —

Es können demnach rie dahin zu versendenden Waaren, nach vorausgegangener spezleller
Revisien mit Begleitschein I. abgelassen werden, gleichwie, wenn aus diesen bedingten
Niederlagen ein Ausgang über die Grenze des Zollvereins stattsindet, auch dieser durch
spezielle Ausgangsrevision an der Grenze oder bei einem vorliegenden Hauptzollamte zu
konstatiren ist.

A. In Bezug auf die Zollabfertigungsstelle am Bahnhofe zu Basel.

4 Dieselbe functionirt unter Kontrele des Hauptzollamts bel Schusterlusel,
übrigens mit unkeschräukter Befugniß eines Hauptzollamts.

n. In Bezug auf die Nebenzollämter I. Klasse an der Grenze.
Zu 1. Das Nebenzellamt zu Lörrach hat die Befugniß:

#a) zur Ausstellung und Erledlgung der über Postgüter sprechenden Begleitscheine;
h) zum Begleitscheinwechsel mit dem Hauptzollamte Ulm; desgleschen mit den an der

Grenze gegen Oesterreich gelegenen Kéniglich Bayerischen Haußtzollämtern und mit
dem Keniglich Sächsischen Hauptamte zu Dresden und dem Rebenzollamte I. zu
Bedenbach über solche Gegenstände, welche zur Veredlung aus Oesterreich ein= und
in veredeltem Zustande dahin zurückgeführt werden.
Zu 2 und 4. Die Nebenzellämter Säckingen und Waldshut bcsitzen dle

unbeschränkte Befugniß zum Begleitscheinwechsel mit allen zuständigen Zellbeherden, sowie
die unbeschrönkte Befugniß zur Jollerhebung.

. Das Nebenzollamt zu Kadelburg hat die Befugniß zur Begleitschein-
Abfertigung auf Aemter im Innern mit Niederlagerecht in Bayern, Württemberg und Baden.

Zu 6, 7 und 6. Die Nebenzellämter zu Rtedern, Erzingen und Neu-

777 haben die unbeschränkte Befugniß zur Ausstellung und Grledigung von Beglelt-
heinen I.

Zu 13. Das Nebenzollamt zu Ueberlingen hat die Befugniß zur Erledigung
von Begleitscheinen II. 6

" 4
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Hauplämter
an der Grenze

Hauptämter
im Innern mit

Hauptämter im In-
mern ohne Nieder=
lage, auf welche Be-

Nebenzollämter im Innern, :
welche Waaren mit Begleitschein

abgefertigt werden kennen.
Zellvertinte Stgaten. C mit Miederlage Nieder la ge gleitscheine II. ausge-

Wackhef.)). (Packhol). stellt werden kennen. Ort. Hauptamtsd,
I. 7. 3. 4. 5. 66—

—

Noch VI. Baden.
Zelldirektion zu Carlsruhe.

6
1

VII. Kurfürstenthum
Hessen.

Oker-Zell-Direktion zu Casse. 1 Carlshafen. 1 Marburg. 1 Fulda. Hanau.
2 Cassel. (Previnzial-
3Hanau. Steueramt.)
4 Rinteln. 2 Witzenhausen. Cassel.

(Nebensteueramt.)

VIII. Großherzogthum
Hessen. Hauwtzellämter. Nebenzollämter I.

Ober-Zoll-Direktion zu 1 Darmstadt. 1 Alefeld. Gießen.
Darmstadt. 2Offenbach 2 Worms. M

3|Gießen. 3 Bingen. Nainz.
4 Mainz.

IX. Thüringscher Verein.
General-Inspektion zu Erfurt. Steuerämter.
a) In Preußisch. Gebiete., -1|Erfurt.
b) Im Kurhes. Gebiete. ··««
c)Jm Großherzogthum

Sachsen-Weimar.
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Nebenzollämter I. Klasse
an der Greuze.

Ort. Hauptamtobezirk.
Bemerkungen über besondere Befugnisse.

. ! 6.

. In. Bezug auf die Steuerämter im Innern.
Zu 2, 4 und 5. Die Untersteuerämter Pferzheim, Baden und Offen-urg nen die unbeschränkte Befugniß zum Begleitdeinwechsel mit allen zuständigen

Jellbehörden.
Zu 3. Das Untersteueramt zu Rastat! hat bedingles Niederlagerecht. — Auf

Verlangen lönen demnach die dahin an Hamlungshäuser und Gewerketreikende zu ver-
sendenden Waaren nach verausgegangener spezieller Revision mit Begleitschein I. abgelas-
sen werden, gleichwie, wenn aus vieser bedingten Niederlage ein Ausgang über die Grenze
des Gesammtvereins stattfintet, auch dieser durch srezielle Ausgangsrevisien an der Grenie,
eder bei einem verliegenden Hauptzellamt konstatirt werren muß.

Ferner besitzt ras Untersteueramt Rastatt die Befugniß zur Erlerigung ven Be-
gleitscheinen I. über Gegenstände, welche die k. k. Oesterreichische Garnisen daselbst aus
dem Kaisterstaat bezieht, sodann auch über alle aus dem Vereinsausland eingehenden
Gegenstände, welche zum Bau eder zur Ausrüstung der Bundessestung besiimmt sind, und
deren Abfertigung von Seite der Grenzämter ehne vorherige spezielle Revision auf jenes
Untersteueramt erfolgen kann.

Zu 1. Spalte 5. Das Nebenzellamt l. zu Aksfeld darf Begleitscheine 1. über
rehen Taback für die Privaterekltlager der dertigen Tabacksfabrikanten erledigen, welche
auf verausgegangene spezielle Revisien, ven den Hauptämtern zu Beemen, Münden,

Kassel, fshaien. unr Franksurt a. M. ausgefertigt worden.Zu2und 3. Spalte 5. Die Nebenzellämter I. zu Morms und Bingen
haben Niererlagerecht.— Auf Verlangen können dahin ven den dazu berechtigten Aemtern
Waaren mittelst Begleitschein l. nach verheriger svezieller Revisien unter Verschluß ab-
gelassen werden, gleichwie, wenn auo riesen Niererlagen ein Ausgang über die Grenze
des Zollvereins stattfinket, auch dieser durch srezielle Ausgangerevision an der Grenze
eder bei einem vorliegenden Hauptzellamte konstatirt werden muß.

Zu1. Spalte 3. Mit einer besonderen Bahnhefs-Abfertigungsstellc für unmittel-baren Tn sth nh
Ju 2. Steueramt Weimar darf Begleitscheine I. unr II. erlebigen.

Zu 4. Steueramt Apelda darf Begleitscheine I. über wollene Garne und
Strum'swaaren erledigen.

Ju 7. Steueramt Eisenach hat unbedingten Begleitschelnwechsel.
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Hauptämter Hauptämter SHauptänter im In= Ei im #unern am6 Nieder= Waaren m eigZollverelnte Staaten. au der Grenze kin a Ir 9 #ns elcke r abgesertigt werden *
(mit Aierarlage - gleitscheine fl. ausge- — —(Packhof). (Packho). siellt werden kennen. Ort. Sauptamtetg

I. 2. 3. 4. 5. 1 6.
—"

Noch IX. Thüring'’scher
Verein.

heneral-Inspektion zu Erfurt. Steucrämter.
0 Im Herzogthum Sach- 10, Meiningen. .

sen-Meiningen. 11. Hiloburghausen
12) ömhild.13 Saalfeld.
14 Pößneck.
15 Sonneberg.

ise
-

) ImHerzogthum Sach 2 Altenburg. .Roda.
sen-Altenburg. 18 Nonneburg.

) Im HerzogthumSachs. 3, Coburg.
Coburg-Gotha. 4 Gotha.

1) ImFürstenth. Schwarz! 19. Rudolstadt.
burg-Rudolstadt. 20,Königsee.

1) ImFürstenth. Schwarz-

burg-Sondershausen.

) Im Furstenthum Reuß.
ältere Linie.

) Im Fürstenthum Reuß
jüngere Linie.

K. Herzogthum Braun-
schweig.

Zoll= und Steuer-Direktlen
zu Braunschwelg.

1Braunschweig.
2 Wolfenbatte.

. 2llArnstadL

. 22 Greiz.
23 Zeule nroda.

1
. 144 Schleil.

25Lobenstein.
26Hirschberg.
27|Gera.

1Holminden. Braunschm.
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Nebenzollämter I. Klasse
an der Grenze.

Ort. x Hauptamtsbezirk.

Bemerkungen über besendere Befuanisse.

7. 8. 9.

Zu 10. Steueramt Melningen darf Beglettscheine I. und II. ausfertlgen und
erledigen.

Zu 2. Spalte 3. Mit einer Bahnhoss-Abfertigungsstelle für unmittelbaren
Waareneingang.

Zu 3. Spalte 3. Mtt der Besugniß zur Abfertlgung der im Ansageverfahren
elngehenden ausländischen Waaren.

Zu 21. Steueramt Arnstadt darf Begleltscheine I. über Garne und Südfrüchte
erledigen.

Zu 22. Steueramt Gretz ist befugt Begleitscheine I. über wollene Zeugwaaren
und Garne zu erledigen.

Zu 27. Steueramt Gera hat Befugniß zur Abfertigung der mit Ladungsver-
zeichnissen im Ansageverfahren eingehenden auslänrischen Waaren unr zur Auofertigung
und Erledigung ven Begleltschein I. "

Zu Spalte 5. Das Steueramt zu Helzminden hat umnbeschränkte Befugniß
zur Jollerhebung und Begleitscheinabfertigung (Begleitscheine I. und II.); auch ist mit
demselben eine insesern bedingte Niederlage verbunden, als die zu derselben gebrachten
Waaren ohne frezlelle Genehmigung der Directiobehörde ulcht zum Wiederausgange nach
dem Auslande abgefertigt werden und ebenfalls ohne besondere Ermächtiaung nicht über
ein Jahr (incl. der etwa in anderen Niederlagen bereits zugebrachten Zeit) auf derselben
lagern dürfen.
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Zellvereinte Staaten.

Hauptämter
an der Grenze im Innern mit

Hauptämter Hauptämter im In-
nern ohne Nieder-
lage, auf welche Be-

Retenzellimter im Junern aniwelche Waaren mit Begleitschein
algefertigt werden kennen.

Cmit Niederlage Nlederlage gleitscheine II. ausge-
lbocholh. Gzel) lhr.bbtamte

1. 2. 3. 4. 5 6.

XI. Oldenburg.
Ober-Zoll-Collegium zu 1'Varel. 1Oldenburg. 1 Mildeshausen
Hannover. 2 Brake. 9 2Vechta.

3 Delmenhorst. 3/Cloppenburg.Oldenburz
4| Damme. "*“

5|Löningen.
6Jever. Varel.

XII. Nassan. Steuerämter.
Zolldirektion zu Wiesbaden. « 1Bicbkich. 1Hs3chst-«

’ 2Limbutg. 2 Rüdesheim. Beebrich.
3Wiesbaden.
4Dier-
5 Dillenburg. -

6Hachcnburg. simburg.
7 Niederlahnstein

XIII. Freie Stadt
Frankfurt am Main.

Jolldirektien zu Frankfurt a. M. 1 Frankfurt a. M.
(mit elner provise-
rischen Zellabfer-

". tigungsstelle im
ain-Weser=

Bahnhef daselbst.)



Nebenzollämter I. Klasse
2.. an der Grenze.

Ort.

7. 8.

Hauptamtobezirk.

63

Bemerkungen über besondere Befugnisse.

Horumersiel.ooksiel.
ariensiel.Kiesue
—- r-2 ———

P
Großensiel.
Strohausen.

raksiel
Elssleth.

I1Berne.
12 Motzen.
13. Lemwerder.
14 Wahrthurm.

« .eddcrwakdeksicl.

Varel.

Brake.

Delmenhorst.

Zu 2. Spalte 7. Das Nebenzellamt zu Hooksiel ist zur Erledigung von
Begleitscheinen I. und II. befugt.

Zu 5. Spalte 7. Das Nebenzellamt zu Ellenserdammersslel ist zurErledigung Faa Begleitscheinen I. und 1l. ermächtigt.

Zu 14. Spalte 7. Das Nobenzellamt zu Wahrthurm ist zur Ausstellung
von Beglettscheinen I. und 1I. für dle Ezeten und klelne Waarenmengen, welche von
Reisenden über dasselbe ein= oder durchgeführt werden, und zur Erledigung von Begleit-
scheinen1.ermächtigt.

Zu 3. Das Steneramt zu Wiesbaden ist besugt, Begleitscheine 1. über halb-
gehre und Schaffelle, welche für inländische Saffian= und Lederfabrikanten unter

ontrele 7 allgemelnen Eingangaabgabe wungeführt werden, nach verausgegangener
m bosseon 4 einem Hauptamte, zu erledigedem Steneramte /2 klenhern ist eine Niederlage mit bedingtemWst Wc dasselbe ist daher befugt, Begleitscheine 1. nach vorherlger

spezleller Revision der Waaren bei einem Hauptamte, zu erledigen.

Dlese proviserische Absertigungsstelle wird eingezogen werden,Bemerkung. sue ereuptam. 2sobald die in Ausführung begriffenen baullchen Einrichtungen an der zum
renden Verbindungsbahn vollendet seyn werden.
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Nachtrag.
In Preußen tritt zu a. in Spalte 7 noch das schon seither bestandene Nebenzollamt 1

Eydkuhnen hinzu.
Das in dem Verzeichnisse aufgeführte Nebenzollamt I. dieses Namens besteht lediglich für

Abfertigungen auf dem dortigen Bahnhofe.



Beilage
zu dem Verzeichnisse der im Zollvereine vorhandenen Hauptzollämter 2c.

Verzeichniß
der

an den Grenzen und im Innern des Zollvereins vorhandenen Zoll= und Steuer-
Aemter 2c., welche zur Abfertigung der auf den Eisenbahnen ein= und ausgehenden
Güter, zufolge des §. 5 des Allgemeinen Regulatios über die Behandlung des Güter-

und Effektentransports auf den Eisenbahnen in Bezug auf das Zollwesen,
befugt sind.
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Zollverelns-Staaten.
Eisenbahnlinien,

an welchen die Absertigungsstellen

belegen sind.

——

Namen der Abfertigungsstellen.

I. Preußen.
1) Provinz Ostpreußen
2) Provinz Westpreußen.
3) Provinz Posen.
4) Provinz Pommern.

5) Provinz Schlesien.

6) Provinz Brandenburg.
n·.....a) Berli

*

b) Reg.-Bezirk Potsdam

) Reg.-Bezirk Frankfurt

Ostbahn

Berlin-Stettiner Bahn

1) Oberschlesische

2) Cosel-Oderberg.

3) Niederschlesisch-Märkische

4) Niederschlesisch-Märkische
(Zweigbahn von Kohlfurt über Gerlitz

nach Dresden.)

1) Berlin-Hamburger

2) Berlin-Potsdam-Magdeburger,
Berlin-Anhaltische, erlin-
Frankfurter (Niederschlesisch-
Märkische), Berlin-Stettiner.

1) Berlin-Hamburger

2) Berlin-Potsdam-Magdeburger.

Niederschlesisch-Märkische
(Berlin-Frankfurt.)

(Siehe Hauptverzeichniß der Hauptzellämter w
merkung bei dem Nebenzollamte . zu Cpoku

Hauptsteueramt zu Stettin,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

1) Hauptzollamt zu Myslowitz.
2) Nebenzollamt I. zu Kattowitz.
3) Puerz. zu Breslau,Abfertigungsstelle auf dem Oberschlenahlhos. chef
1) Nebenzollamt l. auf dem Eise

zu Oesterreichisch Oderberg. seunbaht
2) Hauptsteueramt zu Ratibor,

Abfertigungsstelle auf dem Bahnhe

Hauseueramt zu Breslau,Abfertigungsstelle auf dem Nieder##
Märkischen Bahnhofe. erscht

Hauptsteucramt zu Görlitz,
Abfertigungsstelle auf dem Bahnhe

Hauptsteueramt für ausländische Geg#
zu Berlin, Abferti ungsstelle Len
Berlin-Hamburger Bahnhofe.

Hauptsteueramt für ausländische Gegen:
zu Berlin. Feur

1) Nebenzollamt I. zu Wendisch-Wan.
2) Hauptzollamt zu WittenbrgW an

Abfertigungsstelle auf dem Bahnbhe
Hauptsteueramt zu Potsdam.

Hauptsteueramt zu Frankfurt.
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Elsenbahnlinien,
an welchen die Abfertigungsstellen

belegen sind.
Namen der Abfertigungsstellen.

Noch I. Preußen.
5 Provinz Sachsen

8 Provinz Westphalen

Rheinprovinz

Außerdem

Großherzogthum Luxemburg

1) Magdeburg-Wittenberge.
2) Magdeburg-Halberstadt
3) Magdeburg-Cöthen-Halle-Leipzig
4) Berlin-Potsdam-Magdeburg
5) Magdeburg-Cöthen-Halle-Leipzig

Cöln-Minden

1) Saarbrück-Berbach

2) Rheinische

3) Aachen-Mastricht

4) Aachen-Düsseldorf-Ruhron.

5) Arnheim-Oberhausen.

6) Cöln-Minden

7) Ruhrort-Oberhausen

Luxemburg-Thionville 2c.

Hauptsteueramt zu Magdeburg.

Hauptsteueramt zu Halle.

Hauptsteucramt zu Minden,
Abfertigungsstelle auf dem Bahnhofe.

Hauptzollamt zu Saarbrücken,
Abfertigungsstelle auf dem Bahnhofe zu
St. Johann-Saarbrücken.

1) Nebenzollamt I. zu Herbesthal.
2) Haupzollamt zu Nachen.3) Hauptsteueramt für ausländische Gegen-

stände zu Cöln, Abfertigungsstelle auf
dem Central-Güter-Bahnho#fe.

Hauptamt zu Aachen,
Abfertigungsstelle auf dem Bahnhofe zu
Templerbend.

1) Hauptsteucramt zu Düsseldorf.
2) Hauptsteueramt zu Ruhrort.

1) Nebenzollamt l. zu Elten.
2) Hauptzollamt zu Emmerich,

Abfertigungsstelle auf dem Bahnhofe.
3) Hauptsteueramt zu Wesel.

Hauptsteueramt zu Düsseldorf.
Hauptsteueramt für ausländische Gegen-

stände zu Cöln, Abfertigungsstelle auf
dem Bahnhofe zu Deutz.

1) Hauptsteueramt zu Duisburg.
I#

Hauptsteueramt zu Nuhrort.

Hauptzollamt zu Luremburg,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe.
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Jollvereins-Staaten.
Eisenbahnlinien,

an welchen die Abferligungastellen

belegen sind.

 J“

Namen der Abfertigungsstellen.

II. Bayern.

III. Sachsen.

1) Lindau-Hof.

2) Bamberg-Aschaffenburg

3) München-Rosenheim-Kufstein

4) München-Rosenheim-Salzburg.

5) Ludwigshafen-Saarbrücken

6) Neustadt-Weissenburg

1) Zittau-Reichenberg

2) Löbau-Zittau

3) Sächsisch -Böhmische Staats-
Eisenbahn.

4) Magdeburg-Leipzig

5) Leipzig-Dresden

6) Chemnitz-Risa

1) Hauptzollamt zu Lindau.
2) Hauptzollumt zu Donauwörth.
3) Hauptzollamt zu Hof, Abfertigungs

m Bahnhof. «

4) Hauptzollamt zu Rurnberg, Abferti
stelle am Bahnhof. igu

Hauptzollamt zu Schweinfurt.

Nebenzollamt l. am Bahnhofe zu Kufi

Nebenzollamt l. am Bahnhofe zuSalzt

Hauptzollamt zu Ludwigshafen.

Nebenzollamt I. zu Schaidt mit der
Erpositur zu Weissenburg, welche
Ansageposten fungirt.

4) Nebenzollamt l. zu Reichenberg (Böhn
2) Hauptzollamt Zittau, Zollerpedition

dem Bahnhofe.

Hauptsteueramt Löbau.

1) Nebenzollamt l. zu Bodenbach (Be2) Hauptsteueramt zu Pirna. GBohn
3) Hauptsteueramt zu Dresden (blos.

Ausgange nach Böhmen).
4) Hauptsteueramt zu Dresden,Zollexpedi

auf dem Sächsisch-Bohmischen Bahm

Hauptzollamt zu Leipzig.

auptzollamt zu Leipzig, Zollerpediti5 dem Dresdener Bahnhofe. ron

Hauptsteueramt zu Chemnitz, Zolle
auf dem Bahnhofe. *½*“
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Jelloer eins-Staaten.
Eisenbahnlinten,

an welchen die Abfertigungsstellen

belegen sinr.
Namen der Abfertigungsstellen.

IV. Hannover.

V. Württemberg.

VI. Baden.

1) Central-Bahnhof zu Hannover
(bel welchem sämmtliche Hannoversche
Eisenbahnen sich verelnigen).

2) Hannover-Bremen

3) Hannover-Harburg

4) Hannover-Cassel.

5) Hannover-Emden.

6) Hannover-Braunschweig

7) Hannover-Hildesheim ..
cuber Lehrte oder Nordstemmer).

Anmerkung. Sämmtliche das Känig=
reich Hannever berührende Eisenbahnen stehen
mit einander in Verbindung.

Staats-Eisenbahn vom Bodensee
(Friedrichshafen) in Verbindung
mit der Bayerischen Eisenbahn in
Ulm und mit der Badischen Eisen-
bahn in Bruchsal.

Basel-Frankfurt a. M.
dun

Zweigbahn von Mannheim bis
Friedrichsfeld.

Hauptsteucramt zu Hannover,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

Vereinsländisches Hauptzollamt zu Bremen.

Hauptzollamt zu Harburg,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe,

Hauptsteucramt zu Münden,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

1) Haubtseneramn zu Osnabrück,Abfertigungsstelle am Bahnhofe.
2) Hauptzollamt zu Leer,

Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

3) Hauptsollanm zu Emden,Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

Haumsteueramt zu Hannover,
Abfertigungsstelle am Bahnhofe.

Hauptsteueramt zu Oildesheim.

1) Hauptzollamt zu Friedrichshafen.
2) Hauptzollamt zu Ulm.
3) Hauptzollamt zu Stuttgart.
4) Hauptzollamt zu Heilbronn.

I. Zollämter an der Grenze.
1) Die Zollabfertigungsstelle am Bahnhofe

zu Kehl.
2) Desgl. am Bahnhofe zu Basel.
3) Das Nebenzollamt 1. zu Waldchut.

II. Zollämter im Innern.
Das Hauptzollamt zu Mannheim.
Anmerkung. Das Abfertigungsamt am Bahnbef

zu Kehl ist zu der Abfertigungsweise nur bezüglich
der im dlrekten Verkehr von der Franzssischen auf die
Vadische Elsenbahn und umgekehrt übergehenden Gü-
ter befugt.
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Zollvereins-Staaten.
Eisenbahnlinien,

an welchen die Abfertigungsstellen

belegen sind.
Namen der Abfertigungsstellen.

VII. Kurfürstenthum Hessen.

VIII. Großherzogthum Hessen.

IX. Thüringscher Verein.

X. Braunschweig.

XI. Oldenburg.

XII. Nassau.

l. 1) Hannoversche Südbahn
(Hannover-Cassel.)

2) Main-Weserbahn

3) Kurfürst-Friedrich-Wilhelms-
Nordbahn.

II. 1) Frankfurt-Hanauer Bahn
2) Aschaffenburg-Hanauer Bahn.

1) Main-Weserbahn.

2) Ludwigs-Bahn.

1) Thüringsche Eisenbahn

2) Sächsisch= Bayerische Staats-
Eisenbahn.

3) Werra= resp. Lichtenfels-Cobur-
ger Eisenbahn.

4) Weißenfels-Geraer Eisenbahn.

Braunschweigische Eisenbahn.
7an. *a4K. m c 4. ·GW Nu## *
# # 4

—'s

Hauptsteueramt zu Carlshafen.

Hauptsteueramt zu Cassel,
Abfertigungsstelle auf dem Bahnhoj

Hauptsteueramt zu Hanau.

1) Hauptzollamt zu Gießen.
2) Hauptzollamt zu Darmstadt.
3) Hauptzollamt zu Offenbach.

Hauptzollamt zu Mainz.

Königl. Preuß. Hauptsteueramt zu Eri
Abfertigungsstelle am Bahnhofe. Er

Herzoglich Sächsisches Hauptsteueramt
Altenburg, Abfertigungsstelle auf:
Bahnhofe.

Herzoglich Sächsisches Hauptsteueramt
Coburg.

Fürstlich Reußisches Steueramt zu Ger-

1) Hauptsieueram zu BraunschweigAbfertigungsstelle auf dem Bahnhe.

2) Hauptsteueramt zu Wolfenbünel.
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Zollvereins--Staaten.
Eisenbahnlinien,

an welchen die Abfertigungsstellen

belegen sind.
Namen der Abfertigungsstellen.

XIII. Frankfurt a. M. 1) Main-Weser Bahn

2) Frankfurt-Aschaffenburg-Würt-
W- Heidelberg-Mann-

heim (Main-Neckar Bahn).
Frankfurt-Leipzig.
Frankfurt- Cal#g (Mainz-Wies-

baden), (Taunusbahn) 2c.

Hauptsteueramt zu Frankfurt,
Abfertigungsstelle am Main-Weser Bahn-

hofe.

onr zu Frankfurt a. M.





.xt.

Negierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Samstag den 15. Juni 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Departements. Bekanntmachung, betreffend die Unton-Assekuranz= Socketät

in London. — Verfügung, betreffend die Bekanntmachung neuer Statuten für die Königl. Thierarznei=
schule in Stuttgart.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.
A) Des Departements des Innern.

Des Ministeriums des Innern.

Bekanntmachung, betreffend vie Union-Assekuranz-Societät in London.

Nachdem die Union-Assekuranz-Societät in London zum Geschäftsbetrieb im Fache
der Lebens= und Rentenversicherung im Lande zugelassen und als Hauptagent derselben
der Kaufmann Julius Blöst in Stuttgart bestätigt worden ist, so wird dieses hiemit
unter dem Anfügen öffentlich bekannt gemacht, daß der Hauptagent ermächtigt und ver-
pflichtet ist, in allen zur gerichtlichen Entscheidung geeigneten Streitigkeiten zwischen der
Gesellschaft und württembergischen Einlegern, welche sich auf den Betrieb der Gesellschaft
beziehen, Namens der Letztern vor den K. Gerichten Recht zu nehmen und zu geben.

Stuttgart den 3. Juni 1861. Linden.
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B) Des Departements des Kirchen- und Schulwesens.

Des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens.

Verfügung, betreffend die Bekanntmachung neuer Statuten fur die Königl. Thierarzneischule
in Stuttgart.

Nachdem das durch höchste Entschließung vom 11. December 1821 genehmigte proviso—
rische Statut für die Königl. Thierarzneischule in Stuttgart einer durchgreifenden Reviston
unterworfen worden ist, werden an der Stelle desselben mit höchster Genehmigung
Seiner Königlichen Majestät vom 31. v. M. nachstehende neue Statuten für die

genannte Anstalt erlassen, wobei bemerkt wird, daß die Funktionen, welche den an der
Thierarzneischule angestellten Lehrern als dem technischen Collegium in Veterinär--Sachen
für thierärztliche Prüfungen, Begutachtungen in gerichtlichen Streitfällen und dergleichen
zukommen, hiedurch nicht berührt werden.

Stuttgart den 5. Juni 1861. Golther.

Stätuten.
I. Zweck und Bestimmung der Anstalt.

8. 1.
Die Königl. Tbierarzneischule hat die Bestimmung, vurch Unterricht praktische Thier-

ärzte, sowohl für das Bedürfniß des Publikums, als für vie entsprechenden öffentlichen
Zwecke zu bilden.

II. Vom Unterrichte.
g. 2.

Der Unterricht, welcher an der Königl. Thierarzneischule ertheilt wird, ist theils ein
theoretischer, tbeils ein praktischer.

Der theoretische Unterricht umfaßt folgende Lehrfächer:
Anatomie der Hausthiere mit Präparirübungen,
Physiologie,
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Viehzucht und Diätetik,
Arzneimittellehre und Receptirkunst,
allgemeine und specielle Pathologie und Therapic,
Chirurgie,
Operationslehre mit Uebungen im Operiren,
Geburtsbilfe,
pathologische Anatomie,
Erterieur,
gerichtliche und polizeiliche Thierheilkunde,
Theorie des Hufbeschlags.

(Soweit zum Verständniß ver Vorträge über diese Lehrfächer Kenntnisse
aus dem Gebiete der Naturwissenschaften nöthig sind, wird das Erforder-
liche am geeigneten Orte eingeschaltet.)

Der daneben staitfindende praktische Unterrichthat hauptsächlich zum Gegenstande:
die innerlichen und äußerlichen Krankheiten der verschiedenen Haustbiere,
die Bereitung und Anwendung der Arzneien,
den Hufbeschlag.

g. 3.

Als Lehrmittel dienen, und zwar:
a) für den theoretischen Unterricht:

die verschiedenen Sammlungen der Anstalt, z. B. von physikalischen und chemischen
Apparaten,

von anatomischen und chirurgischen Instrumenten,
von anatomischen und pathologischen Präparaten;
eine pharmakognostische Sammlung,
eine Sammlung von Hufeisen für gesunde und kranke Hufe.

b) Für den praktischen Unterricht:
1) die Kliniken, und zwar vornämlich

aa. die stationäre Klinik für Pferde, Hunde u. s. w. in den Krankenställen

der Anstalt, und

bb. vie ambulatorische Rindviehklinik in den Ställen der Besitzer;
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2) die für den Bedarf der Anstalt eingerichtete Apotheke;
3) die Beschlag-Schmiede.

8. 4.

Die Lehrzeit, innerhalb welcher der beschriebene theoretische und praktische Unterricht
unter Bentzung der angegebenen Lehrmittel vollständig zu ertheilen ist, ist auf zwei Jahre
festgesetzt.

Das Schuljahr beginnt je mit dem 16. October und endigt je mit dem 31. August
eines Jahrs; in der Zwischenzeit sind Ferien.

Uebrigens leidet die Behandlung kranker Thiere in der Anstalt, sowie der Betrieb
der Beschlagschmiede auch während der Ferien keine Unterbrechung.

g. 5.

Der Unterricht wird für Inländer unentgeltlich ertheilt.
Ausländer, welche die Anstalt besuchen, haben ein mäßiges Unterrichtsgeld zu entrichten.

8. 6.

Ertheilt wird der Unterricht vurch eine angemessene Zahl von wissenschaftlich gebil,
deten Hauptlehrern und durch den Lehrschmied als Fachlehrer.

Nach Bedürfniß können den Hauptlehrern zur Unterstützung ein oder einige Unterlehrer
als Repetitor, Prosector, klinischer Assistent u. dergl. beigegeben werden.

Im Falle einer länger dauernden Verhinderung eines Lehrers ist für eine angemes-
sene Stellvertretung zu sorgen und nach Umständen auch hbiezu der Unterlehrer zu verwenden.

8. 7.

Die Vertheilung der verschiedenen Lehrfächer unter vic verschievenen Lehrer der An-
stalt richtet sich nach vem einem jeven derselben gegebenen speciellen Lehrauftrage.

Mit dem Lehrauftrag für ein bestimmtes Fach ist der Regel nach von selbst auch ver
Auftrag zu Ueberwachung der darauf bezüglichen Sammlungen, sowie zur Leitung des
betreffenden praktischen Instituts (z. B. der Klinik, ver Schmiede) verbunden.

Ueber die Verwaltung der Schulbibliothek wird im einzelnen Fall besondere Bestim-
mung getroffen.
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III. Von den Schülern.
g. 8.

Die Theilnehmer am Unterricht in der Königl. Thierarzneischule sind entweder ordent-
liche Schler der Anstalt, oder sog. Hospitanten, welche, ohne einen vollständigen Lehrkurs
durchzumachen, blos an einzelnen Fächern Theil nehmen.

g. 9.
Um als ordentlicher Schüler in die Thierarzneischule aufgenommen zu werden, wird

alljährlich vom Königl. Kriegsministerium eine bestimmte Anzahl Militärpersonen, welche
zu sog.= Militärhufschmieden ausgebilvet werden sollen, in Vorschlag gebracht. Andere
haben sich zu dem angegebenen Zwecke bei der Direction der Anstalt unter Beachtung der
in den nächstfolgenden §§. 10 und 11 angeführten Bestimmungen zu bewerben.

S. 10.

Diejenigen, welche sich um Aufnahme als ordentliche Schüler in die Königl. Thier-
arzneischule bewerben wollen, haben sich vor Allem varüber auszuweisen, daß sie

1) das 30te Lebensjahr noch nicht überschritten haben,
2) daß sie vurch die ordentliche Militärpflicht an Erstehung eines zweijährigen Lehr-

rurses nicht gehindert sind, beziehungsweise, wenn sie im Militärverbanp stehen,
daß sie von ihrem Regiments-Commando vie Erlaubniß, sich in die Anstalt aufneh-
men zu lassen, erhalten haben,

3) daß sie körperlich gesund sind und die dem betreffenden Alter angemessenen Kräfte
besitzen,

4) daß sie in Beziehung auf ihren Lebenswandel ein gutes Zeugniß haben,
5) daß sie das erforderliche Vermögen over zureichende Unterstützung besitzen, um die

Kosten eines zweijährigen Aufenthalts in Stuttgart bestreiten zu können.
Außerdem erscheint es als wünschenswerth, daß der Aufzunehmende ein passendes

Gewerbe erlernt habe und dasselbe gehörig verstehe.
8. 11.

Die Aufnahmegesuche sind, je mit einem gemeinderäthlichen Zeugnisse über die ein-
schlägigen Verhältnisse des Bewerbers verseben, den betreffenden Oberämtern zu übergeben,
welche sie mit ihren etwaigen Bemerkungen spätestens in der ersten Hälfte des Monats
September an die Direction der Königl. Thierarzneischule einsenden werden.
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8. 12.

Diejenigen Bewerber, welche nach ihren persönlichen Verhältnissen (8. 10) als zulas-
sungefähig erkannt worden sind, sowie die von dem Königl. Kriegsministerium in Vorschlag
gebrachten sog. Militärhufschmiedszöglinge, gegen veren Zulassung kein Bevenken obwaltet,
werden auf dem geeigneten Wege auf den 16. October in die Anstalt einberufen, haben
sich aber hier vor Allem noch einer Aufnahmeprüfung zu unterwerfen, welche sich über die
Elementarfächer des Lesens, Rechtschreibens und eines schriftlichen Aufsatzes, sowie ver
Arithmetik zu erstrecken hat.

g. 13.
Diejenigen der erschienenen Aufnahme-Candidaten, welche bei dieser Vorprüfung über

den Besitz der erforderlichen Schulkenntnisse sich auszuweisen vermögen, werden sofort
definitiv als ordentliche Schüler der Anstalt angenommen und auf die bestehenden Schul-
gesetze verpflichtet.

8. 14.
Um als Hospitant zur Theilnahme am Unterrichte in der Königl. Thierarzneischule

zugelassen zu werden, ist erforderlich, daß der Betreffende bei der Direction der Anstalt
darum nachsuche und sich wenigstens über ein gutes Prädicat und den Besitz der erforder-
lichen Mittel ausweise.

8. 15.

Ein in die Anstalt aufgenommener Schüler kann wegen später sich berausstellender
entschiedener intellectueller Unfähigkeit aus der Anstalt wieder entlassen werden.

8. 16.

Von den in den zweiten Jahrescurs übergetretenen ordentlichen Schülern können In,
länder, welche nicht zu den Militärhufschmievszöglingen gehören, unentgeltlich, und falls
der Raum biezu ausreichen sollte, auch Auslänver, letztere gegen einen mäßigen Miethzins,
in dem Anstaltsgebäude selbst in dem mit 12 Betten ausgerüsteten Schlafsaal eine Unter-
kunft finden.

S. 17.
In Absicht auf das Verhalten der Schüler wird die nächste Aufsicht von dem in der

Anstalt wohnenden Lehrschmied und dem etwa angestellten Unterlehrer geführt, welche ihre
Wahrnehmungen dem Vorstande anzuzeigen haben.
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8. 18.

Die im erforderlichen Falle in Anwendung zu bringenden Disciplinarmittel sind:
Verweise,
Auflegung von Strafdiensten,
Entziehung des etwaigen freien Wohnungsgenusses,
Entfernung oder Ausstoßung aus der Schule.

8. 19.

Das zuletzt genannte äußerste Disciplinarmittel wird insbesondere verfügt:
#a) wegen öfteren oder längeren unentschulvigten Wegbleibens von ver Schule oder

eigenmächtigen Verlassens derselben vor Beedigung des zweijährigen Curses,
b) wegen bartnäckigen Ungehorsams,
Jac) wegen unstttlichen Lebenswandels oder gemeiner Vergehen.

S. 20.

Zur Controlirung der Fortschritte der Schüler wird je am Ende des Vortrags eines
Lehrfachs von dem betreffenden Lehrer eine specielle Prüfung und je am Ende eines ganzen
Lehrcurses eine allgemeine Prüfung vorgenommen. Letztere ist öffentlich und es werden
derselben zwei Mitglieder des Medicinal-Collegiums anwohnen (vergl. §. 38.)

S. 21.

Nach dem Ergebnisse dieser Schlußprüfung und unter Vergleichung mit den Ergebnissen
der stattgefundenen Zwischenprüfungen werden den Schülern Zeugnisse ausgestellt.

Diejenigen Schüler, welche nicht als tüchtig erfunden worden, erhalten nur ein
Zeugniß des Inhalts, daß sie die Anstalt besucht haben, diejenigen aber, welche als tüchtig
erfunden worden, erhalten nach den drei Stufen

sehr gute Kenntnisse,
gute Kenntnisse,
zureichende Kenntnisse,

ein von dem Vorstand und den Lehrern, welche bei der Schlußprüfung anwesend gewesen,
ausgestelltes Tüchtigkeitszeugniß. Auch werden an die vorzüglichsten Schüler der Anstalt
bei ver Schlußprüfung Preise, bestehend in Instrumenten und Büchern, ausgetheilt.
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IV. Von der Oekonomie.

8. 22.

Die ökonomische Verwaltung der Anstalt wird unter der Leitung des Vorstands durch
einen von Seiner Königlichen Majestät ernannten rechnungsverständigen Kasster und durch
den Lehrschmied besorgt.

K. 23.

Das Areal der Anstalt, die Gebäude und Ställe derselben, ferner das gesammte
Mobiliar mit Einschluß der Geräthschaften in den Ställen, in der Apotheke und in der

Schmiede, nur mit Ausschluß der den Lehrschmied als solchen nicht berübrenden wissen-
schaftlichen Sammlungen der Anstalt (vergl. oben §. 7, Abs. 2), endlich sämmtliche Na-
tural= und Materialvorräthe bei derselben stehen unter der nächsten Aufsicht beziehungsweise
in Verwahrung des Lehrschmieds.

g. 24.

Zur Erhaltung der Reinlichkeit in allen Theilen der Anstalt, zu Vornahme der dem
Lebrschmied als Hausverwalter obliegenden Heizung und Beleuchtung der verschiedenen
Raumlichkeiten derselben, zu Besorgung der Fütterung in den Krankenställen u. s. w. wird
dem Lehrschmied ein besonderer Diener beigegeben, der von ihm zu beaufsichtigen ist, dessen
Annahme und Entlassung aber von der Genehmigung des Vorstands abhängt.

g. 25.

Ueber die in Verwahrung des Lehrschmieds befindlichen Mobilien und Vorräthe der
Anstalt wird am Ende eines jeden Rechnungsjahrs, welches von der Mitte Octobers bis

eben dahin des nächsten Jahrs lauft, über die in der nächsten Aufsicht der anderen Lehrer
der Anstalt stehenden Sammlungen von Instrumenten, Präparaten, Büchern u. s. w. alle
3 Jahre durch einen vom Königl. Ministerium des Kirchen= und Schulwesens abzuordnen.
den Beamten ein Sturz vorgenommen, welchem der Kassier der Anstalt anzuwohnen hat.

K. 26.

Die Besorgung und Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben für die Anstalt, sowie
die Führung der Kasse derselben geschieht durch den Kasster unter Mitwirkung des Lehr-
schmieds (vergl. S§. 30. 31).
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g. 27.
Die bei der Unterhaltung ver Königl. Thierarzneischule erwachsenden Ausgaben wer-

den theilos durch ihre eigenen Einnahmen, theilos durch Zuschuß der Staatskasse bestritten.
8. 28.

Eigene Einnahmen hat die Anstalt:
1) durch den Ertrag aus ihrem Vermögen (Pacht= und Naturalerlös aus ihren Gütern,

Erlös aus verkauften Materialien u. s. w.):

2) durch den Betrieb ihrer Institute (§. 3), und zwar:
a) der Krankenställe — für die Verpflegung und Heilung fremder, der Anstalt

übergebener Thiere, nebst dem Erlös aus verkauftem Dünger,
b) der Apotheke — für die bei der ambulanten Behandlung kranker Thiere ab-

gegebenen Mevicamente,
 -der Schmiede —für die Fertigung und Aufschlagung von Hufeisen auf fremde

Pferde;
3) durch die von Ausländern zu entrichtenden Unterrichtsgelver (§. 5) und Miethzinse

(8. 16).
« §.29.

Uebrigens kann, wenn die Behandlung eines kranken Thieres für die Schüler der
Anstalt besonders lehrreich und nutzbringend war, oder wenn der Eigenthümer des Thieres
besonders bedürftig ist, der Ersatz für die von der Anstalt aufgewendete Verpflegung des
Thieres, so wie für die aus der Anstalt abgegebenen Medikamente auch ganz oder theil-
weise nachgelassen werden.

8. 30.

Der Lehrschmied hat (vergl. §. 26) einerseits die Anschaffung der für den Betrieb der
genannten Institute erforderlichen Naturalien und Materialien auszuführen, andererseits
den Einzug ver aus dem Betriebe dieser Institute sich ergebenden Einnahmen zu besorgen,
und sowohl jene Ausgaben als diese Einnahmen zunächst zu verrechnen.

S. 31.

Ueber die Ausgaben und Einnahmen ves Lehrschmieds rechnet der Kassier, nachdem
er dessen Bücher am Ende einer jeden Woche durchgesehen, am Ende eines Monats mit
ihm ab und bringt vas Ergebniß dieser Abrechnung zur Kenntniß des Vorstands und der
Lehrer.

2
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8. 32.
Der Kassier hat sodann am Ende eines jeden Vierteljahrs ein Verzeichniß sämmt.

licher Ausgaben mit den betreffenden Belegen dem Vorstand und den Lehrern zur Einsicht
und Dekretur vorzulegen und zugleich die von ihm inzwischen vorgenommene Anlegung
vorübergehend disponibler Gelder der Anstalt zur Kenntniß des Vorstehers und der Lehrer
zu bringen.

g. 33.

Am Ende eines Rechnungsjahrs (vergl. §. 25) legt der Kassier über die ganze öko-
nomische Verwaltung der Anstalt eine ausführliche Rechnung ab, welcher die Bücher des
Lehrschmieds als Unterrechners beizulegen sind.

V. Leitung und Beaufsichtigung der Anstalt.
g. 34.

An der Spitze der K. Thierarzneischule steht ein Vorstand, welcher aus der Jahl
der Hauptlehrer von Seiner Königlichen Majestät ernannt und für diese Funktion beson—
ders belohnt wird.

Ihm ist das gesammte Personal der Anstalt untergeordnet.
Er vertritt die Anstalt in allen ihren Beziehungen nach Außen, sowohl gegenüber den

öffentlichen Behörden als gegenüber dem Publikum; er ist aber auch für eine gute und
geordnete Verwaltung derselben nach allen ihren Theilen, sowohl was den Unterricht, als
was die Disciplin und die Oekonomie betrifft, verantwortlich.

Eine besondere Dienstinstruktion regelt seine dießfälligen Obliegenheiten des Näheren.
g. 35.

Die bei ver Direktion sich ergebenden Kanzleigeschäfte (Sekretariat, Registratur ze.)
werden von dem Kassier der Anstalt besorgt.

g. 36.
Bei der ihm zukommenden Leitung der ganzen Anstalt steht dem Vorstande der aus

den Hauptlehrern derselben gebildete Lehrerconvent in der Art zur Seite, daß alle wichti.
geren Angelegenheiten, welche die Anstalt betreffen, collegialisch zu berathen sind, wobei
der Kassier als Sekretär das Protokoll zu führen hat.

Wichtigere Angelegenheiten in diesem Sinne sind z. B.
alle Fragen, welche die Zweckbestimmung der Anstalt und die daraus ssch ergebende

Organisation derselben berühren (vergl. §. 1),
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Feststellung des Lehrplans (vergl. §. 2); Aufnahme von ordentlichen Schülern in
die Anstalt und

Zulassung von Hospitanten (vergl. 88. 12— 14),
Wiederentlassung eines als intellektuell unfähig sich zeigenden Schülers (S. 15),
Vergebung und Wiederentziehung der freien Wohnung im Anstaltsgebäude (89. 16. 18),
Entfernung over Ausstoßung eines unwürdigen Schülers (S#. 18. 19),
Ausstellung der Zeugnisse an die Schüler und Zuerkennung von Preisen an solche

(§S. 21),
alle Fragen, welche sich auf das Areal der Anstalt, die Unterhaltung der Gebäude

u. dergl. beziehen (S. 23),
Festsetzung des dreijährigen Etats (8. 27),
Anschaffungen für die Bibliothek, so wie größere Anschaffungen für die wissenschaft-

lichen Sammlungen der Anstalt und für die praktischen Institute derselben, für
letztere namentlich an Naturalien und Materialien (vergl. 88. 3. 30),

Festsetzung der Vergütung für die Verpflegung kranker Thiere, so wie der Preise
der Arzneien und des Hufbeschlags (§. 28),

Uebernahme der Verpflegungs= und Heilungskosten auf den Etat ver Klinik (8. 29),
Fortgang der ökonomischen Verwaltung im Laufe eines Rechnungsjahrs (89.31.32).

S. 37.
Einer höheren Entscheidung beziehungsweise Genehmigung bedürfen von diesen Ge-

genständen:
alle Fragen der Organisation der Anstalt,
die Feststellung des Lehrplans derselben,
die Entfernung oder Ausstoßung eines Zöglings aus der Anstalt,
alle Fragen, welche sich auf das Areal und die Gebäulichkeiten beziehen,
Festsetzung des dreijährigen Hauptetats,
Anschaffungen für die Anstalt, wenn dabei eine Ueberschreitung des Etats zur

Sprache kommt oder der Betrag ver einzelnen Anschaffung 100 fl. übersteigt.
8. 38.

Die nächste Aufsicht über die Verwaltung, so wie über Alles, was den Unterricht in
der Anstalt betrifft, ist dem Medieinal-Collegium übertragen, welches dieselbe durch zwei
seiner Mitglieder ausüben läßt. Letztere haben sich vurch periodische Besuche der Anstalt
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von den Verhältnissen derselben in fortlaufender Kenntniß zu erhalten und ihre Wahrneh-
mungen dem Medieinal-Collegium vorzutragen, welches, soferne es sich hiedurch veranlaßt
findet, Anordnungen und Weisungen in Antrag zu bringen, darüber dem Ministerium
Bericht erstatten wird.

Ebenso hat der Vorstand der Schule seine Berichte und Anträge zunächst dem Mevi-
einal-Collegium vorzutragen, welches vieselben vem Ministerium begutachtend vorlegen wird.

8. 39.

Die höhere Aufsicht über die Thierarzneischule wird von dem Ministerium des Kirchen-
und Schulwesens geführt.

8. 40.

Für den Zweck der Aufsichtsführung hat der Vorstand der Schule am Ende eines
jeden Schuljahres über die Verwaltung derselben in allen ihren Zweigen einen ausführ-
lichen Rechenschafsbericht unter Beischluß der betreffenden speziellen Nachweise an das
Medicinal-Collegium zu erstatten, welches denselben, mit den etwa erforderlichen Bemer-
kungen begleitet, an das Ministerium einsenden wird.

Außerdem wird Seitens der Aufsichtsbehörde alljährlich zu einem angemessen scheinen-
den Zeitpunkte eine gründliche Visstation der Anstalt in allen ibren Theilen vorgenommen
und über das Ergebniß der Visitation Bericht an das Ministerium erstattet.

#o#######

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Negierungs-Blatt

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Samstag den 29. Juni 1861.
 Inhalt.

Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Departements. Verfügung, betreffend dir Posttransport= Ordnunz für

den Verkehr im Inlande und mit den Ländern des deulschen Postvereins. — Verfügung, betreffend
die Steuererbebung vom 1. Juli 1801 n.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.
Des Finanz-Oepartemente.

Des Finanz-Ministeriums.
a) Verfügung, betreffend die Posttransport-Ordnung für den Verkebr im Inlande und mil

den Ländern des deulschen Postvereins.

Nachdem durch den Postvereins-Vertrag und das Reglement für den Postvereins-
Verkebr vom 18. August v. J., Reg. Blatt S. 87 ff., sowie vurch sonstige Aenderungen
eine Revision der Posttransport-Ordnung vom 29. Juni 1858, Reg. Blatt S. 115 ff., notb-
wendig geworden ist, wird eine neue Posttransport-Ordnung für den Verkebr im Inlande
und mit den Ländern des deutschen Postvereins in Gemäßbeit der nach Vernebmung des

K. Gebeimen-Ratbs erfolgten böchsten Entschließuing Seiner Königlichen Majestärt
nachstebend unter dem Anfügen veröffentlicht, daß dieselbe am l. Juli d. J. in Wirksam-
keit tritt:
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Erster Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.
K. 1.

Umfang des deutschen Postvereins.

Zum deutschen Postverein gehören gegenwärtig:
Die österreichische und preußische Gesammtmonarchic und alle übrigen deutschen Bun-

vesstaaten, mit Ansnahme der Herzogthümer Holstein, Lauenburg und Limburg, son ie des
zum dänischen Postgebiet gehörigen olvenburgischen Fürstenthums Lübeck mit den Poststellen
zu Cutin und Schwartau.

Im Verkehre mit dem Großberzogthum Luremburg beziehen sich die Postvereins-Be
stimmungen nur auf die Briefpost.

K. 2.
Entfernungsmaß.

Für vie Bestimmung der Ortsentsernungen wird ausschließlich vie geographische Meile
(zu 15 Meilen auf einen Aequatorsgrad, 1 Meile = 26,000 württembergischen Fußen) zu
Grunde gelegt.

8. 3.
Gewicht.

Bei allen Gewichtsermittlungen in Württemberg wird das rurch Art. 1 des Gesetzes
vom 28. Januar 1859 zum Lanvesgewicht erbobene Zollgewicht mit der Eintheilung in
32 Loth (Art. 2 des genannten Gesetzes) angewendet.

F. 4.
Münzwährung.

Die von den inländischen Poststellen zu erhebenden Postgebühren sind in der gesetzlich
bestebenden süvdeutschen Wäbrung (52 ½ fl. Fuß) in Gulden und Kreuzern zu berechnen.

In diese Währung sind auch alle in einer anderen Währung angesetzten Postgebubren
zu übertragen.

Ein Bruchkreuzer wird auf den nächsten vollen Kreuzer abgerundet.
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g. õ.
Beschaffenheit der Postsendungen. Verpackung und Verschluß.

Die mit der Post zu versendenden Briefe, Gelder und Güter müssen bei der Auf—

gabe nach den nachfolgenden Bestimmungen gehörig adressirt, beziehungsweise gezeichnet
(signirt), haltbar verpackt und so verschlossen seyn, daß ohne Beschädigung oder Eröffnung
des Verschlusses dem Inhalte nicht beizukommen ist. (Wegen Kreuzband- und Mustersen-
dungen vergl. 88. 35 und 36.)

Ueber die von der Postbeförderung ausgeschlossenen und über die bedingt zugelassenen
Gegenstände vergl. 88. 51 und 52.

. 6.
Adresse.

1) Die Adresse muß den Bestimmungsort, sowie die Person desjenigen, an welchen
die Zustellung erfolgen soll, so bestimmt bezeichnen, daß jeder Ungewißheit darüber vor-
gebeugt wird.

2) Dieß gilt auch bei solchen mit posle reslante bezeichneten Gegenständen, für
welche die Post Gewähr zu leisten hat. Bei gewöhnlichen (nicht rekommandirten)
Briefen mit dem Vermerk „poste restante“ darf statt des Namens des Empfängers eine
Angabe in Buchstaben, Ziffern u. s. w. angewendet seyn.

3) Wenn eine Sendung nach kleineren, wenig bekannten oder solchen Orten bestimmt
ist, deren es mehrere gleichen Namens gibt, so muß außer dem Bestimmungsort auch der
Bezirk (Oberamt 2c.), wozu der Ort gehört, die nächste Poststation, oder der Fluß 2c.,
bei welchem der Ort liegt, angegeben werden.

Ist der Bestimmungsort im Auslande und zu den weniger bekannten Orten zu rech-
nen, so ist nicht nur das Land anzugeben, sondern auch die Lage des Orts nach den eben
erwähnten Grundsätzen näher zu bezeichnen.

Bei Sendungen nach größeren Orten ist wo möglich auch die Wohnung des Avressaten
beizufügen.

4) Bei Sendungen nach Ländern, wo die deutschen Schriftzeichen nicht allgemein be-
kannt sind, empfiehlt es sich, die Adresse mit lateinischen Buchstaben zu schreiben.

g. 7.

Außenseite der Postsendungen.

Außer den auf die Beförderung oder Bestellung einer Sendung bezüglichen Angaben
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darf auf der Außenseite noch der Name oder die Firma des Absenders, sonst aber keine,
einer brieflichen Mittheilung gleich zu achtende Notiz enthalten seyn.

Im Zuwiderhaudlungsfallc kann ausnahmsweise die Beförderung eintreten, insofern
nach dem Ermessen des Postbeamten der Annabmestelle aus der Notiz unzweifelhaft er-
bellt, daß dawit weder eine Entziehung des Porte, noch eine Injuric oder sonst strafbare
Handlung beabsichtigt wird.

Ueber den Frankirungs-Vermerk vergl. F. 9, Ziff. 3Z.

8. 8.
Art der Beförderung der Postsendungen; Speditionswege.

1) Die Postsendungen werden je nach Inbalt und eußerer Beschaffenbeit, beziehungs
weise nach dem Willen der Aufgeber, mit der Briefpost oder mit der Fabrpost befordert.
Welche Gegenstände zur Briefpost oder zur Fahrpost gehören, ergibt sich aus 88. 30 und 50.

Ueber die Estafettensendungen vergl. 88. 73 —79.
2) Die Wege, auf welchen die Postsendungen den Adressaten zuzuführen sind, werden

von der Postverwaltung bestimmt, und es werden in der Regel die schnellsten Beförde—

rungsgelegenheiten benutzt.
Es soll jedoch dem Aufgeber einer Fahrpostsendung in besonderen Fällen, wenn

durch die Versendung auf einem anderen als dem gewöhnlichen Wege ein Vortheil erreicht
werden kann, frei stehen, den Speditionsweg selbst zu bestimmen.

8. 9.
Frankirung.

1) Das Porto für Briefe und Fahrpostsendungen kann in der Regel nach der Wahl
des Absenders entweder bei der Aufgabe bezahlt oder dem Empfänger zur Zablung über
lassen werden.

Eine theilweise Frankatur ist im Inlande und im Vereinsverkehr nicht zulässig.
(Ausnahme (. S. 69).

2) Die von Privatpersonen an Behörden gerichteten Sendungen sind bei der Aufgabe
zu frankiren, wenn die Absender der Annahme versichert seyn wollen.

3) Für Fabrpostsendungen, welche der Aufgeber frankiren will, ist das Perto bei ver
Aufgabe baar zu bezahlen, und sie sind mit der viese Absicht ausdrückenden Bezeichnung
(frei, franko, fr.) zu versehen. Die Frankirung mittelst Freimarken ist ausgeschlossen.
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Die mit Marken zu frankirenden Briefpostsendungen bedürfen der erwähnten Bezeich-
nung nicht.

Postsendungen, auf deren Arresse der Frankirungsvermerk durchstrichen, radirt oder
abgeändert ist, sind bei der Aufgabe zurückzuweisen.

Werden Briese mit einer Frankobezeichnung im Briefkasten vorgefunden, ohne daß
das Porto dafür durch Freimarken entrichtet worden ist, so wird die Ungültigkeit des
Frankirungsvermerks amtlich beurkundet.

4) In Fällen, in welchen die von dem Aufgeber beabsichtigte Zahlung des Porto
nicht sofort vollständig erfolgen kann, aber die nachträgliche Erbebung von dem Auf#geber
mittelst Zurückrechnung) thunlich over Bedingung der Weiterbeförderung von Seiten aus-
ländischer Transportanstalten ist, kann von der Aufgabe-Postsielle die Hinterlegung eines
entsprechenden Gelrbetrags zur Deckung der nachzuerhebenden Gebühren verlangt werden.

Fur die Ausstellung und Absendung des Frankozettels, d. h. des schriftlichen Ersuchens
der Aufgabe-Poststelle um die Porto-Rückrechnung, ist eine besondere Vergütung nicht zu
entrichten.

S. 10.
Portofreiheit.

A. Postvereins-Verkehr:
Im Wechselverkehr der einzelnen zum Postverein gehörigen Gebiete werden portofrei

befördert:
1. Mit der Briefpost:

1) Die Korrespondenzen sämmtlicher Mitglieder der Regenten-Familien der Postver-
einsstaaten, sowie des Fürstlichen Hauses Thurn und Taris unter sich, ohne Beschrän-
kung auf ein bestimmtes Gewicht.

2) Die Korrespondenzen in reinen Staatsdienst-Angelegenheiten (Offcial-
sachen) von Staats= und anderen öffentlichen Behörden des einen Postgebiets mit solchen
Behörden eines anderen bis zum Gewicht von 1 Pfund einschließlich, wenn sie in der
Weise, wie es in dem Postbezirke der Aufgabe für die Berechtigung zur Portofreiheit
vorgeschrieben ist, als Offieialsache bezeichnet und mit dem Dienstsiegel verschlossen sind,
auch auf der Adresse die absendende Bebörde angegeben ist.

3) Der amtliche Schriftenwechsel in deutschen Bundesangelegenheiten bis zum Ge-
wicht von 1 Pfund einschließlich für jede Sendung, insofern letztere zwischen offentlichen
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Behörden stattfindet, mit amtlichem Siegel verschlossen und mit der durch die Unterschrife
eines Beamten beglaubigten Bezeichnung „Deutsche Bundesangelegenbeit“ versehen ist.
Das Portofreithum in deutschen Bundesangelegenbeiten erstreckt sich auf die Dienstkorrespon-
denz der Bundesversammlung, der Bundeskanzlei, der verschiedenen Bundeskommissionen
und Aueschusse, der Militärbehorden in den deutschen Bundesfestungen, sowie überhaupt
der Kommando's jener Militarkorps, welche sich in einem anderen deutschen Bundesstaate,
als dem, welchem sie angebören, befinden, und zwar aller dieser sowohl unter sich, als mit
den Bebörden und Kommando's aller deutschen Pestgebiete. Dagegen unterliegt die Korre.
spondenz der Bundestagsgesandten der Portopflicht.

4) Die dienstlichen Korresponrenzen der Poststellen unter sich und an Privatperso-
nen bis zum Gewichte von 1 Pfund, nur die amtlichen Laufschreiben der Poststellen unter

sich. Ueber die Laufzettel von Privatpersenen vergl. K. 28.
5) Briefe aus dem Heimathlande an die im aktiven Dienste stehenden Soldaten vom

Felowebel (Oberfeldwebel, Oberwachtmeister, Wachtmeister) abwärts, welche zu Bundes-
zwecken außerbalb des Staats, welchem sie dienen, visloeirt sind, bis zum Gewicht von
vier Loth einschließlich (aus dem Heimathlande in einen anderen Vereinsstaat).

Dieses Portofreithum findet auch auf Militärpersonen Anwendung, die, wie Compagnie.
Chirurgen, Büchsenmacher, Felvbäcker u. s. w. den Solraten vom Felvwebel k. abwärts

gleichsteben, ohne zu den eigentlichen Combattanten zu gehören. Briefe an Militärperse.
nen, welche nicht in die angeführten Kategorien gehören, sind portopflichtig.

Die von den Solvaten abgesandten Briefe unterliegen der gewöhnlichen Portobe zab.
lung.

6) Die im Postvereinsverkehr bei der Absendung als portofreic Korrespondenz bezeich
neten und als solche bebandelten Sendungen werden am Bestimmungsort obne Porto

ansatz ausgeliefert.

II. Mit der Fahrpost:

1) Die gewöhnlichen Schriften und Aktensendungen in reinen Staatsrienst-Angelegen
heiten (Offteialsachen) von Staats= und anderen öffentlichen Behorden des einen Postgebiets

mit solchen eines anderen sind auch bei Beförderung mit der Fahrpost portofrei, wenn sie
in der oben Ziffer I. 2. für Korrespondenzen vorgeschriebenen Weise bezeichnet und ver-
stegelt sind.
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Die Werth= und Vorschußsendungen, sowie die baaren Einzahlungen der gedachten
Behörden dagegen sind im Postvereinsverkebr portopflichtig.

2) Alle Geld= und sonstigen Fahrpostsendungen, welche zwischen den Vereinspoststellen
unter einander im dienstlichen Verkehr vorkommen, mit dem Dienststegel der absendenden
Sielle verschlossen und als Postoienstsache mit dem Namen der absendenden Stelle bezeich-
net sind, werden allseitig portofrei behandelt.

3) Fahrpostsendungen jeder Art, welche auf Grund bereits bestebender, zwischen Regie-
rungen oder Postverwaltungen abgeschlossener Verträge vollständig portofrei von dem Auf-
gabe= bis zu dem Bestimmungsorte zu befördern sind, bleiben auch ferner portofrei.

4) Bezüglich der Fahrpostsendungen der Mitglieder der Regentenfamilien der Post-
vereinsstaaten, sowie des Fürstlichen Hauses Thurn und Taris verbleibt es bei den in den

einzelnen Staaten bestehenden Grundsätzen.
5) Alle Fahrpostsendungen anderer Art sid im Postvereinsverkehr vom Abgangs-

bis zum Bestimmungsort portopflichtig.
6) Ueber die Ermäßigung des Porto für Fahrpostsendungen an Soldaten dislocirter

Bundestruppen — vergl. F. 68.

B. Inländischer Verkehr:
Ueber die auf den inländischen Posten bestehenden Portofreiheiten bei der Brief= und

Fahrpost und über die Bezeichnung der portofreien Sendungen w. gelten die Königliche
Verordnung vom 20. Oktober 1851, Reg. Blatt S. 281 ff., und die Finanzministerial=
Verfügung vom 29. Oktober 1851, S. 288 ff.

C. Zu denjenigen Sendungen in Dienstangelegenheiten, welche das ihnen im inlän-
dischen Verkehr zukommende Portofreitbum auch für den Posttransport im Auslande an-
zusprechen haben, gebören:

1) Die Brief und Fahrpostsendungen zwischen den diesseitigen Staatsbehörden und
denen der übrigen Zollvereinsstaaten in den gemeinschaftlichen Zollangelegenheiten mit
Ausnahme der Geldsendungen.

2) Die Brief= und Fabrpostsendungen in Angelegenheiten des deutschen Eisenbahn-
vereins und im Wechselverkehr der durch denselben verbundenen Verwaltungen mit Aus-
nahme der Geld= und Wertbsendungen.

3) Die Gelvdsendungen, welche zwischen den Eisenbahnkassen in Stuttgart und Karls-
ruhe vorkommen.
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D. Hinsichtlich der Portofreiheit sind den Behörden allein stehende Beamte, welche
eine Behörde repräsentiren, gleichgestellt.

E. Die Postsendungen der Gesandten an ihre Regierungen sind portopflichtig.
Dieß gilt auch von den gesandtschaftlichen Korrespondenzen in Zollvereins-Angelegen-

beiten. ·

Die im Postvereinsverkehre bei der Absendung als portofreie Dienstkorrespondenz be.
handelten Sendungen werden auch am Bestimmungsort als solche behandelt.

E. Bei allen portofreien Sendungen ist das etwa auf ihnen baftende fremde
Porto kK. zu vergüten.

S. 11.
Ort der Aufgabe.

1) Fahrpostsendungen, rekommandirte Briefe und Erpreßbriefe sind in den Postlokalen
am Schalter aufzugeben.

2) Gewöhnliche (nicht rekommandirte) Briefpostsendungen, welche unfrankirt sind over
für welche das Porto mittelst aufgeklebter Freimarken entrichtet ist, sind in der Regel in
den Briefkasten zu legen, können aber auch am Postschalter aufgegeben werden.

3) Den Briefkästen sind Belehrungen über den Gebrauch beigefügt. Hienach dürfen
in den Briefkasten nicht gelegt werden:

a) alle mit Gold, Silber und Papiergeld und sonstigem Werth beschwerte Briefe und
Packete;

b) rekommandirte und expreß zu bestellende Briefe, sofern nicht vas Porto und vie
Rekommandations-, beziehungsweise Erxpreß-Bestellgebühren vollständig durch vie
auf den Briefen befindlichen Marken entrichtet sind, vergl. §. 37, Ziffer 4 und
§ 38, Ziffer 6;

C) unfrankirte Briefe von Privaten an öffentliche Behörden, da solche in der Regel
frankirt werden müssen;

#)) unfrankirte Briefe nach außerdeutschen Ländern, für welche Frankirungszwang besteht.
4) In den Briefkästen vorgefundene Gegenstände, welche sich zur Weiterbeförderung

nicht eignen, wereen vor dem Postlokal öffentlich ausgestellt, und wenn sie nicht binnen
acht Tagen abgeholt werden, als unbestellbar (§. 24) behandelt.

5) Ueber die im Briefkasten vorgefundenen Briefe mit undeklarirten Geld= oder an
deren kennbaren Inlagen vergl. F. 30. II.
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#S. 12.
Zeit der Aufgabe.

1) Die Aufgabe am Schalter muß während der Dienststunden der Poststellen uno,
wenn die Versenvung des eingelieferten Gegenstandes mit der nächsten dazu geeigneten
Post erfolgen soll, noch vor ver Schlußzeit dieser Post gescheben.

2) Die Bureaustunden zur Annahme von Postsendungen werden für die einzelnen
Poststellen mit Rücksicht auf den Umfang ihres Wirkungskreises, auf vie vaselbst ankom-
menden und abgehenden Posten und die sonstigen Verhältnisse festgesetzt und bei jeder
Poststelle vurch Anschlag am Schalter bekannt gemacht.

3) Die Schlußzeit einer Post tritt in der Regel für Briefe eine halbe Stunde
und für Fahrpostsendungen zwei Stunden vor Abgang der betreffenden Post aus dem Post-
lokale ein; sie wird aber bei einzelnen Poststellen nach den örtlichen Verhältnissen abge-
kurzt oder verlängert.

4) Bei Posten, welche währenr der Nacht oder des Morgens früh vor dem Beginne
der gewöhnlichen Dienststunden abgeben, wird die Annahme mit dem Ablaufe der Dienst-
stunren des vorhergehenden Tages geschlossen.

5) Telegraphische Depeschen, welche mit der Post weiter zu befördern sind, konnen
zu jeder Zeit, also auch Nachts aufgegeben werden, und sind mit der nächst abgehen-
den Post abzusenden.

6) Die Briefkästen können zu jeder Zeit des Tages und der Nacht zum Einlegen
von Briefen benützt werden. Die Zeit ihrer Leerung ist durch Anschlag veröffentlicht.

8. 13.
Zurückforderung von Postsendungen durch den Aufgeber.

1) Der Absender ist befugt, über die der Postanstalt zur Beförderung übergebenen
Sachen so lange auf seine Kosten zu verfügen, als solche nicht an den von ihm be-
zeichneten Empfänger (Adressaten) übergeben worden sind.

2) Die Zurücknahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe oder am Bestimmungsort,
ausnahmsweise auch, insofern dadurch keine Störung des Erpeditiensdienstes berbeigeführt
wird, an einem unterwegs gelegenen Umspeditionsort.

3) Ist die Sendung bereits abgegangen, so hat derjenige, welcher sie zurückfordert,
den Gegenstand bei der Poststelle des Abgangsorts schriftlich so genau zu bezeichnen, daß

2
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derselbe unzweifelhaft als der reklamirte zu erkennen ist. Die gedachte Posistelle fertigt
das Reklamationsschreiben aus, welchem die Poststellen des betreffenden Kurses Folge zu
leisten baben.

4) Soll die Zurückforderung auf telegraphischem Wege geschehen, so darf eine
dießfällige Depesche nicht abgesendet oder verselben Folge gegeben werden, wenn nicht die
Poststelle des Aufgabeorts amtlich bescheinigt hat, daß sich der Absender bei ihr als zur
Zurückforderung berechtigt ausgewiesen habe; daß dieß geschehen, muß in der Depesche be.
merkt seyn.

5) Ist die Sendung noch nicht abgegangen, so wird das baar erlegte Franko, aber
werer das durch Marken entrichtete Franko, noch die Scheingebühr r2c. zurückerstattet.

Ist die Sendung bereits abgeschickt, so hat der Aufgeber das Porto wie für eine ge—
wöhnliche Retoursendung zu entrichten, und zwar bei Fahrpostsendungen bis zu und von
dem Orte, von dem der Gegenstand zurückgesendet wird.

6) Derjenige, welcher eine Sendung zurückfordert, muß sich bei der Poststelle, bei
welcher die Sendung aufgegeben worden ist, über seine Berechtigung zur Rückforderun
und seine Persönlichkeit genügend ausweisen.

Die Zurückforderung und die wirkliche Rückgabe einer Postsendung erfolgt in allen
Fällen nur gegen ein von der Hand, welche die Adresse geschrieben, unter

genauer Anführung der Worte der Adresse gestelltes schriftliches Begehren. Das Siegel,
mit welchem die Sendung verschlossen, ist nicht nur auf dem erwähnten Schreiben abzu
drucken, sondern auch der Aufgabe-Poststelle vorzuzeigen. Bei rekommandirten Briefen und
Fahrpoststücken ist außerdem die Rückgabe des Postscheins und die Bescheinigung des Rück
empfangs erforderlich.

8. 14.
Mangelhafte Beschaffenheit der Postsendungen.

1) Sendungen, welche bei der Aufgabe nicht vorschriftmäßig adressirt, signirt, verpackt
und verschlossen sind, werden dem Absender zur Ergänzung der Mängel zurückgegeben.

Sind aber auch dergleichen Mängel bei der Aufgabe nicht gerügt worden, so bat
dennoch der Absender alle die Nachtheile zu vertreten, welche erweislich aus einer vor-

schriftwidrigen Avresstrung, Signirung, Verpackung oder Verschließung hervorgegangen sind.
Finden sich Briefe ohne Siegel oder mit beschädigtem Verschlusse im Briefkasten vor

so sind dieselben unter Beifügung des Grundes mittelst des Dienstsiegels amtlich zu verschließen.
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2) Zeigt sich während des Posttransports, daß eine Sendung mangelhaft verpackt ist,
und glaubt die betreffende Poststelle, daß die fehlerhafte Verpackung bei der Weiterbeför-
derung den Verlust des Inhalts, beziebungsweise die Beschädigung oder das tbeilweise
oder gänzliche Verderben der Sendung berbeiführen oder einc nachtheilige Einwirkung auf
andere Sendungen zur Folge haben möchte, so muß unter Feststellung des Thatbeslandes
eine neuc Verpackung der Sendung stattfinden, wobei, soweit als thunlich, die ursprüng-
liche Verpackung unter der neuen beizubehalten ist.

Die Kosten für die neue Verpackung werden durch Anrechnung von dem Adressaten

erhoben.
Wenn die Sendung zwar ursprünglich vorschriftmäßig verpackt war, aber unterwegs

der Verschlußt beschädigt worden ist, so wird verselbe unter Beidrückung des Postsiegels
und Hinzufügung des Grundes hievon unr der Namensunterschrift des betreffenden Beam-
ten wieder hergestellt.

Ist durch vie Beschädigung einer Fahrpostsendung ein Verlust des Inhalts möglich
geworden, so wird vor Ergänzung der Verpackung unr des Verschlusses urkundlich fest-
gestellt, bb der Inhalt der Sendung noch vollständig vorhanden ist.

3) Fahrpoststücke, welche in äußerlich verletztem Zustande bei der Poststelle des Be-
stimmungsorts ankommen, sind im Postlokale in Gegenwart des Adressaten urkundlich
zu croffnen. Im Falle einer wirklichen Beschädigung oder eines Verlustes am Inhalte
ist der Erfund urkundlich festzustellen.

8. 15.
Bestellung der Postsendungen.

1) Die bei der Poststelle des Bestimmungsorts eingelaufenen Postsendungen, mit
Ausnabme der Postsachen für Gefachhalter und der Poste-restante-Sendungen (I#. 18,
10), werden den Aoressaten innerhalb des Postorts in die Wohnung geliefert.

Diejenigen, welche zwar noch auf der Markung des Postorts, jedoch außerhalb des
letzteren so entfernt von dem Postlokale wohnen, daß eine Belieferung durch Postbedienstete
nicht stattfindet, haben entweder eine Person im Postorte zu der Empfangnahme der Post-
sendungen zu bevollmächtigen oder die Sendungen ohne Bezahlung einer Gefachgebühr
(. 18) auf der Post abzuhelen.

Die Sendungen an Aoressaten, welche in Orten ohne Post wohnen und kein Gefach
halten, werden durch die biezu aufgestellten öffentlichen Boten beliefert.
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2) Die Bestellung erfolgt in den für die einzelnen Poststellen festgesetzten Fristen,
und zwar möglichst bald nach der Ankunft der Postsendungen. Expreßbriefe und Cstafet-
tensend ungen werden sogleich nach ihrem Eintreffen am Bestimmungsort zu jeder Tageszeit
beliefert (88. 38 und 76).

3) Rekommandirte Briefe, Fahrpost- und Estafettensendungen werden in ein Belie-

ferungsbuch eingetragen, in welchem von dem Avressaten oder dessen Bevollmächtigten der
Empfang zu bescheinigen ist. Bei Erpreßbriefen und Estafettensendungen ist zugleich vie
Zeit der Belieferung und bei rekommandirten Briefen und Fahrpostsendungen mit Rück-
scheinen (Retour-Recepissen) der Empfang auch auf den letzteren zu beurkunden.

Die Weigerung der Mdressaten, die Bescheinigung auszustellen, gilt als Verweigerung
der Annahme der Sendung selbst. »

Die Empfangsbescheinigung muß deutlich durch die vollständige Namensunterschrift
mittelst Tinte geschehen. Eine Bescheinigung mittelst Handzeichens oder Bleistifts ist nicht
zulässig. Ist der Emrfänger des Schreibens unkundig oder hieran verhindert, so ist die
Uebergabe der Sendung im Beisein einer dritten Person zu vollziehen, welche das von

dem Empfänger beizufügende Handzeichen vurch ihre Namensunterschrift zu beglaubigen hat.
In allen Fällen, wo der Austräger den Adressaten nicht selbst antrifft und die Post.

sendung einer anderen zur Empfangnahme berechtigten Person (S§. 16, 17) ausbändigt,
bat die letztere bei der Empfangobescheinigung ihrer eigenen Namensunterschrift das Wort
„für“ und den Namen des Adressaten beizufügen.

4) Sendungen mit zollamtlichem Verschlusse werden von der Abgabe-Poststelle an

die Zollbehorde ausgefolgt. Den Avdressaten werven lediglich die zu den Sendungen ge
böorigen Begleitbriefe zur Empfangs-Legitimation gegenüber der Zollbeborde gegen Beschei-
nigung im Postbelieferungsbuch und gegen Entrichtung der Postgebühren zugestellt.

5) Briefe (mit Ausnahme der Expreßbriefe), Zeitungen (K. 43) und Fahrpos=
Gegenstände werden innerhbalb der Postorte unentgeltlich bestellt.

6) Die Verweigerung der Annabme einer Postsendung mit Ausnahme der Nach
nahmesend#ungen §. 23, Lit. c. unr K. 71, Ziff. 8 hat der Aovressat sogleich bei der Be-

stellung zu erklären. Hat derselbe die Sendung einmal angenommen, so ist er zur
Entrichtung der darauf baftenden Postgebühren verpflichtet und kann sich bievon durch
spätere Ruckgabe der Sendung in der Regel nicht befreien.



97

K. 16.

Uebergabe der Postsendungen an den Adressaten.

I. Die Abgabe der Postsendungen darf in der Regel nur an den Adressaten selbst
cder an den Bevollmächtigten desselben gescheben.

Als Bevollmächtigte werden betrachtet:
1) Diejenigen, welche von dem Avressaten in einer der Poststelle des Bestimmungs-

orts übergebenen schriftlichen Vollmacht oder in einem an dieselbe gerichteten schriftlichen
Ersuchen oder durch eine schriftliche Verfügung des zuständigen Gerichts (z. B. bei Gant-
leuten, entmündigten Personen u. s. w.) als zur Empfangnahme beauftragt bezeichnet sind.

Die Gegenstände, zu deren Empfangnahme der Bevollmächtigte berechtigt seyn soll,
müssen genau angegeben werden. Die Unterschrift des Vollmachtgebers unter der Voll-
macht ist, wenn deren Richtigkeit nicht ganz außer Zweifel steht, wenigstens von dem
Gemeindevorsteber oder von einem anderen zur Führung eines öffentlichen Siegels berech-
tigten Beamten unter Beidrückung des Siegels zu beglaubigen.

2) Bei Sendungen an amtliche Stellen der Stellvertreter des Amtsvorstandes, be-

ziebungsweise der Registrator.
3) Bei Sendungen an Handlungshäuser, Fabriken 2c., die Theilhaber und Geschäfts-

fübrer, sofern nicht von dem Vorstande oder Eigenthümer des Geschäfts eine entgegen-
stebende Verfügung getroffen ist.

4) Bei Senvdungen an Ebefrauen, deren Ehemänner, bei Kindern, welche unmündig
sind oder noch unter väterlicher Gewalt steben, deren Eltern oder Vormünder.

5) Sendungen an Untersuchungsgefangene sind der betreffenden Untersuchungsbehörre,
und Sendungen an Personen in öffentlichen Kranken-, Verpflegungs., Beschäftigungs= oder
Strafanstalten den Vorständen dieser Anstalten oder den Bediensteten zu übergeben, welche
von der Aufsichtsbehörde hiezu aufgestellt und ver Poststelle bezeichnet worden sind.

6) Bei Sendungen an Unteroffiziere und Soldaten sind gewöhnliche (nicht rekomman-
dirte) Briefe an die von den betreffenden Militärkommandos hiezu beauftragten Militär-
versonen (Regimentsstabsfouriere, Profosen u. s. w.) auszuhänvigen.

Ueber rekommandirte Briefe und Fahrpostsendungen an Unteroffiziere und Soldaten
werden von der Abgabepoststelle Formulare zu Empfangsscheinen ausgefertigt und den

betreffenden Regimentskanzleien übergeben. Letztere sorgen für die eigenhänvige Unterschrift
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der Adressaten auf diesen Scheinen und beglaubigen dieselbe. Den Ueberbringern dieser
Scheine werden sofort von der Abgabepoststelle die betreffenden Postsendungen ausgefolg.

7) Postsendungen an verstorbenc Personen werden als unbestellbar an den Auf—
gabeort zurückgesendet, wenn nicht von dem Absender für den Fall des Ablebens des

Arressaten eine andere Verfügung getroffen worden ist, vergl. übrigens §. 23, Ziffer 3.
Bezeichnet der Name des Avressaten eine Geschäftefirma und ist nicht aus der Avresse

der Sendung ersschtlich, daß letztere nur Privat-Angelegenbeiten des Verstorbenen
betrifft, so wird die Sendung dem Mittbeilbaber des Geschäfts orer dem Geschäftsführer.
beziebungsweise der Theilungsbebörde zur Ausfolgung an die Erben zugestellt.

II. Sind Postsendungen an Personen gerichtet, welche den betreffenden Postbedien.

steten nicht bekannt sind, so kann die Abgabe nur dann erfolgen, nachdem sich der Empfänger
durch einc bekannte zuverlässige Person, durch Vorzeigung des Passes 2c. als AMdressat,
beziehungsweise als Bevollmächtigter, legitimirt bat.

+. 17.

Bestellung in Abwesenheil des Adressaten.

1) Wenn der Mvressat und dessen Bevollmächtigter nicht zu Hause sind und für diesen
Fall weder von ihnen noch von dem Absender eine besondere Verfügung getroffen worden
ist, so rürfen gewöhnliche und rekommandirte Briefe, Erpreßbriefe und Fahrpostgegenstände
bis zum Wertb von 10 fl. einschließlich an die Ehefrau, an ein erwachsenes Familienglier.

an den Dienstherrn, einen Haus= und Compteir-Bediensteten des Adressaten, beziebungs.
weise seines Bevollmächtigten übergeben werden.

2) Bei gewöhnlichen Briefpostsendungen ist im Falle der Abwesenbeit der genannten
Personen die Uebergabe auch an Geschäftsgebülfen und Dienerschaft des Arressaten, te
ziehungsweise seines Bevollmächtigten oder an den Besitzer des Hauses, an den Portier
und bei dienstlichen Sendungen an den Amtsdiener zulässig.

3) Wenn auf der Aoresse außer dem Adressaten noch eine andere Person, wenn auch
nur zur näheren Bezeichnung der Wohnung des ersteren genannt ist (z. B. an A. bei B.,

pr. Adresse oder zu Händen des B.), so gilt diese zweite Person als bevollmachtigte des
Advressaten zur Empfangnahme von gewäöhnlichen Briefpostsendungen und Fahrpostgegenstän
den ohne Werth.

4) Ist ein Gasthof als Wohnung des Avressaten angegeben, so können die eben
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bezeichneten Postsendungen (ohne Werth) auch in dem Falle an den Gastwirth abgegeben
werden, wenn der Adressat noch nicht eingetroffen ist.

5) Wenn der Adressat oder eine sonstige zur Empfangnahme berechtigte Person bei
dem ersten und zweiten Versuche der Bestellung nicht zu Hause getroffen wird, so wird
der Adressat, beziebungsweise sein Bevollmächtigter, nöthigenfalls durch eine schriftliche
Notiz, benachrichtigt, daß eine Postsendung eingelaufen sei und bei der Poststelle abgebolt
werden könne.

8. 18.
Abholung der Postsendungen; (Gefachhalten).

1) Will Jemand die für ibn und seine Angehörigen bestimmten Postsendungen regel-
mäßig sich nicht in der gewöhnlichen Weise beliefern lassen, sondern von der Post selbst
abbolen oder durch einen Bevollmächtigten abholen lassen, so bat er dieß der betreffenden
Poststelle mittelst schriftlicher Erklärung anzuzeigen und bierin die abzuholenden Gegen-
stände, beziehungsweise den Bevollmächtigten genau zu bezeichnen.

2) Das Recht zur regelmäßigen Abholung erstreckt sich bei Bewohnern von Post-
orten in der Regel nur auf Briefe und Zeitungen, dagegen bei ven außerhalb eines
Postorts wobnenden Korrespondenten auch auf Fahrpostsendungen.

3) Die Aushändigung der Postsendungen erfolgt innerhalb der für den Verkehr mit
dem Publikum festgesetzten Dienststunden.

4) Erpreßbriefe an Gefachhalter werden alsbald nach ihrer Ankunft bestellt.
5) Postsendungen an Gefachbalter, welche nicht binnen drei Tagen nach ihrer An-

kunft abgeholt werden, sinr auf dem gewöbnlichen Wege an ibre Aoressen zu beliefern.
6) Eine Gefachgebühr wirr nicht mehr erboben.
7) Die Akontirung oder Kreditirung von Postgebübren ist mit den in §. 25 fest-

gesetzten Ausnahmen auch bei den Gefachbaltern unzulässig.

8. 19.
Poste restante-Sendungen.

Die Brief= und Fahrpostgegenstände, welche bei der Poststelle des Bestimmungsorts
bis zur Abbolung durch den Adressaten aufbewahrt werden sollen, sind von dem Aufgeber
auf der Adresse mit der Bezeichnung „poste reslante“ zu versehen (§. 60).

Wenn sie binnen drei Monaten vom Tage ihrer Ankunft an nicht abgebolt worden
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sind, und weder der Aufgeber noch der Adressat eine andere Verfügung über sie getroffen
hat, so werden sie mit dem Beisatze auf der Adresse: „nicht abgeholt“ an den Aufgabe
ort zurückgesendet.

Haftet auf einer solchen Sendung ein Vorschuß, so ist sie schon nach 14 Tagen zu
rückzusenden, wenn sie innerhalb dieser Frist nicht eingelöst worden ist.

8. 20.
Aushändigung von Postsendungen an den Adressaten an Umspeditionsorten.

Auf Verlangen eines gehörig legitimirten Aoressaten kann, sofern keine dem
Postbeamten bekannte Bedenken entgegen stehen, die Aushändigung einer Sendung an den
ersteren auch während des Posttransports an einem Umspeditionsorte stattfinden, wenn da
durch keine Störung des Expeditionsdienstes herbeigeführt wird.

Ist die Sendung bei der Aufgabe frankirt oder das Porto in einer Karte bereits be
rechnet, so hat es hiebei zu bewenden. Im entgegengesetzten Falle wird bei Fahrpost
sendungen das Porto nach Maßgabe ver wirklich stattgefundenen Beförderung angesetzt.

S. 21.
Nachsendung von Postgegenständen.

1) Hat ver Adressat seinen Aufenthals= oder Wohnort verändert und ist sein neuer
Aufenthalts- oder Wohnort bekannt, so werden ihm Briefpostgegenstände, wenn er nicht
eine andere Bestimmung ausdrücklich getroffen hbat, nachgesendet.

2) Bei Fahrpostsendungen mit Einschluß der poste restante-Sendungen, der Vor.
schußbriefe und der Briefe, worauf Baarzahlungen stattgefunden haben, erfolgt die Nach
sendung nur auf ausdrückliches Verlangen des Absenders oder, bei vorhandener Sicherhe#
für Porto und Auslagen, auch des Adressaten. Letzterer wird in solchem Falle von dem
Vorliegen einer Sendung amtlich und portofrei in Kenntniß gesetzt.

3) Nachzusendende (reklamirte) Briefe und Fahrpostsendungen werden wie
solche behandelt und tarirt, die an dem Orte, von wo die Nachsendung erfolgt, nach vem

neuen Beslimmungsort aufgegeben werden, wobei jevoch bei Briefen nur die Tare für
frankirte Briefe, d. h. ohne den Zuschlag, in Anwendung zu bringen und dem etwa bies
zum anfänglichen Bestimmungsort auf dem Briefe haftenden Porto hinzuzurechnen is.
Dagegen wird für Briefe, welche vom ersten Bestimmungsort unmittelbar nach vem
Aufgabeort und für Retourbriefe, die vom Aufgabeort an einen anderen Wohnort
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des Aufgebers nachgesendet werden, für die neue Beförderungsstrecke kein Porto an-

gerechnet.
4) Auf Kreuzband-Sendungen und Waarenproben findet auch bei der Nachsendung

die ermäßigte Tare Anwenvung.
5) Nachzusendende rekommandirte Briefe werden auch bei ver Nachsendung als re-

kommandirt behandelt; eine nochmalige Erhebung ver Rekommandationsgebühr findet da-
bei nicht statt.

6) Ueber Nachsendung von Zeitungen vergleiche §. 44.

8. 22.

Unrichtig geleitete Sendungen.
Postsendungen, welche irrig instradirt worden, sind ohne Verzug an den wahren Be-

stimmungsort zu befördern. Wenn die Sendung unfrankirt und vie unrichtige Leitung
nicht durch ungenaue Adresstrung verschuldet worden ist, so ist von dem Empfänger nur

dasjenige Porto zu erbeben, welches sich bei richtiger Instradirung ergeben hätte.
8. 23.

Unbestellbare Postsendungen.

1) Briefe und andere Sendungen sind (außer den in 8. Il, Ziff. 4 und in 8. 16,
Ziff. I. 7 aufgeführten Fällen) für unbestellbar zu erachten:

a) wenn der Adressat am Bestimmungsort nicht zu ermitteln und die Nachsendung

nach §. 21 nicht möglich over nicht zulässig ist;
b) wenn die Sendung mit der Bezeichnung Spoeste reslante“ versehen ist und

nicht binnen drei Monaten, von dem Tage des Einlaufs an gerechnet, von der

Post abgeholt wird (§. 19);
c) wenn eine Sendung mit Postvorschuß, auch wenn sie mit poste restante be-

zeichnet ist, innerhalb 14 Tagen nicht eingelöst worden ist (. 71, Ziff. 8);
4) wenn die Annahme verweigert wird (§. 15, Ziff. 6).

2) Bevor in dem Falle zu Lit. a eine Fahrpostsendung mit oder ohne Wertbsdekla-
ration deßhalb als unbestellbar angesehen wird, weil mehrere dem Aodressaten gleich benannte
Personen im Orte sich besinden und der wirkliche Empfänger nicht sicher zu unterscheiden
ist, muß der Begleitbrief (F. 57) nach dem Aufgabeort zurückgesendet werden, um den
Absender, wenn derselbe an der äußern Beschaffenheit des Begleitbriefs oder sonst auf

3
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geeignete Weise ermittelt werden kann, zur näheren Bezeichnung des Adressaten zu veranlassen.
Die Uebersendung des Begleitsbriefs geschiebt zwischen den Poststellen unter Convert und
als Postsache. Ist ein Begleitbrief nicht vorhanden, so ist der Aufgabepoststelle eine moög-
lichst genaue Bezeichnung der Sendung mitzutheilen.

3) Kann eine Fahrpostsendung wegen des Todes des Adressaten nicht beliefert
werden (§. 16, Ziff. I. 7), so wird vor der Rücksendung in der eben erwähnten Weise
die Erklärung des Absenders beizubringen versucht, an welche andere Persen die Sen
dung ausgefolgt oder ob vieselbe an den Aufgeber zurückgeschickt werden soll.

4) Alle anderen Postsendungen sind, wenn sie als offenbar unbestellbar erkannt sind,
ohne Verzug nach dem Aufgabeort zurückzusenden. Nur bei Sendungen, die einem
schnellen Verderben unterliegen, muß, soferne nach dem Ermessen der Abgabepoststelle
Grund zu vder Besorgniß vorhanden ist, daß das Verderben auf dem Rückwege eintreten
werde, von der Rücksendung abgesehen werden und die Veräußerung des Inhals für Rech
nung des Aufsgebers erfolgen.

5) In allen vorgedachten Fällen ist der Grund der Zurücksendung, beziehungsweise
ver Veräußerung auf dem Begleitbriefe oder, wenn ein solcher nicht vorhanden ist, auf
der Adresse zu vermerken.

6) Die zurückzusendenden Gegenstände dürfen nicht eröffnet, müssen vielmehr noch
mit dem von dem Aufgeber aufgedrückten Siegel verschlossen seyn. Eine Ausnahme
bievon tritt nur ein bezüglich derjenigen Sendungen, welche bebufs zoll= oder steueramt-
licher Behandlung oder von einer Person gleichlautenden Namens irrthümlich cröffnet
wurden, sowie bezüglich der Briefe, welche Loose oder Offerte zu verbotenen Glücks
spielen enthalten, die von den Adressaten nach den für sie geltenden Landesgesetzen nicht
benützt werden dürfen. Bei irrthümlicher Eröffnung von Posigegenständen durch Per
sonen gleichlautenden Namens ist übrigens, sofern dieß möglich ist, eine von letzteren selbsi
unter Namensunterschrift auf die Rückseite des Begleitbriefs, beziehungsweise derSendung
niederzuschreibende bezügliche Bemerkung beizubringen.

7) Bei den unanbringlichen Briefen wird für die Rücksendung kein Porto ange
setzt, ebenso werden Retourbriefe, die vom Aufgabeort an einen anderen Aufenthaltsort
des Aufgebers zu schicken sind, ohne Ansatz von Porto für die neue Beforderungsstrecke
nachgesendet (8. 21).

8) Unanbringliche Fahrpostsendungen dagegen, mit Ausnahme der schwereren Be—
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gleitbriefe und der Vorschußbriefe (Nachnahmebriefe) bis zum Gewicht von 4 Loth ein-
schließlich, sowie der Baar-Einzahlungen (§§.66, 71 und 72), werden auch für die Rück-
sendung mit dem tarifmäßigen Porto belegt.

9) Die Postverwaltungen derjenigen Vereinsbezirke, in welchen gesetzlich die Erhe-
bung von Lagergeld für solche Fahrpostgegenstände vorgeschrieben ist, welche längere Zeit
bei der Postanstalt aufbewahrt werden müssen, dürfen für unbestellbare nach dem Ab-
gangsort zurückzusendende Fahrpostsendungen dieses Lagergeld nicht in Anrechnung
bringen.

10) Von dem Adressaten (außerhalb des Lande) nicht berichtigte Bestellgebühr darf
an den Aufgeber der Postsendung nicht zurückgerechnet werden.

S. 24.
Behandlung der unbestellbaren Sendungen nach der Rückkunft an den Aufgabeort.

1) Eine Postsendung, welche als unbestellbar an die Aufgabepoststelle zurückgekommen
oder aus anderen Gründen (S#§. 11 und 23) als unbestellbar zu behandeln ist, ebenso
der Erlös aus veräußerten Retourstücken (F. 23, Ziff. 4) wird dem Aufgeber zugestellt.

2) Dieß geschieht von kurzer Hand, wenn der Aufgeber aus der Hawschrift und dem
Siegel der Sendung oder aus einem offenen Begleitbrief unzweifelhaft zu erkennen ist.
Ist dieß aber nicht der Fall, so wird die Sendung von der Aufgabepoststelle an die Post-
direktion eingeschickt, welche durch die amtliche Eröffnung derselben den Aufsgeber zu er-
mitteln bat.

3) Mit der Eröffnung werden zwei Beamte beauftragt. Diese find zur Verschwie-
genheit verpflichtet, baben gemeinschaftlich die Sendung zu eröffnen, ohne irgend eine
weitere Durchsicht nur den Namen und Wohnort des Aufgebers zu erforschen und auf der
Avresse zu bemerken, sofort die Sendung mit einem Dienststegel neben dem ursprüng-
lichen Siegel zu verschließen und an die Aufgabepostsielle zur Ausfolgung an den Auf-

geber zurückzusenden.
4) Kann der Absender auch durch die amtliche Eröffnung nicht ermittelt werden, so

werden Briefpostsendungen nach Jahreofrist verbrannt.
5) Ist die unanbringliche Sendung ein Fahrpoststück oder ein Brief, in welchem sich

bei der amtlichen Eröffnung ein Gegenstand von Werth vorgesfunden hat, so wird
a) der Aufgeber öffentlich aufgefordert, sich innerhalb einer bestimmten Frist zu mel-

den und die Sendung in Empfang zu nehmen. Inzwischen lagert dieselbe auf
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Gefahr des Absenders, und nur Sachen, welche dem Verderben ausgesetzt sind,
können sofort verkauft werden.
Erfolgt auf diese Aufforderung eine Anmeldung, so kann die Sendung nur dann
zurückgegeben werden, wenn sich ver Anmelvende vurch Vorzeigen des Petschafts,
mit welchem die Sendung verschlossen war und durch Vorlegung der Avresse von

der nämlichen Handschrift, sowie vurch Rückgabe des Postscheins, falls ein solcher
ertheilt worden, auszuweisen vermag.

b —

Bleibt die offentliche Aufforderung zur Rücknahme derartiger Sendungen binnen
drei Monaten ohne Erfolg, so wird der Inhalt der Stücke mittelst öffentlicher
Versteigerung veräußert und der nach Abzug des Portos und der Kosten ver—
bleibende Erlös der Postdiener-Unterstützungskasse überwiesen. Nicht zu ver-

äußernde werthlose Gegenstände werden verbrannt. Meldet und legitimirt sich
der Absender oder Adressat später, so zahlt ihm die genaunnte Kasse die ihr zu—
geflossene Summe, jedoch ohne Zinse, zurück.

C —

6) Der Räckempfang unbestellbarer Sendungen ist in der für die Abgabe dersellen
überhaupt vergeschriebenen Weise zu bescheinigen. Ist bei der Aufgabe ein Postschein
ausgestellt worden, so ist derselbe zurückzugeben.

7) Der Aufgeber ist verpflichtet, der Postkasse nicht nur das Perto und andere
Postgebühren, sondern auch etwaige Auslagen (z. B. für zellamtliche Bebandlung, Er-
Prreßboten zr.) zu erstatten. Er muß selbst dann die Zahlung leisten, wenn er die be.

treffenre Sendung nicht mehr zurücknehmen will.

g. 25.

Entrichtung der Postgebühren; Akontirung.

1) Die Gebühren für die Beförderung von Briefen, Zeitungen, Päckereien,
Estaffettensendungen und Personen sind baar zu entrichten.

2) Für die Anrechnung von Postgefällen irgend welcher Art, welche von dem Ab-
sender nicht voraus entrichtet worden finr, darf der Ansatz und die Einziehung einer Pro-
kuragebübr auch in dem Falle nicht erfolgen, wenn vorschriftmäßig die betreffenden Ger-
fälle bei rer Auflieferung der Sendung zur Post 2c. hätten vorausbe zahlt werden sollen.

3) Eine Akontirung und Kreditirung von Porto und Scheingebühren findet nur

statt bei den Mitgliedern des Königlichen Hauses, ferner bei den fremden Gesandtschaften,
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dem Geheimen Rath und den Ministerien, sowie bei den Centralstellen und Kreisbehörden
des Landes. Anderen Staatsbehörden werden auf Verlangen die baar oder in Frei-
marken ausgelegten Portobeträge zum Zweck der Kontrole über den Portoaufwand bei
seder Aufgabe, beziehungsweise bei jeder Empfangnahme in ein von ihnen zu diesem
Zwecke der betreffenden Poststelle vorgelegtes Verzeichniß summarisch eingetragen.

S. 26.
Rückerstattung und Nacherhebung von Postgebühren.

1!] Wenn von einem Postbediensteten an Porto oder sonstigen Postgebühren zu viel
angesetzt und erboben worden ist, so kann der ungebührlich bezahlte Betrag auf genügen-
den Nachweis von der betreffenden Poststelle binnen drei Monaten zurückgefordert
werden.

2) Ist dagegen zu wenig Porto k. erhoben und der Fehbler erst nach Ausfolgung
ter Postsendung entdeckt worden, so ist der Aufgeber oder der Empfänger rc. nur dann

zu einer Nachzahlung verbunden, wenn solche im einzelnen Falle mindestens 6 kr. beträgt,
und die Nachforderung innerhalb drei Wochen, vom Tage der Auf= oder Abgabe an,
geltend gemacht wird.

S. 27.
Postverkehr mit den nicht zum Postrerein gehörigen Ländern.

1) Auf die Postsendungen zwischen Württemberg und den nicht zum Postverein ge-
borigen Ländern werden, soweit nicht in den Verträgen mit den betreffenden fremden Pest-
verwaltungen etwas Anveres verabredet ist, für die Beförderung innerhalb des Vereins-
gebiets die Bestimmungen des Postvereins angewendet.

Hiebei wird dasjenige Postgebiet, welchem die Sendung unmittelbar vom Auslanve
zugeht, als Postgebiet des Aufgabeorts, und dasjenige Postgebiet, von welchem die Sen-
rung unmittelbar an das Ausland ausgeliefert wird, als Postgebiet des Bestimmungsorts

angesehen.
Das fremde Porto wird nach den bestehenden Postverträgen und Tarifen erhoben.
2) Deutsche Postbezirke, welche dem deutschen Postvereine nicht angehören (vergl.

oben K. 1), werden zum Auslande gerechnet, und es finden auf den Postverkehr mit den-
selben alle Bestimmungen Anwendung, welche für den Postverkehr mit den außerdeutschen
Staaten gelten.
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8. 28.
Nachforschung wegen Postsendungen; Laufzettel.

1) Wenn der Absender Nachricht zu erbalten wünscht, ob ein zur Post gegebener
rekommandirter Brief oder ein Fahrpostgegenstand richtig an seine Bestimmung gekommen
ist, so kann verselbe die Abfertigung eines Laufzettels verlangen.

Hiebei wird jevoch vorausgesetzt, daß der Aufgeber die verspätete Belieferung
oder das Nichteintreffen der Sendung entweder nachweist oder über letztere durch dag
Ausbleiben einer Nachricht von dem Aoressaten over aus sonstigen Gründen beun-
ruhigt ist.

Ueber Fahrpostsendungen nach Frankreich und Schweden können Laufzettel nur auf
Grund einer schriftlichen Mittheilung des Adressaten, daß die Sendung nicht gehörig be-
fordert oder bestellt worden sei, erlassen werden.

Die bezügliche schriftliche Nachricht des Adressaten ist dem Laufzettel in der Regel
anzusügen.

2) Die Aufgabepoststelle hat den Reklamanten auf Verlangen unentgeltlich auf ver
Rückseite des Postscheins oder in anderer Weise unter Beifügung des Datums amtlich zu
bezeugen, daß er die Absendung eines Laufzettels nachgesucht habe.

3) Für die Absendung des Laufzettels hat der Reklamant das einfache Briefporte
bis zum Bestimmungsort zu entrichten. Ergibt sich aber, daß die Reklamation durch das
Versehen eines Postbeviensteten berbeigeführt worden ist, so muß der Schuldige auf Be
gehren das Porto zurückerstatten.

Die Laufzettel sind nur nach dem inländischen, beziehungsweise nach dem Vereins
tarife zu frankiren; bei einem nach dem Vereins-Auslande bestimmten Laufzettel wird
fremdes Porto nicht erhoben.

Laufzettel wegen verzögerter Rücksendung eines früheren Laufschreibens oder eines
Rückscheins, sowie wegen portofreier Sendungen sind unentgeltlich abzuschicken.

S. 29.
Bekanntmachung der Bestimmungen über den Postverkehr.

Die Bestimmungen über den Postverkehr sowie die Aenderungen derselben werden
öffentlich bekannt gemacht.

Außerdem sind bei jeder Poststelle vor dem Postlokal öffentlich angeschlagen:
1) Angabe der Stunden, während welcher der Schalter geöffnet ist,
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2) Verfügung über die Beschränkung des Postdienstes an Sonn= und Festtagen,
3) Bezeichnung der Stunden der Leerung des Briefkastens,
4) Uebersicht der Ankunft= und Abgangszeiten der Posten,
5) die Brief-, Fahrpost= und Personengeldtarife, und
6) das Regulativ für die Gepäckträgergebühren.
Die Brief= und Fahrposttarife, sowie diese Posttransport-Ordnung sind bei jeder

Poststelle käuflich zu erhalten.
Die Poststellen sind verpflichtet, über bestebende Vorschriften und Tarife auf An-

suchen jede mögliche Auskunft bereitwillig zu ertheilen.

Zweiter Abschnitt.

Briefpo st.
8. 30.

Gegenstände der Briefpost.

I. Zur Briefpost gebören:
1) Briefschaften von ven Mitgliedern der Regenten-Familien der Postvereinsstaaten

und des Fürstlichen Hauses Thurn und Taxis, ohne Beschränkung auf ein bestimmtes
Gewicht.

2) Briefe ohne Werthsangabe, ohne Nachnabme und ohne Baar-Einzahlung bis zum
Gewicht von 4Loth einschließlich, ohne Unterschied des Formats.

3) Schwerere Briefe und Schriftenpackete bis zum Gewichte von ½ Pfund einschließ-
lich, wenn veren Beförderung mit der Briefpost Seitens des Aufgebers durch einen Bei-
satz auf der Adresse oder durch Frankirung mittelst Marken verlangt ist.

4) Rekommandirte Briefe.
5) Briefe mit Waarenproben und Mustern und Sendungen unter Band, je bis zum

Gewicht von ½ Pfund einschließlich; sowie Recepisse, Rückmeldungen, postamtliche An-
fragen, Laufzettel u. dergl.
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6) Portofreie Dienstkorrespondenzen (§. 10) bis zum Gewicht von 1 Pfund einschließ.
lich, auch ohne ausdrücklichen Beisatz auf der Adresse.

7) Zeitungen (88. 40—49).
II. Gewöhnliche und rekommandirte Briefe, welche augen fällig undeklarirtes

Geld oder andere kennbare werthvolle Einlagen enthalten, werden bis zu dem Marimal
gewicht mit der Briefpost versendet.

III. Außerdem sind die aus dem nicht zum Postverein gehörigen Ausland mit der
Briefpost eingehenden und ihrer Natur nach zur Weiterbeförderung mit der Briefpost
geeigneten Sendungen ohne Unterschied des Gewichts, insofern die Vorschriften über vie
zollamtliche Behandlung nicht entgegensteben, mit der Briefpost weiter zu befördern, unr
sowohl binsichtlich der Tarirung, als auch in Betreff des Portobe zugs als Briefpostsen
dungen zu behandeln.

I. Briefe.

. 31.

Adresse, Außenseite und Verschluß.

Bezuglich der Adressirung, der äußeren Beschaffenheit und des Verschlusses der Briefe
gelten die oben §§. 5—7 angeführten Vorschriften.

Der Verschluß kann im Allgemeinen durch jeves hiezu geeignete Bindemittel bewirkt,
aber bei Briefen nach Gegenden unter beißen Himmelsstrichen darf Siegellack oder
anderes durch Wärme sich auflösendes Material nicht benützt werden.

Rekommandirte Briefe nach dem Postvereins-Auslande, z. B. nach Frankreich, Belgien,
Großbritannien, müssen in der Regel mit Kreuz-Couverten und mehreren Siegelabdrücken
versehen seyn.

ein

g. 32.
Briefportotaxe.

I. Die Tare wird nach der Entfernung in gerader Linie bemessen und beträgt fur
den einfachen Brief (im Falle der Frankirung 88. 33, 34.)

A. im Vereinsverkehr:
bei einer Entfernung

bis zu 10 Meilen einschließlich 3 kr. süvdeutsche Währung (oder 5 Neukr. österreichische
Währung oder 1 Sgr.);
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über 10 bis zu 20 Meilen einschließlich 6 kr. (oder 10 Neukr. oder 2 Sgr.);
über 20 Meilen einschließlich 9 kr. (oder 15 Neukr. oder 3 Sgr.),

je nach der am Orte der Erhebung des Portos geltenden Landeswährung;
B. im Inlande:

obne Rücksicht auf die Entfernung des Bestimmungsorts 3kr.
Als Porto von Ortsbriefen (Korrespondenzen innerhalb des Aufgabe-Postorts)

und von Briefen zwischen Postorten, welche nicht uber eine Meile von einander entfernt
liegen, wird im Inlande für den einfachen Brief 1 kr. erboben.

Die bei einer inlänoischen Poststelle zur Aufgabe kommenden Briefe nach Orten des
Bestellbezirks derselben werden ohne eine Gebühr den betreffenden Amtsboten übergeben.

II. Als ein fache Briefe werden solche behandelt, welche nicht mehr als ein Loth
(32 Lotb = 1 Zollpfund) wiegen.

Für jedes Lotb und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht ist das Porto für
einen einfachen Brief zu erheben.

Hienach wird für schwerere Briefe
über 1 Lotb bis 2 Loth einschließlich der 2f.ache

„ 2 „ „ 3 „ „ „ FIfache

„ 3 „„ „ 4„ „ sache

Betrag des Portos für einfache Briefe und so fort für jedes weitere Loth der Betrag des
einfachen Portosatzes mehr berechnet.

g. 33.
Frankirung; Freimarken.

1) Bei Briefen soll in der Regel die Vorausbezahlung des Porto stattfinden. Eine
theilweise Frankirung ist nicht zulässig.

2) Die Frankirung geschieht, auch bei Briefen nach dem Vereins-Auslande, ausschließ-
lich mittelst Freimarken, welche bei jeder inländischen Post-Expedition in funf verschiedenen
Sorten zu l, 3, 6, 9 und 18 kr. einzeln oder in größerer Anzahl käuflich zu haben sind.

3) Das Frankiren eines Briefs mit Marken ist in der Regel nicht durch den Post-
beamten, sondern durch den Aufgeber selbst in der Art zu bewirken, daß auf der Avreß-
seite des Briefs rechts in der oberen Ecke eine oder so viele Marken neben einander

befestigt werden, als zur Deckung ves tarifmäßigen Portos erforderlich sind.
Auf die Siegelseite des Briefs dürfen nur die Marken geklebt werden, welche auf

4
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ver Adreßseite ohne Beeinträchtigung der Deutlichkeit ver Aufschrift nicht mebr angebracht
werden können.

Bei Kreuzband-Sendungen sind die Marken auf dem Kreuz= oder Streifband auf
der Avreßseite so anzubringen, daß das Band ohne Verletzung ver Marken abgenommen
werden kann.

4) Zur Frankirung der bei den inländischen Poststellen aufzugebenden Briefe
können nur württembergische Freimarken verwendet werden.

5) Wenn Briefe mit Freimarken oder gestempelten Couverten einer fremden Post.
verwaltung zur Post kommen, so sind solche Briefe wie unfrankirte Briefe zu behandeln
und die fremden Marken rc. als ungültig zu bezeichnen.

Sind aber dergleichen Briefe nach demjenigen Vereinsgebiete bestimmt, welchem die
Marken oder die gestempelten Couverte angehören, so zieht die empfangende Poststelle von
dem Avressaten nur das nach Abzug ves Werths der Marken oder des Couverts verblei.

bende Porto ein, oder vergütet auf sonstige Weise dem Avressaten ven Werth der unrichtig
verwendeten Marken gegen Rückgabe ves mit denselben versebenen over des gestempelten

Briefcouverts.
6) Briefe, auf denen bei der Aufgabe zur Post Marken sich befinden, welche schon

einmal im Gebrauch gewesen sind, werden als nicht frankirt behandelt und bei der
Absendung mit Porte belegt. Die anzusetzende Tare wird vurch den Beisatz auf dem
Briefe: „wegen schon gebrauchter Marke" begründet.

7) Liegt die Wahrscheinlichkeit vor, daß die aufgeklebten Marken nachgemacht oder
durch Zusatz, Auslöschung des Entwerthungszeichens oder durch sonstige Aenderung ver
fälscht sind, se hat die Aufgabe-Poststelle den betreffenden Brief ver Postdirektion zu weiterem
Verfahren vorzulegen. v

Die Fälschung von Freimarken zu rechtswidrigem Zwecke und die Beihülfe dazu,
sowie die wissentliche Verwendung falscher oder verfälschter Marken zur Frankirung von
Briefen wird gerichtlich bestraft.

8) Die Poststellen dürfen die Marken weder zu einem höheren noch zu einem nie
deren Preise verkaufen, als der auf den Marken ausgedrückte Werth beträgt.

9) Für verlorene oder sonst zu Grunde gegangene, für beim Gebrauch verdorbene,
sowie für irrthümlich over zu viel verwendete Freimarken leistet die Postverwaltung keinen
Ersatz.
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Durch Zufall unbrauchbar gewordene Freimarken werden von der Postverwaltung
alsdann ersetzt, wenn dieselben noch unabgeschnitten mindestens einen Zehntelsbogen
betragen, und unzweifelhafte Merkmale vorhanden sind, daß der Versuch einer Verwendung
oder eines Mißbrauchs nicht stattgefunden hat.

10) Unzulässig ist die Verwendung von Freimarken: zur Frankirung von Briefen,
welche bei der Post zur Beförderung vurch Amtsboten aufgegeben werden, ferner bei
Briefen mit Postvorschuß (Nachnahme) und bei Briefen, auf welche Baar-Einzahlungen
gemacht werden, sowie bei sonstigen Fahrpost-Gegenständen.

S. 34.
Unfrankirte und ungenügend frankirte Briefe.

1) Unfrankirte Briefe werden zwar abgesendet, unterliegen jevoch einem Zuschlag
von 3 kr. (oder 5 Neukr. österreichische Währung oder 1 Sgr., je nach der Landeswährung
des Bestimmungsorts) für jeden einfachen Porto-Ansatz.

Soweit geringere Briestaren als 3 kr. (5 Nkr. oder 1 Sgr.) bestehen, beträgt der
Zuschlag im einfachen Satze nicht mehr als den einfachen Briefportosatz, wonach z. B.

für Ortsbriefe und Briefe nach Postorten bis zu 1 Meile - nur ein Zuschlag
von1kr. für das Loth erhoben wird.

Der Zuschlag steigt nach der im 8. 32, Jiffer lI. festgesetzten Gewichte-Progression.

2) Bei der Korrespondenz mit dem (nicht zum Postverein gehörigen) Auslande bleibt
der Portozuschlag außer Anwendung.

Wenn Briefe unvollständig mit Marken oder gestempelten Couverten frankirt sind,
so wird dafür das Ergänzungsporto und der Zuschlag angesetzt.

Bei Ermittlung des Werths der verwenveten Marken 2. werden 3kr. süddeutsche
Währung 5 Nr. österreichische Währung und 1 Sgr. gleich gerechnet, und es ist hienach
das Ergänzungsporto ohne weitere Reruktion anzusetzen.

Der Zuschlag ist bei solchen ungenügend frankirten Briefen dann, wenn der Werth
der verwendeten Marken 2c. nicht einmal dem Betrage der einfachen Portotare für den

Brief gleichkommt, für das Gesammtgewicht ves letzteren, in anderen Fällen jevoch
nur für die unberichtigten Lothe (Tarsätze) oder Theile von Lothen anzurechnen.

Die Verweigerung der Nachzahlung des Portos gilt für eine Verweigerung der An-
nahme des Briefs.
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3) Wenn Briefe nach Ländern, wohin Frankirungszwang besteht, von den Absendern
nicht oder ungenügend frankirt in den Briefkasten gelegt worden sind, so werden dieselben
nicht abgesendet, sondern am Aufgabeort zurückbehalten und den zu ermittelnden Absendern
Behufs der Frankirung zurückgegeben (vergl. §. 11, Ziffer 3 und 4).

4) Die unfrankirten portopflichtigen Schreiben des Königl. Geheimen-Kabinets,
der Staats-, Amtskörperschafts-, Gemeinde-, Stiftungs= und Kirchenbehörden, der Central!
leitung, der Bezirks= und Ortsleitungen des allgemeinen Wohlthätigkeirsvereins, der würt-

tembergischen Sparkasse in Stuttgart, ver privilegirten Bibelgesellschaften in Stuttgart
und Tübingen nach inländischen Bestimmungsorten sind von dem Zuschlage zu dem
Porto befreit, wenn auf der Adresse solcher Briefe die versendende Stelle genannt, der
Name des Beamten unterzeichnet und das Schreiben mit dem Dienstsiegel rer absendenden

Stelle verschlossen ist.
Fehlt bei vergleichen Schreiben eines dieser Erfordernisse, so ist der Zuschlag zu der

Portotaxe anzusetzen.

g. 35.

Sendungen unter Band.

1) Für Kreuz= oder Streifband-Sendungen wird im Falle der Vorausbezahlung
(Frankirung) und der vorschriftmäßigen Beschaffenheit ohne Unterschier der Ent.
fernung der gleichmäßige Satz von1 kr. (2 österreichischen Neukfr. oder 4 Silberpfennigen)
bis zum Gewicht von Einem Lotb einschließlich und ferner für je 1 Lotb, sonst aber das
gewöhnliche Briefporto erhoben.

Bei den mit Marken ungenügend frankirten Kreuz= oder Streifband-Sendungen wirr
das gewöhnliche Briefporto nebst Zuschlag ebenfalls nur für die unberichtigten Lothe oder
Loththeile angesetzt.

Krenz= und Streifband-Sendungen werden jederzeit als zur Briefpost gehörig beban-
delt und nur bis zum Gewicht von einem halben Pfund einschließlich angenommen.

2) Gegen die für Senrungen unter Banr festgesetzte ermäßigte Tare können beföor-
dert werden: alle georuckte, lithographirte, metallographirte oder sonst auf mechanischem
Wege bergestellte, zur Beförderung mit der Briefpost geeignete Gegenstände.

Ausgenommen bievon sind die durch die Kopirmaschine, d. b. durch den unmittelbaren

Abvruck einer Niederschrift auf Papier, oder mittelst Durchvrucks (wobei mit einem Griffel



113

unter Anwendung von farbehaltigem Kopirpapier gleichzeitig zwei Exemplare eines Schrift-
stücks gefertigt werden) hergestellten Schriftslücke, sowie gebundene Bücher.

3) Die Sendungen müssen offen unter einem schmalen im Allgemeinen die Außen-
fläche der Sendung nicht über die Hälfte bedeckenden Streif= oder Kreuzband aufgegeben
werden.

Das Band muß vergestalt angelegt seyn, daß es abgestreift und die Beschränkung
des Inhalts auf Gegenstände, deren Versendung unter Band mit ermäßigter Tare ge-
stattet ist, erkannt werden kann; andernfalls darf das Band oder die darauf geklebte
Freimarke Behufs der Kontrolirung des Inhalts zerrissen oder zerschnitten werden.

Sendungen, welche bloß zusammengefaltet sind, obne daß ein Band umgelegt ist,
find zur Beförderung gegen die Kreuzbandtaxe nicht geeignet.

4) Die Avresse muß auf dem Streif= oder Kreuzbande, und darf nicht auf der Sen-
dung selbst angebracht seyn. Sie darf nur den eigentlichen Arressaten bezeichnen und
nicht zugleich die Bestimmung enthalten, daß die Sendung auch anderen Personen mitge-
theilt werden soll.

5) Mebrere Gegenstände dürfen unter Einem Bande versendet werden, sofern sie
von vemselben Absender herrühren und überhaupt zur Versendung unter Band geeignet
sind. Die einzelnen Gegenstände dürfen aber alsdann nicht mit verschiedenen Avressen
oder besonderen Avreß-Umschlägen versehen seyn.

Cirkulare 2c. von verschiedenen Absendern dürfen nur dann, wenn sie auf einem

und demselben Blatte oder Bogen gediuckt, lithographirt dder metallographirt find,
unter Einem Bande versenvet werden.

6) Die Versendung der bezeichneten Gegenstände unter Band gegen die ermäßigte
Taxe ist unzulässig, wenn dieselben nach ihrer Fertigung durch Druck u. s. w. außer der
Avresse irgend welche Zusätze oder Aenderungen am Inhalte erhalten haben.

Es macht vabei keinen Unterschied, ob die Zusätze oder Aenderungen geschrieben oder
auf andere Weise bewirkt sind, z. B. durch Stempel, durch Druck, durch Ueberkleben von
Worten, Ziffern oder Zeichen, durch Punktiren, Unterstreichen, Durchstreichen, Ausradiren,
Durchstechen, Ab= oder Ausschneiden einzelner Worte, Ziffern oder Zeichen u. s. w.

Unter die verbotenen Zusätze ist das Koloriren von Movebildern, Landkarten
u. s. w. nicht zu rechnen. Die Bilver und Landkarten dürfen aber selbstverständlich keine
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Handzeichnungen, sondern müssen durch Holzschnitt, Lithographie, Stahlstich, Kupferstich
u. s. w. hergestellt seyn.

7) Auf der inneren oder äußeren Seite des Bandes dürfen Zusätze irgend welcher
Art, welche keinen Bestandtheil der Adresse bilden, sich nicht befinden, mit Ausnahme des
Namens oder der Firma des Absenders.

8) Den Preiscouranten, Cirenlaren und Empfehlungsschreiben kann noch eine innere,
mit der äußeren übereinstimmende Adresse, sowie Ort, Datum und Namensunterschrift
binzugefügt werden.

9) Cirkulare von Handlungshäusern dürfen mit ver handschriftlichen Unterzeichnung
der Firma von mehreren Theilnehmern der Handlung versehen seyn. Auch die als
Anzeigen über Firmazeichnungen dienenden und diese Firmazeichnungen selbst entbaltenden
Cirkulare dürfen unter Band versendet werden.

10) Den Korrekturbogen können Aenderungen und Zusätze, welche die Korrektur, vie
Ausstattung und den Druck betreffen, binzugefügt werden. In Ermanglung des Raums
dürfen solche Zusätze auch auf besonderen, den Correkturbogen beigefügten Zetteln an
gebracht seyn.

Das Manuseript darf dagegen den Korrekturbogen nicht beigefügt werden.
11) Senvungen, welche sich zur Beförderung unter Band gegen die ermäßigte Tare

nicht eignen, können vor der Absendung dem Auf#geber zurückgestellt werden. Werden ver.

gleichen Sendungen abgeschickt, so ist das gewöhnliche Briefporto nebst dem Zuschlage
obne Berücksichtigung der verwendeten Kreuzbandmarken anzusetzen.

12) Auf die portofrei zu befördernden Gegenstände finden, falls die Versendung
unter Band erfolgt, nur die Vorschriften über die Beschaffenbeit und Anlegung des Ban-.
des Anwendung.

S. 36.
Waarenproben und Muster.

1) Für Waarenproben und Muster, welche so verpackt sind, daß die Beschränkung
des Inhalts auf diese Gegenstände leicht ersichtlich ist, wird bis zu 2 Loth einschließlich
und ferner für je 2 Loth das einfache Briefporto nach der Entfernung erhoben.

2) Diesen Sendungen darf, wenn die ermäßigte Tare eintreten soll, nur ein ein

sacher Brief (1 Lotb einschließlich) beigefügt over angehängt seyn, welcher bei der Aus-
tarirung mit der Waarenprobe over dem Muster zusammen zu wägen ist.
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Ist der Brief schwerer oder sind die Waarenproben oder Muster in den Brief
gelegt, so wird die Sendung, d. h. Brief und Probe zusammen, als gewöhnlicher
Brief taxirt.

3) Bei unfrankirten und unvollständig frankirten Sendungen mit Waarenproben und
Mustern, bei welchen vie Bevingungen ver Portoermäßigung erfüllt sind, wirr auch der
Zuschlag (g. 34) bis zum Gewicht von 2 Lotb einschließlich einfach und bei schwereren
Senvungen für je 2 Lotb weiter der einfache Satz mehr erboben.

4) Derlei Sendungen sind bis zum Gewicht von 1 Pfund einschließlich als Brief-
postsendungen zu behandeln. · ·

g. 37.

Rekommandirte Briefe; Ruckscheine.

1) Diejenigen Briefpostsendungen, welche unter Rekommandation abgeschickt werden
sollen, d. b. für welche der Aufgeber auf Grund der ihm auszustellenden amtlichen Be-
scheinigung eine Sicherheit für vie richtige Belieferung von Seiten ver Postanstalt (§. 99)
wünscht, sind von dem Aufgeber auf der Avresse mit der vieses Verlangen ausdrückenden
Bezeichnung (rekommanvirt, chargé, empfohlen) zu versehen.

Die Rekommandation ist bei allen Briefpost-Sendungen, namentlich auch bei Kreuz-
band- und Muster-Sendungen, sowie bei den innerhalb des Aufgabe-Postorts selbst zu be-
stellenden Briefen (Ortsbriefen) und bei Briefen aus dem Postorte nach Orten des Be-

stellbezirks, zulässsg.
2) Für rekommandirte Briefe ist außer dem gewöhnkichen Porto eine Rekommän-

dationsgebühr von 6 kr. südd. Wäbr. (10 österr. Neukr. oder 2 Sgr.) ohne Rücksscht auf
die Entfernung und das Gewicht zu bezahlen.

Die Rekommandationsgebühr ist jederzeit zugleich mit dem Porto, d. h. bei frankir-=
ten Briefen von dem Aufgeber und bei unfrankirten von dem Adressaten zu erheben.

Bei portofreien Briefen ist vieselbe von dem Aufgeber zu entrichten. Wird vie
Rekommandationsgebühr bei der Aufgabe derBriefe bezahlt, so ba. dieß mittelst Frei-
marken zu gescheben.

3) Wunscht der Absender einer rekommandirten Briefpost-Sendung eine von dem
Aoressaten auszustellende Empfangsbescheirigung (Ruckschein, Retour-Recepisse) zu erhalten,
so bat er em solches Verlangen durch die Bemerkung: „gegen Rückschein" (Retour-Re-
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cepisse) auf der Adresse auszudrücken und hiefür eine besondere Gebühr von 6 kr. bei der
Aufgabe baar zu bezahlen.

4) Rekommandirte Briefe sind in der Regel am Schalter aufzugeben.
Wenn Briefe mit dem Rekommandationszeichen im Briefkasten vorgefunden werden, so

sind nur diejenigen als rekommandirt zu behandeln, welche vollständig, einschließlich der
Rekommandationsgebhr, mit Marken frankirt sind. Ist dieß nicht der Fall, so hat die
Aufgabe-Poststelle die Rek dationsbezeichnung auf der Aovresse unter Beifügung ver

Bemerkung: „Im Briefkasten vorgefunden“ zu streichen und die Sendung als einen ge-
wöhnlichen Brief abzufertigen.

. 38.

Erpreßbriefe.

1) Briefe, welche sogleich nach der Ankunft am Bestimungsort den Avres#.
saten besonders zugestellt werden sollen, müssen auf der Adresse wörtlich den Vermerk:
„Durch Expressen zu bestellen“ enthalten. Durch andere Bezeichnungen, z. B. Heiligst““
„zur schleunigen Abgabe empfoblen", wird eine erxpresse Bestellung nicht erzielt.

2) Expreßbriefe werden, auch wenn sie zur Nachtzeit eintreffen, ohne Verzug bestellt,
insofern nicht vom Absender auf ver Adresse ausdrücklich etwas Anderes bestimm' worden
ist. Anordnungen, welche ein Adressat wegen Bestellung seiner Korrespondenz im All-
JZemeinen getroffen hat, werden bei erpreß zu bestellenden Briefen nicht beachtet.

3) Dergleichen Briefe müssen stets rekommandvirt werden und eine möglichst
genaue Bezeichnung der Wobhnung des Adressaten (in größeren Städten nach Straße unn
Hausnummer) enthalten. Dem Postscheine ist neben dem Datum die Stunde der
Aufgabe beizufügen.

4) Für jeden am Orte der Abgabe-Poststelle (Poststelle des Bestimmungsorts) zu
beliefernden Erpreßbrief ist eine Bestellgebühr von 9 kr. (15 österr. Neukr. oder 3 Sgr.)
zu entrichten.

Für die außerhalb des Orts der Abgabe-Poststelle zu beliefernden Expreßbriefe stnd,
außer dem dafür dem Boten zu zahlenden Lohn, 9 kr. (15 österr. Neukr. oder 3 Sgr.)
für die Beschaffung des Boten zu erheben.

5) Die vorstehenden Gebühren und der Botenlohn für die expresse Bestellung sind
jeverzeit zugleich mit dem Porto und der Rekommandationsgebühr zu erheben. Werden



117

diese Gebhren bei der Aufgabe der Briefe bezahlt, so hat dieß mittelst Freimarken zu
geschehen.

Soll die Entrichtung der Gebühren dem Aoressaten überlassen werden, so hat der
Absender eines solchen Briefs für die Zahlung zu haften, wenn diese von dem Adressaten
verweigert wird. .

Zur Sicherung ver richtigen Zahlung können die Aufgabe-Poststellen in den Fällen,
in welchen der Empfänger die Gebühren tragen soll oder der Betrag des Botenlohns für
erpresse Bestellung außerhalb des Orts der Abgabe-Poststelle nicht bekannt ist, die Hinter-
legung entsprechender Gelrbeträge verlangen.

6) Wenn Briefe mit der Bezeichnung „durch Expressen zu bestellen“ im Brief-
kasten sich vorfinden, so werden nur diejenigen als Expreßbriefe behanvelt, welche voll-
ständig, einschließlich der Rekommanvationsgebühr und sämmtlicher Gebühren für die
expresse Bestellung, mit Marken frankirt sind. Ist dieß nicht der Fall, so hat die Auf-
gabe-Poststelle die erwähnte Bezeichnung auf der Avresse unter Beifügung der Bemerkung:
„Im Briefkasten vorgefunden“ zu streichen und die Sendung je nach dem Werthe der
aufgeklebten Marken als einen rekommandirten oder als einen gewöhnlichen Brief ab-
zufertigen.

7) Für verspätete Besörderung oder Bestellung eines Expreßbriefs leistet die Post-
verwaltung keine Entschädigung.

8) Diese Bestimmungen gelten auch für Expreßbriefe, welche innerhalb des Aufgabe-
Postorts und in Orten des Bezirks der Aufgabe-Poststelle selbst zu beliefern sind.

§C. 39.
Briefe, welche an Poststellen couvertirt find.

Wenn zwei oder mehrere Briefe oder KreuzbandsendungenunterCouvertanPost-
stellen zur Bestellung oder Weiterbeförderung geschickt werden, so sind solche Briefe
nicht zurückzusenden, sondern — und zwar ohne NRücksicht darauf, ob die Sendung frankirt
gewesen oder nicht, einzeln mit dem vollen Briesporto zu belegen, soweit sie nicht bereits
mit Marken oder Franko-Couverts frankirt sind.

Solchen Briefen wird die Bemerkung beigefügt: „Kam unter der Adresse des Post-
amts N. N. an.“

Für vdie Taxberechnung ist der Ort der Aufgabe der ganzen Sendung und der auf
den einzelnen Briefen bezeichnete Bestimmungsort maßgebend.

5
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Für die von den Adressaten nicht angenommenen Briefe hat der Aufgeber das an.
gesetzte Porto zu entrichten.

II. JZeitungen.

g. 40.

Annahme und Ausfuhrung von Zeitungs-Abonnements.

1) Die Poststellen besorgen die Vermittlung der Abonnements und die Annabme der
Vorausbezahlung sowohl auf die im Inlande und Vereinsgebiete, als auf die im Aus-
lande in Heften oder in Blättern erscheinenden Zeitungen und Journale, sowie deren
Versendung und Belieferung an die Abnehmer.

2) Der Abonnementspreis einer Zeitung ist bei der Bestellung baar zu bezahlen.
3) Die Abonnenten baben sich in der Regel an die Poststelle ihres Wohnorts zu

wenden. Diese bezieht die Zeitungen von der Poststelle, wo die betreffenden Zeitungen
erscheinen, beziehungsweise von dem Verleger.

4) Der Verleger hat die Zeitungen, je nach den Bestimmungsorten abgetheilt, ver
packt oder unter Band mit der Aufschrift des Bestimmungsorts der Post unversiegelt zu
übergeben, von wo sie mit erster Gelegenheit abspedirt werden.

8. 41.

Abonnementsperiode.

1) Die Abonnementstermine richten sich zunächst nach den Verlagsbedingungen.
Die üblichen Termine sind bei Jahresabonnements der 1. Januar, bei balbjäbrigen

der 1. Januar und der 1. Juli, und bei vierteljäbrigen Abonnements der 1. Januar
1. April, 1. Juli und l. Oktober.

Auf Zeitungen mit halbjäbrigem Abonnement werden am 1. April und 1. Okte—
ber Pränumerationen auf das beginnende Vierteljahr angenommen.

2) Die Bestellung kann in der Regel nicht auf einen kürzeren Zeitraum als auf ein
Vierteljabr und nicht auf einen längeren Zeitraum erfolgen, als auf die Abonnements
periode, welche in der Zeilungs-Preisliste derjenigen Postverwaltung angegeben ist, ker
welcher die Bestellung gemacht wird. Ausnahmsweise darf jedoch in besonderen Fällen
auch auf eine kürzere Zeit, sowie auf eine bestimmte Reihe von Nummern einer Zeit.
schrift abonnirt werden.
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3) Die Bestellungen sind so zeitig zu machen, daß sie der Poststelle des Absendungs-
orts vor dem Beginne des Pränumerationstermins zukommen. Erfolgt eine Bestellung
auf eine bereits begonnene Abonnementsperiode, so ist gleichwohl der volle Preis für
diesen Zeitraum zu bezahlen. Die bereits erschienenen Blätter werden dem Abnehmer
nach Thunlichkeit nachgeliefert.

4) Mit dem Ablaufe der Abonnementsperiode hört der Bezug der Zeitungen still-
schweigend auf, bis die Bestellung durch weitere Vorausbezahlung erneuert wird.

5) Bestellungen auf bereits vollständig erschienene Jahrgänge von Zeitschriften wer-
den von den Poststellen insoweit angenommen, als die Verleger solche Bestellungen auszu-
führen bereit sind.

S. 42. "

Abonnementspreis.
I. Der Erlaßpreis einer Zeitung besteht aus:
1) dem Einkaufs= (Verlags-) Preise,
2) der Stempelsteuer, soweit dieselbe bei fremden Blättern Anwendung findet,
3) der einer fremden Postverwaltung etwa zu entrichtenden Transitgebühr für die

durch ein nicht zum Postverein geböriges Gebiet tranfitirenden Blätter; endlich
4) aus der Gebühr für die Besorgung der Zeitungen für die Postanstalt, Spe-

ditionsgebühr.
II. Die Gebühr für die Spedition der Zeitungen und Journale ist ohne Rücksicht

auf die Entfernung, in welche die Versendung erfolgt, dahin bestimmt:
1) Für politische Zeitungen, d. b. für solche, welche für die Mittheilung po-

litischer Neuigkeiten bestimmt sind, beträgt die Speditionsgebühr fünfzig Procent von
dem Preise, zu welchem die versendende Poststelle die Zeitung von dem Verleger em-
pfängt (Nettopreis). Jedoch soll die Speditionsgebühr jährlich betragen:

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich sechs-- oder mehrmals erscheinen, wenigstens
3 fl. 30 kr. (2 Thlr. oder 3 fl. österr Währ.) und höchstens 10 fl. 30 kr. (6 Thlr.
oder 9 fl. österr. Währ.);

b) bei Zeitungen aber, welche weniger als sechsmal in der Woche erscheinen, we-
nigstens 2 fl. 20 kr (1 Thlr. 10 Sgr. oder 2 fl. österr. Währ.) und höchstens
7 fl. (4 Thlr. oder 6 fl. österr. Währ.).

2) Für nichtpolitische Zeitungen und Journale beträgt vie Speditionsgebühr
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durchweg und ohne Beschränkung auf, ein Minimum oder Maximum fünfundzwan zig
Procent des Nettopreises.

3) Bei Zeitungsbestellungen auf einen kürzeren Zeitraum als ein Vierteljahr wird die
Speditionsgebühr nach deren Betrag für ein Vierteljahr erheben und bei längeren Zeit-
räumen jedes angefangene Vierteljahr für ein volles gerechnet.

III. Bei Zeitungen aus und nach dem Vereinsausland wird die Vereins-Grenz-
poststelle, bei welcher die Zeitungsbestellung erfolgt, als Verlag= beziehungsweise A##.
gabeort betrachtet. Als Nettopreis wird biebei der Einkaufspreis der betreffenden
Grenzpoststelle angeseben.

IV. Die Beschränkung der Speditionsgebuhr auf ein Minimum (oben Ziff. II. 13
Lit. a und b) findet auf württembergische Zeitungen innerhalb des Landes
sowie auf die unmittelbar aus dem — nicht zum Postverein gebörigen — Auslane

nach Württemberg gelangenden orer von Württemberg unmittelbar dahin gehenden
Zeitungen (von und nach der Schweiz) keine Anwendung.

V. Ob eine Zeitung als eine politische oder als eine nichtpolitische zu betrachten sei,
hat die Postverwaltung desjenigen Postgebiets zu entscheiden, in welchem der Verla
ort gelegen ist.

VI. Für die Versendung des württembergischen Regierungsblatts und der Strafer
kenntnisse hiezu, sowie des württembergischen Staatsanzeigers an öffentliche Behörden und
sonstige Abonnenten des Inlandes wird keine Speritionsgebühr erboben. Die in ein an

deres Vereinsgebiet oder in das Ausland gebenden Eremplare der genannten Blätter sind
von dem württembergischen Antheil an der Speditionsgebühr befreit.

g. 43.
Ruckerstattung von Abonnementsgeldern.

Wenn eine Zeitschrist vor Ablauf der Zeit, für welche pränumerirt wurde, zu er
scheinen aufhört oder verboten wirr, so ist dem Abonnenten für die Zeit, in welcher- die
Lieferung nicht erfolgt, neben ver entsprechenden Rate der Speditionogebühr der voraus

bezahlte Preis, soweit er von dem Verleger zum Ersape gebracht werden kann. zurück
zuerstatten.

gs

S. 44.
Nachsendung von Zeiltungen.

1) Verlangt ein Abonnent vie Nachsendung einer Zeitschrift an einen andern Or-,
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als denjenigen, für welchen er die Bestellung gemacht hat, so hat diese Nachsendung —
nach der Wahl des Abonnenten — von dem Postamt des Bestellungs= oder des Verlags-

orts zu erfolgen, und haben die betreffenden Poststellen sich hierüber die erforderliche amt-
liche Mittheilung zu machen.

2) Für die Nachsendung der Zeitung nach einem anderen Ort hat der Besteller bis
zum Schluß des Abonnementstermins eine Gebühr von 35 kr. (50 Neukr. österr. Währ.
oder 10 Sgr.) zu entrichten.

Bei Ueberweisung inlänvischer Zeitungen nach einem anderen Orte des Inlands
darf die Gebühr hiefür die Hälfte des von dem Bestekler bezahleen Abonnementspreises
keinenfalls übeesteigen.

3) Die Ueberweisungsgebühr ist bei der jedesmaligen Ueberweisung der Zeitung an
eine andere Peststelle in Ansatz zu bringen. Insofern jevoch eine Zeitung wieder nach dem
Orte überwiesen wird, wo das Abonnement ursprünglich stattgefunden bat, ist biefür eine
nochmalige Gebühr nicht zu erheben.

S. 45.
Fremde Beilagen zu Zeitungen.

Beilagen, welche nach Druck, Form und Papier nicht Bestandtheile der betreffenden
inländischen Zeitung bilden, werden nur gegen eine Gebühr von 6 kr. fur jedes Hundert

befördert.
Die Zabl unter 100 Abdrücken wird für ein volles Hundert gerechnet.
Diese Gebühr ist von dem Verleger bei der Aufgabe der betreffenden Zeitungsnum=

mer an das Verlagspostamt voraus zu entrichten.

g. 46.
Tausch= und Probeblätter.

1) Die zwischen den Zeitungsredaktionen zu versendenden Tauschblätter sind wie
Kreuzband-Sendungen (§. 35) zu behandeln, wobei auch die Bedingungen für Kreuzband-
Senvungen zu erfüllen sind.

2) Probeblätter und Ankündigungen von Zeitungen, welche neu erscheinen sollen oder
bereits bestehen, werden unentgeltlich versendet und vertheilt, wenn sie offen und ohne
Bezeichnung bestimmter Empfänger der Post übergeben werden. Sie sind je nach ihrer
Zahl verpackt oder unter Band, nach einzelnen Poststationen abgetheilt und überschrieben,
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zur Post zu bringen. Von den Poststellen werden ste an Behörden und Personen ver-
theilt, von welchen eine Bestellung auf die betreffende Zeitung zu erwarten ist.

g. 47.
Fehlende Zeitungen.

Die Zeitungen sind den Abonnenten rechtzeitig und in ununterbrochener Reihenfolge
abzuliefern. Im Falle der Wahrnehmung eines Mangels bei Empfang eines Zeitungs.
packets hat die betreffende Poststelle das Fehlende sofort zu reklamiren.

Die Abonnenten haben jedoch zur Sicherung einer unentgeltlichen Nachlieferung dag
Ausbleiben eines Blatts spätestens sogleich nach dem Eintreffen der nächstfolgenden Num-
mer der Abgabepoststelle schriftlich anzuzeigen. Wird eine Nachlieferung später verlangt,
so erfolgt sie nur gegen Ersatz der von dem Verleger in Anspruch genommenen Vergütung.

8. 48.
Belieferungs-Gebühr.

Nach den Postvereins-Bestimmungen darf neben ver Spevitionsgebühr von der Ab-

gabe-Poststelle noch eine Bestellgebühr für die Belieferung der Zeitungen in die Wohnungen
der Abonnenten erhoben werden.

Die Erbebung vieser Bestellgebühr ist in Württemberg bis auf Weiteres eingesteklt.

8. 49.
Couvertirung der Zeitungen.

Die außerhalb der Postorte wohnenden Abonnenten können die Zusendung
ibrer Zeitungen unter Couvert mit Aoresse verlangen.

Hiefür hat der einzelne Abonnent ohne Rücksicht auf die Zahl seiner Zeitungen eine
Couvertirungsgebühr von fl. jährlich zu entrichten.

Diese Gebühr ist ver Abgabe-Poststelle je nach der Dauer des Abonnements viertel-
jährlich, halbjährlich over jährlich voraus zubezahlen.
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Dritter Abschnitt.

Fahrpo st.
8. õ0.

Gegenstande der Fahrpost.

Zur Fahrpost gehören:
1) Gewöhnliche Briefe über 4 Loth schwer, deren Beförderung mit der Briefpost

von dem Aufgeber nicht vorgeschrieben ist.
2) Briefe mit deklarirtem Werth.
3) Briefe, auf welche baare Einzahlungen stattgefunden haben.
4) Briefe mit Postvorschüssen (Nachnahmebriefe), und
5) Gelder und Päckereien aller Art.

S. 51.
Von der Postbeförderung auggeschlossene Gegenstände.

1) Zur Versendung mit der Post dürfen nicht aufgegeben werden: Gegenstände,
deren Beförderung mit Gefahr verbunden ist, namentlich alle durch Reibung, Luftzudrang
oder Druck und sonst leicht entzündliche Sachen, sowie ätzende Flüssigkeiten.

Dabin gehören z. B. Schießpulver, geladene Gewehre, Feuerwerks-Gegenstände, Reib-
oder Streichzünder, Schießbaumwolle, Pbosphor, Knallgold, Knallsilber,-Knallquecksilber,
Aether oder Narhta, Photogen, Vitriolöl, Scheidewasser, überbaupt Mineralsäuren u. s. w.
Ebenso bleib: flüssige Hefe und Most von der Versendung mit der Post ausgeschlossen.

2) Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Deklaration oder mit Ver-
schweigung des Inhalts der Sendung zur Post aufgeben, baben für jeden daraus entstehen-
den Schaden zu baften und werden überdieß nach Maßgabe der ##. 10 und 12 der K.
Verordnung vom 2. Oktober 1845 bestraft.

Entstebt in dieser Beziehung der Verdacht einer unrichtigen Angabe oder der Ver-
schweigung des Inhalts, so sind die Postbeamten berechtigt, die Gegenstände in Gegenwart
des Versenders öffnen und untersuchen zu lassen.

Ist der Aufgeber unbekannt oder entsteht der Verdacht erst nach der Absendung von
dvem Aufgabeort, so findet anderweitige urkundliche Eröffnung am Bestimmungsort in
Gegenwart des Adressaten statt.



124

8. 52.
Zur Postbeförderung bedingt zugelassene Gegenstände.

1) Flüssigkeiten, deßgleichen Sachen, welche dem schnellen Ververben und der Fäulniß
ausgesetzt sind, unförmlich große Gegenstände, sowie Bäume, Sträucher u. dgl., ferner
lebende Thiere können von den Poststellen zurückgewiesen werden.

Für vergleichen Gegenstände, wenn dieselben dennoch zur Beförderung angenommen
werden, sowie für leicht zerbrechliche Gegenstände und für in Schachteln verpackte
Sachen leistet die Postverwaltung keinen Ersatz, wenn durch die Natur des Inhalts ver

Sendung oder durch die Beschaffenheit der Verpackung auf dem Transporte eine Beschä-
digung oder ein Verlust entstanden ist.

2) Wenn Flüssigkeiten als solche nicht deklarirt sind, so hat der Absender den
Schaden zu ersetzen, welcher in Folge der Beförderung derartiger Sendungen anderen
Postgütern verursacht wird.

3) Zündhütchen werden angenommen, wenn dieselben in Kistchen fest und gut von
innen und außen verpackt, und als solche sowohl auf der Aoresse (Begleitbrief), als auch
auf der Sendung selbst deklarirt sind. Hat der Aufgeber diese Bedingungen nicht
gehalten, so muß er für den aus etwaiger Explosion entstehenden Schaden haften.

4) Das Gewicht einer einzelnen Fabrpostsendung soll im Allgemeinen 100 Pfunr
nicht erheblich übersteigen.

Im Inlande, sowie im Verkehre mit dem Großherzogthum Baden und mit dem

fürstlich Thurn und Taxis'schen Postgebiete werden Fahrpost-Sendungen, deren Beförderung
ausschließlich auf der Eisenbahn erfolgt, bis zum Gewicht von 200 Pfund für das Stück
angenommen.

ein

g. 53.
Verpackung.

1) Die Verpackung der Sendungen muß nach Maßgabe der Länge der Transpor##
strecke, des Umfangs der Sendung und der Beschaffenheit ves Inhalts haltbar und sichernr
eingerichtet seyn.

2) Bei Gegenständen von geringerem Werthe, welche nicht unter Druck leiden und

nicht Fett oder Feuchtigkeit absetzen, daher auch bei Schriften oder Aktensendungen, genügt
im Allgemeinen bei einem Gewicht bis zu ungefähr6Pfund, wenn die Dauer des Trane.
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ports verhältnißmäßig kurz ist, eine Emballage von haltbarem Packpapier mit angemes-
sener Verschnürung.

Eine Verpackung in Papier, welches aus Strob oder Holz gefertigt und ebendeß-
wegen brüchig ist, wird nicht angenommen.

3) Auf größere Entfernungen zu versendende Gegenstände, sowie alle schwereren
Fabrpoststücke müssen, soferne nicht der Inhalt over Umfang eine anvere festere Verpackung
erfordert, mindestens in mehrfache Umschläge von starkem Packpapier verpackt seyn.

4) Senvungen von bedeutenderem Werthe, insbesondere solche, welche durch Nässe,
Reibung over Druck leicht Schaden nehmen, z. B. Spitzen, Seidewaaren, Gemälde,
Kupferstiche u. s. w., sind nach Maßgabe ibres Werths, Umfangs und Gewichts in genügend
sicherer Weise in Wachsleimvand, Pappe (Pappdeckel), in gut beschaffenen und nach Um-
ständen (namentlich bei zerbrechlichen Gegenständen) emballirten Kisten u. s. w. zu ver-
packen. Eine Verpackung in Wachspapier ist nicht genügend.

5) Sachen, welche anderen Post-Sendungen schädlich werden könnten, sind so zu ver-
packen, daß eine solche Veschädigung ferne gehalten wird, und zwar:

a) mit Flüssigkeiten angefüllte kleinere Gefässe (Flaschen, Krüge u. s. w.) find noch
besonders in starken Kisten, Kübeln oder Körben fest zu verwahren. Fässer, in
denen Flüssigkeiten zur Versendung kommen, müssen stark bereist, und vie Reife
gehörig befestigt seyn.
Sendungen mit frischen Weintrauben dürfen, außer in einer festeren Verpackung,
namentlich in Kisten, Schachteln u. s. w., auch in Körben aus geflochtenen Weiden,
welche mit einem Deckel von gleichem Stoffe geschlossen sind, verpackt werden,
insofern nicht mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der Trauben bereits bei der
Aufgabe, oder auf die bedeutende Entfernung des Bestimmungsortes das Absetzen
von Feuchtigkeit in größerem Maße zu besorgen ist.

6) Sendungen von Blutegeln müssen so beschaffen seyn, daß von dem Inbalte des
Gefässes nichts herausdringen kann.

7) Wild, welches nicht mehr blutet, darf zwar unverpackt mit der Post befördert,
muß aber von dem Aufgeber mit Begleitbrief und Signatur verseben werden. Wenn
mehrere Stücke Wild als eine Sendung angeseben werden sollen, so müssen sie nicht bloß
an ven Enden, sondern auch in der Mitte, und zwar hier mittelst eines starken fest um-

gelegten und versiegelten Leinwandstreifens zusammengebunden oder überhaupt in Netze,
6

b
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Kisten, Körben u. dgl. verpackt seyn. Werden diese Gegenstände nicht auf solche Weise in
einem Packet vereinigt, so dürfen sie überhaupt nicht zusammenbefestigt, sondern müssen
einzeln signirt und auf dem Begleitbrief demgemäß als einzelne Packete bezeichnet seyn.

Kleines Geflügel (z. B. Krammetsvögel, Lerchen 2c.) muß bei der Versendung in
einer Emballage, z. B. in Netzen, enthalten und darf mit größeren un verpackt geben-
den Stücken nicht zusammengebunden seyn.

8) Wird eine Verschnürung angebracht, so muß dieselbe so beschaffen und festgesiegelt
seyn, daß sie ohne Verletzung des Siegelverschlusses nicht abgestreist over geöffnet wer-
den kann.

9) Wenn in Folge fehlerhafter Verpackung einer Sendung während ibres Transports
eine neue Verpackung nöthig wird, so werden die Kosten ver letzteren von dem Adressaten
eingezogen.

g. 54.

Verschluß.

Der Verschluß einer jeden Postsendung muß haltbar und so eingerichtet seyn, daß
ohne Beschävigung oder Eröffnung vesselben dem Inhalte nicht beizukommen ist.

Derselbe muß:
1) Bei jeder Fahrpost-Sendung mit Ausnahme der undeklarirten in Brief= oder

äbnlicher Form bis zum Gewicht von ½ Pfund einschließlich, sowie mit Ausnahme der
Vorschuß= (Nachnahme-) und Einzahlungsbriefe in Befestigung der Schlüsse durch S iegel-
lack mit Abdruck eines ordentlichen Petschafts besteben.

Ueber das Festssegeln der Verschnürung vergl. 8. 53, Ziffer 8.
2) Sind Kisten nicht emballirt, so müssen einige der angewendeten Nägel oder die

Fugen noch mit dem Siegel bedruckt seyn.
Behältnisse mit Schlössern müssen noch mit einem Verschluß durch Siegelabdruck

versehen seyn.
Die Siegel an Kisten und Fässern sind in einer Vertiefung so anzubringen, daß sie

nicht durch Reibung beschädigt werden.
3) Briefe mit deklarirtem Werth (wegen ver Geld-Sendungen vergl. 8. 55)

müssen:
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a) mit einem Kreuzcouvert und mit fünf gleichen Siegeln nach Maßgabe der nach-
stehenden Zeichnung

4

verschlossen seyn.
b) Zu den Couverten darf kein dünnes, sondern nur starkes und gut geleimtes Papier

verwendet werden. Werthbriefe auf größere Entfernungen sind wo möglich in
Leinencouverten (Couverten aus Papier mit Leinwand gefüttert) zu versenden.

c) Die Couverte dürfen an den éußeren Rändern (Falzen) — Figur oben a. b. c. d.

— nicht zugeklebt, und die Siegel weder oben in den Ecken, noch so weit aus

einander angebracht seyn, daß man zwischen ihnen dem Inhalte der Briefe beikom-
men kann.

4) Die zum Verschluß erforderlichen Siegel müssen mittelst haltbaren Lacks, welcher
nicht leicht abspringt, und sämmtliche Siegel einer Senvung mittelst verselben Sorte Lacks
und des nämlichen Petschafts angelegt werden.

5) Für Schriften und Aktensendungen mit einem deklarirten Werthe bis zu 1 fl.
und bis zum Gewicht von ½ Maund einschließlich ist im inländischen Verkehr weder
ein Kreuzcouvert noch ein Verschluß mittelst Siegellacks erforderlich.

– 55.
Verpackung und Verschluß der Geldsendungen.

1) Leichte Sendungen mit Geld oder Geldeswerth (Gold, Silber, Papiergeld, Werth-
papieren u. s. w.) dürfen in Briefen oder in Packeten mit der Post befördert werden.

2) Briefe mit Geld oder Geldeswerth müssen nach Vorschrift des §. 54, Ziff. 3 mit
einem haltbaren Kreuzcouvert versehen und mit fünf gleichen Siegeln gut verschlos-
sen seyn.

Geldstücke, Papiergeld auf den Inhaber lautende Obligationen, Zinscoupons und an-
dere Sachen von Werth, welche in Briefen versendet werden, dürfen nicht bloß in den
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Brief hineingelegt, sondern müssen in Papier oder dergleichen eingeschlagen, und innerhalb
des Briefs so befestigt seyn, daß eine Veränderung ihrer Lage während des Transports

nicht stattfinden kann.
Briefe mit Metallgeld (Gold, Silber c.) dürfen das Gewicht von 8 Loth und Briefe

mit Papiergeld das Gewicht von ½ PMfund nicht übersteigen.
3) Schwerere Geldsendungen sind in umschnürten Packeten, Beuteln, Kisten over

Fässer fest zu verpacken, und zwar werden:

a) Sendungen bis zum Gewicht von 3 Pfund, sofern der Werth bei Papiergeld nicht
5000 fl. oder 3000 Thlr. und bei Metallgeld nicht 500 fl. oder 300 Thlr. über-

steigt, in Packeten von starkem, mehrfach umschlagenen und gut verschnürten Papier
angenommen.

Bei schwererem Gewichte und bei größeren Summen muß die äußere Verpackung
in haltbarem Leinen, Wachsleinwand oder Leder besteben, gut umschnürt und ver-
näht und die auswendige Naht versiegelt seyn.
Geldbeutel (Säcke), welche keine weitere Verpackung erhalten, mussen von wenig-
stens voppelter Leinwand, die Nath darf nicht auswendig, der Kropf nicht zu kurz,
und da, wo ver Knoten geschürzt ist und außerdem über beiden Schnur-Enden

muß das Siegel deutlich aufgedrückt seyn. Die Schnur, welche den Kropf umgibt,
muß durch den Kropf selbst hindurch gezogen werden. Dergleichen Sendungen sol-
len nicht über 50 Pfund wiegen. 6

Die Geldkisten müssen von starkem Holze verfertigt, gut gefügt und fest vernagelt
seyn, oder gute Schlösser haben. Sie dürfen nicht mit überstehenden Deckeln ver-
sehen, und Eisenbeschläge müssen fest und dergestalt eingelassen seyn, daß sie andere
Gegenstände nicht beschädigen können. Ueber 50 Pfund schwere Kisten müssen gur
bereift und mit Handhaben (Handschlingen) verseben seyn.
Die Gelofässer müssen gut bereift, die Schlußreife angenagelt und an beiden Böven
dergestalt verschnürt und versiegelt seyn, daß ein Oeffnen des Fasses ohne Ver-
letzung der Umschnürung und des Siegels nicht möglich ist.

4) Bei Packeten mit Metall-Geld in größeren Beträgen muß der Inhalt gerollt seyn.
Gelver in Fässern oder Kisten sind in Benteln oder Packeten zu verpacken.

5) Ausnahmsweise dürfen Geldsendungen in Silber, welche von inländischen
Staatskassenämtern nach inländischen Vestimmungsorten aufgegeben werden:

b

4 —

d —

e —
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bis zum Gewicht von 35 Pfund in mindestens dreifachem mit starkem Bindfaden
doppelt umschnürten Packpapier, und
bis zum Gewicht von 50 Pfund in Leinwand oder Wachstuch verpackt werden.

Auch soll
bei schwereren Sendungen das Gewicht eines Geldfasses oder einer Geldkiste
130 Pfund nicht übersteigen.

6) Wird Gelv oder Gelveswerth (oben Ziff. 1) ausnahmsweise anderen Gegenstän-
den beigepackt, so finden bezüglich ver Verpackung und des Verschlusses vie Vorschriften
über die Gelosendungen Anwenvung.

7) Die Versendung von Geld oder Gelveswerth (oben Ziff. 1) in Schachteln ist
wegen der Unsicherheit einer solchen Verpackung unzulässig.

à —

b —

c —

8. 56.
Signatur.

1) Die Bezeichnung (Signatur) einer Sendung muß entweder aus der vollständigen
Avresse (vergl. §. 6) oder aus mehreren großen lesbaren Buchstaben oder Zeichen, darf
aber niemals aus Nummern allein besteben. Dieselbe muß den Bestimmungsort und bei
declarirten Sendungen die Wertbsangabe übereinstimmend mit deren Bezeichnung auf dem
Begleitbriefe enthalten.

2) Bei nach= und zurückzusendenden Poststücken wird die Bezeichnung des Bestim-
mungsorts von der Poststelle kostenfrei entsprechend abgeändert.

3) Die Signatur muß dauerhaft und haltbar seyn. Am zweckmäßigsten ist es, wenn
sie auf der dußeren Verpackung mittelst Tinte oder schwarzer Farbe angebracht wird. Ist
dieß bei einzelnen Sendungen wegen der Beschaffenbeit des Packmaterials nicht möglich,
so muß der zur Signatur (Adresse oder Zeichen) benützte Papierstreifen c. entweder voll-
ständig durch einen haltbaren Klebstoff (Leim, Kleister c.) auf der Sendung befestigt oder
aber im Falle der Aufklebung mittelst Siegellacks noch durch Umschnürung (Befestigung
unter der Schnur) gegen Beschädigung geschützt seyn.

4) Bei Wild, Geflügel in Netzen, bei Fleischwaaren, bei Hefesendungen in Beuteln
und bei sonstigen Gegenständen, welche leicht Fett oder Feuchtigkeit absetzen, wird die
Signatur am besten auf einem gehörig befestigten Stück Holz oder Leder angebracht.

5) Den Sendungen mit deklarirtem Werthe darf im Vereinsverkehr die
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Signatur nicht aufgeklebt seyn. Insbesondere empfiehlt es sich, bei Gelvsäcken und Gelv-
beuteln die Signatur, falls vieselbe nicht unmittelbar auf der Verpackung angebracht ist,
auf sogenannte Fahnen von Pappe oder steifem Papier, welche an den Kropf gehörig be
festigt sind, herzustellen.

8. 57.
Begleitbriefe.

1) Jeder Fahrpost-Sendung, mit Ausnahme derjenigen in Brief- oder ähnlicher Form
bis zum Gewicht von ½ Pfund einschließlich, muß im Postvereins-Verkehr ein Begleit-
brief (Frachtbrief) beigegeben seyn. Derselbe darf mit Geld oder sonstigen Gegenständen
von angegebenem Werth nicht beschwert seyn und kann entweder aus einem förmlich
verschlossenen Brief oder einer bloßen Adresse bestehen; er muß jedoch mindestens aus
einem Viertelbogen Papier gefertigt seyn.

2) Auf dem Begleitbriefe muß neben der vollständigen Aodresse die äußere Beschaffen.
beit der Sendung (eine Kiste bloß, eine Kiste in Leinen, ein Faß u. s. w.), ferner vie
Bezeichnung (Signatur) und, wenn der Werth deklarirt wird, die Werthsangabe enthal
ten seyn. Der Begleitbrief oder vie Begleitadresse muß mit einem Abvdruck desselben
Petschafts, mit welchem die Sendung verschlossen ist, versehen seyn.

Die Begleitbriefe (Frachtbriefe) werden am einfachsten nach dem nachstehend en
Formular gefertigt, auf dessen Rückseite der Siegelabdruck anzubringen ist.

Formular zu einem Begleitbrief:

U Zeichen (Signatur):
Hiebei ein (Koffer #c.) Werth —

Nachnahme

An ....... .

(Olvresse,Bestimmungsort,Frantobezeichaungst

3) Zu einem Begleitbriefe können zwar mehrere Stücke gehören, jevoch nicht zugleich
Stücke mit und solche ohne Wertbsdeklaration. "

Gehören mehrere Stücke mit Werthsdeklaration zu einem Begleitbriefe, so muß
auf demselben der Werth von jedem Stück besonders angegeben seyn.
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4) Sendungen nach inländischen Bestimmungsorten mit vollständiger Adresse wer-
den bis zum Gewicht von 25 Pfund einschließlich ohne Begleitbrief zur Beförderung
übernommen.

5) Ueber Gewicht und Porto der Begleitbriefe vergl. §. 66.

S. 58.
Werthsdeklaration.

1) Die Deklaration des Werths einer Sendung muß bei Briefen auf der Adresse
des Briefs und bei Sendungen mit Begleitbriefen sowohl auf der Adresse des
Begleitbriefs, als auf der Sendung bei der Signatur angegeben werden. Ist
der Werth einer Sendung nicht übereinstimmend auf Begleitbrief und Sendung ange-
geben, so ist die Werthangabe auf dem Begleitbriefe für Portoberechnung und Ersatz-
leistung (§. 100, Zif. I. 6) maßgebend.

2) Die Deklaration des Werths einer Sendung hat in jedem einzelnen Vereinsbe-
zirk nach der in demselben bestebenden Silberwährung, sonach bei vden in Württemberg
zur Aufgabe kommenden Gegenständen in süddeutscher Währung (52½fl. Fuß) zu er-
folgen. "

Besteht eine Geldsendung aus fremden Geldsorten oder aus Goldmünzen, so hat der
Aufgeber (und aushülfsweise der annehmende Postbeamte) die Reduktion vorzunehmen
und den Werth der Sendung auf ver Adresse in süddeutscher Währung auszudrücken.

3) Jeder auf der Adresse eine Sendung in was immer für einer Form angegebene
Gelobetrag gilt in Absicht auf die Porto-Erhebung als Werthsdeklaration des Inhalts,
also auch z. B. vie Bezeichnung: „Urkunde, Wechsel, Quittung über 1000 fl.

g. 59.
Zoll= und Steuer-Vorschriften. 6

1) Sendungen mit zoll= oder steuerpflichtigen Gegenständen nach den Postvereinsge-
bieten, welche dem deutschen Zollvereine noch nicht beigetreten sind (Oesterreich, Mecklen-
burg-Schwerin und Strelitz — mit Ausschluß von Rossov, Netzeband und Schönberg, —

Lübeck, Bremen und Hamburg), sowie nach den nicht zum Postverein gebhörigen Auslande
müssen mit den vorgeschriebenen Deklarationen und Legitimationspapieren (BZollde-
klarationen und Begleitbriefen) versehen seyn. Es ist Sache der Absender und Empfänger,
sich vurch Erfüllung ver bestehenden Vorschriften vor Nachtheilen zu sichern.
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2) Die Postbeamten haben in allen Fällen, in welchen sie eine Sendung als eine
zoll- oder steuerpflichtige erkennen, bei der Aufgabe den Beischluß der erforderlichen Pa
piere zu verlangen, oder, wenn sie bei der Ankunft einer solchen Sendung einenMangel
in den Erfordernissen für den Transport erkennen oder vermuthen, vor der Ablieferun a

der betreffenden Steuerbehörde Anzeige zu machen. Die etwaige Nichtbeachtung dieser
Obliegenheit Seitens eines Postbeamten kann jedoch die Absender oder Empfanger steuer
pflichtiger Gegenstände von den durch sie selbst verwirkten Strafen und sonstigen Nach
theilen nicht befreien.

8. 60.
Fahrpost-Sendungen gegen Rückschein.

Wenn der Absender eines nach einem Orte des Vereinsgebiets oder nach einem
inländischen Orte bestimmten Fabrpoststücks eine von dem Adressaten auszustellende Em.
pfangsbescheinigung (Retour-Recepisse) zu erhalten wünscht, so bat er ein solches Ver
langen durch die Bemerkung: „gegen Rückschein“ (Retour-Recepisse) auf der Adresse aus-
zudrücken und hiefür eine Gebühr von 6 kr. bei der Aufgabe der Sendung zu e

richten. "
nt-

S. 61.
Aufgabeschein.

Ueber jede mit der Fahrpost zu befördernde Sendung wird dem Aufgeber auf Ver.
langen ein Aufgabeschein (Postschein) gegen eine Gebühr von 2 kr. ertbeilt. Bei Sen.
dungen, welche aus mehreren zu einem Bogleitbriefe gebörigen Stucken besteben, ist
nur ein Aufgabeschein auszufertigen.

Der Schein muß von dem Aufgeber sogleich bei ver Aufgabe der betreffenden Sen-
dung gefordert werden; ein späteres Verlangen bleibt unberücksichtigt.

8. 62.
Fahrposttare im Allgemeinen.

1) Das Porto für alle im Vereinsverkehre und im Inlande vorkommenden Fabrpost
Sendungen wird nach der geradlinigen Entfernung zwischen Abgangs= und Bestimmungs-
ort ohne Rücksicht auf die Gebietsgrenzen und auf die Sxedition in Einer Summe

berechnet.
2) Die Entfernungen werden unmittelbar von Ort zu Ort gemessen.
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Im Vereinsverkehre erfolgt jevoch bei Entfernungen über 20 Meilen die Messung
nach den Mittelpunkten von Quadraten, deren Seiten je einer Länge von vier Meilen
entsprechen.

Alle in demselben Quadrate gelegenen Orte haben dieselbe Tare des Mittelpunkts.
Die von Onadratseiten durchschnittenen Postorte werden dem östlich, südlich oder südöstlich
angrenzenden Ouadrate zugezählt.

3) In den Fahrposttarisen sind die Entfernungen nicht nach einzelnen Meilen, son-
dern nach Progresssonssätzen (Taxstufen) je zu vier Meilen angegeben.

4) Für den Vereins-Fahrpost-Verkehr mit dem Vereins-Auslande gelten hinsichtlich
der Messung und der Berechnung der Taren die in den Verträgen vereinbarten Grenz-
punkte, beziehungsweise die Mittelpunkte der Quadrate, in welchen dieselben liegen.

5) Für jede Fahrpost-Sendung wird ein Gewichtporto und bei Sendungen mit de-
klarirtem Werth außerdem ein Werthporto berechnet.

Das Porto wird in der Münzwährung des Postbezirks berechnet, in welchem dasselbe
zur Erbebung kommt. Taxbruchtheile werden auf 1 kr. (resp. auf 1 Sgr.) oder den
entsprechenden Betrag in der Landesminze erhöbt.

6) Das Hohenzollernsche Transitporto für die durch Hohenzollern laufenden Fahr-
post-Sendungen aus einem Tbeile Württembergs nach dem anderen wird nicht zum in-
ländischen Porto geschlagen, sondern auf die Postkasse übernommen.

8. 63.
Gewichtporto.

1) Das Gewichtporto beträgt für jedes Pfund auf 4 Meilen # kr. (3 Sgr.).
Ueberschießende Pfundtbeile werden für ein volles Pfund, überschießende Meilen für

volle 4 Meilen gerechnet.
2) Als Minimum des Gewichtportos wird für die ganze Taxrirungsstrecke erhoben:

bis einschließlich
8 Meilen 7 kr. sädd. Währ. = 10 Neukr. österr. Währ. = 2 Sgr.

über
8— 16 „ 10 » 15 „ » -3Sgk.«

16—24»14 » -20,, » -4Sgk.

24-—32»18 » 25 „ „ 5 Sgr.

32 „ 21 („ 30 „ » = 6 Sgr.

-
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Für Sendungen bis einschl. 1 Pfund wird auf Entfernungen bis einschl. 4 Meilen
das Minimalporto mit 5 Kr. Südd. W. (7 Neukr. Oestr. W., 14 Sgr.) erboben.

3) Im inländischen Verkehr beträgt das Minimalporto für Sendungen bis ein-
schließlich 3 Pfund auf Entfernungen

bis einschließlich 8 Meilen 5kr.
über 8 bis einschließlich 12 Meilen 7 kr.

S. 64.
Werthporto.

Das Werthporto beträgt:
a) im Postvereinsverkehr

 ——
über 87½—175 fl. s. W. für jede weitere 75 fbls einschließlich 837½ fl. südd. Währ. L

einschließlio 6% l "1— (75—150 fl. östr. W. oderssüdd. W. (150 fl. östr.
(75 fl. österr. Währ. oder 50 Thlr. 50 — 100 Thaler.) oder 100 Thlr.)

bis einschließlich 12 Meilen 2 kr. = ½ Sgr. 4 kr. = 1I Sgr. 3½ kr. = 1 Sgr.
über 12—43 „ 4kr. = 1 Sgr. kr. — 2 Sgr. kr. = 2 Sgr.
über 48 „ Ikr. = 2 Sgr. 1 11 kr. = 3 Sgr. 10½ kr. = 3 Sgr

b) Im inländischen Verkehr
wird ohne Rücksicht auf die Entfernung des Bestimmungsorts nur die erste (nie.
derste Tarstufe angewendet, und für Werthbeträge bis einschließlich 5fl. nur 1 kr.
Werthporto erhoben.

Bezüglich der Sendungen über 1750 fl. südd. Währ. (1500 fl. österr. Währ., 1000
Thlr.) tritt für den diese Summe übersteigenden Theil der Sendung im Vereins- und
im inländischen Verkehre eine Ermäßigung des Werthporto auf die Hälfte ein.

8. 65.
Porto für mehrere Fahrpoststucke zu einem Begleitbriefe.

Wenn mehrere Sendungen zu einem Begleitbriefe (§. 55) gebören, so wird für
jedes einzelne Stück das Gewichtporto und im Falle einer Werthsveklaration auch das
Werthporto besonders berechnet.

8. 66.
Porto für Begleitbriefe.

Die Begleitbriefe zu Fahrpost-Sendungen (§. 55) sollen in der Regel das Gewicht
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des einfachen Briefs (1 Loth Zollgewicht einschließlich, 32 Loth = 1 Pfund) nicht
übersteigen, und bleiben in diesem Falle von Porto befreit.

Ist aber ein Begleitbrief ausnahmsweise über 1 Loth schwer, so wird er mit dem
Fahrpost-Porto belegt.

Bei unbestellbaren schwereren Begleitbriefen bis zum Gewicht von 4 Lotb einschließ-
lich wird für die Rücksendung kein Porto erhoben.

S. 67.

Porto für Staatspapiergeld.
Versendungen von Papiergeld unterliegen im Allgemeinen gleichfalls den obigen Be-

stimmungen. Denjenigen aber, welche württembergisches Staatspapiergeld mit der
Post versenden, bleibt vorbehalten, zu verlangen, daß für diese Sendungen im inlän-
dischen Verkehr in Gemäßheit des Gesetzes vom 1. Juli 1849, Art. 3 nicht mehr als
der vierte Theil der Tarifsätze von baarem Geld, jedoch nie weniger als die Tare des

einfachen Briefes, berechnet werde.
Um viesen Anspruch zur Geltung zu bringen, ist aber Folgendes zu beobachten:
1) Dem Papiergelv dürfen außer einem einfachen Briefe keine anderen Gegen-

stände (Geldstücke in Gold oder Silber, fremdes Papiergeld, Briefmarken, Schriften u. s. w.)
beigeschlossen seyn.

2) Der Werthsveklaration ist die Bezeichnung „württembergisches Papiergeld“ bei-
zufügen.

3) Solche als württembergisches Papiergeld deklarirte Sendungen nach inlän-
dischen Orten müssen der Post unversiegelt übergeben werden.

4) Der Postbeamte bat in Gegenwart des Aufgebers die Erfordernisse für vie
Porto-Ermäßigung zu kontroliren, das Papiergeld nachzuzählen und sofort die Sendung
sowohl mit dem Postsigill, als mit dem Petschaft des Aufgebers zu versiegeln.

. 68.
Porto-Ermäßigung für Fahrpost-Sendungen an Soldaten.

Für Fahrpostsendungen aus dem Heimathlande an die außerhalb desselben zu Bun-
des zwecken dislocirten Soldaten vom Felowebel (Oberfeldwebel, Oberwachtmeister und
Wachtmeister) abwärts ist bis zum Gewicht von 6 Pfund einschließlich und bis zu dem
Werthe von 35 fl. (30 fl. österr. Währ. oder 20 Thlr.) einschließlich die Hälfte des
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treffenden Gewichts und Werthporto, jedoch mit Beschränkung der ermäßigten Taxe auf
ein Minimum von 14 kr. (20 österr. Neukr. oder 4 Sgr.) in Ansatz zu bringen.

Diese Porto-Ermäßigung findet auch auf die den Soldaten gleichstehenden Militär-
personen (§. 10, Lit. A. Ziff. 5) Anwendung. Die von den Soldaten abgeschickten
Fahrpostsendungen unterliegen der vollen Portozahlung.

S. 69.

Frankirung dienstlicher Fahrpost-Sendungen nach und von Bayern und Baden.

Nach besonderen Uebereinkommen sind, soweit nicht die Bestimmungen über vie
Portofreiheit ver dienstlichen Fahrpostsendungen (§. 10) Anwenvung finden, im Verkebre:

1) zwischen den inländischen und k. bayerischen Behörden die Fahrpostsendungen in
Kriminalsachen wechselseitig von ver absendenden Behörde bis zur Grenze des
anderen Staats,

2) zwischen inländischen und großberzoglich badischen Staatsbehörden die Fahrpost-
Sendungen in Staatsdienst-Angelegenheiten gegenseitig von der absendenden Behörde
bis an den Bestimmungsort (Reg.-Blatt von 1838, S. 339, und von 1842, S. 598),
zu frankiren.

S. 70.

Fahrpost-Gegenstände für den Aufgabe-Postort und die zum Bezirke der Aufgabe-Poststelle

gehörigen Orte.

1) Für Fahrpost-Gegenstände jeder Art, welche innerhalb des Orts, wo sie zur Post
gegeben werden, bestellt werden sollen, wird die Hälfte des Gewicht-Porto für den ersten
Progresskonssatz, und im Falle einer Werthsdeklaration die Hälfte des treffenden Werth.
porto erhoben.

2) Päckereien nach den zum Bezirk ver Aufgabe-Poststelle gehörigen Orten
werden auf der Post zur Uebergabe an die betreffenden Amtsboten angenommen. Die von
dem Aufgeber biefür an vie Post zu entrichtende Speditionsgebühr beträgt für jedes
Stück 2 kr. und bei Sendungen mit deklarirtem Wertb außerdem vie Hälfte ves

Werthporto.
3) Eine Befreiung von den erwähnten Gebühren findet nicht statt.
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S. 71.

Nachnahmen.
1) Bei seder Poststelle können auf Briefe und Fahrpostsendungen innerhalb des

Landes und nach den übrigen Ländern des Postvereins-Gebiets (mit Ausnahme der Post-
bezirke von Oesterreich und Luremburg) Geldbeträge bis zur Höhe von 87 fl. 30 kr.
(50 Tblr. oder 75 fl. österr. Währ.) für die einzelne Sendung zum Wiedereinzug von
den Adressaten nachgenommen werden.

Nachnahmen von Tranport-Auslagen und Spesen, welche auf Sendungen baften,
sind auch zu einem höheren Betrage zulässig.

2) Für Nachnahme-Sendungen wird das Fahrpostporto und daneben von der nach-
genommenen Summe für jeden Gulden oder Theil eines Guldens eine Gebühr von 17kr.
(rro Neukr. österr. Währ. oder für jeden Thaler oder Theil eines Thalers 1 Sgr.),
mindeslens aber 3 kr. (5 Neukr. oder 1 Sgr.) erhoben.

Ein Werthporto wird nur dann angesetzt, wenn neben der Bezeichnung des Nach-

nahme-Betrags ein Werth ausvrücklich angegeben ist.
Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebühr ist nicht erforderlich; doch kann

die Zahlung nicht getrennt erfolgen.
4) Für die Rücksendung oder Nachsendung von Nachnahme-Sendungen wird die Ge-

bühr nicht noch einmal angesetzt. Nachnahmebriefe bis 4 Loth einschließlich ohne Werth-
angabe bleiben bei der Rücksendung auch vom Porto (Retourporto) befreit.

5) Für Nachnahmen auf portofreie Sendungen in Dienstangelegenbeiten des
Staates, der Kirche, der Schulen und der milden Stiftungen zwischen den inländischen
Staatsbehörden im Civil-, Militär= und Kirchendienst wird keine Gebühr berechnet.

6) Nachnahme-Sendungen sind ausschließlich mit der Fahrpost zu befördern, mit
Ausnahme der Fälle, wo Vereins-Postanstalten ohne Fahrpost-Expedition bestehen.

Bei Beförderung von Nachnahme-Sendungen mit der Briefpost ist das Porto nach
dem Vereins-Briefposttarif zu berechnen.

7) Briefe und sonstige Sendungen, auf welchen eine Nachnahme baftet (Vorschuß-
Sendungen, Postvorschüsse), müssen auf der Adresse und dem Begleitbriefe, wo ein solcher
nothwendig, den Vorschußbetrag mit den Worten:

„Nachnahme (oder Vorschußg



138

und die Guldensumme (in südddeutscher Währung) in Zahlen und in Buchstaben aus-
gedrückt enthalten.

8) Die Aufgabe-Poststelle bat dem Versender einen Nachnahmeschein zu ertheilen
und der Sendung einen Rückschein beizufügen, welcher von der Abgabe-Poststelle nach ver
Einlösung des Vorschusses (Nachnahme) vurch den Avressaten ohne Verzug oder im Falle
der Nichteinlösung spätestens nach 14 Tagen zugleich mit ver nicht eingelosten Sendung
nach dem Aufgabeort mit dem Vermerke über die erfolgte oder nicht erfolgte Einlösung
zurückzusenden ist.

Länger als 14 Tage dürfen Nachnahme-Sendungen selbst dann nicht uneingelöst auf—
bewahrt werden, wenn sie mit „poste restante“ bezeichnet sind.

9) Die Ausbezahlung des Nachnahmebetrags am Orte der Aufgabe kann im Allge-
meinen und selbst bei einer verzögerten Einsendung des Rückscheines nicht eher verlangt
werden, als bis der Rückschein mit der Bemerkung, daß die Einlösung erfolgt sei, zurück-
gekommen ist.

Bei dem Empfange des Nachnahmebetrags hat der Versender den Nachnahmeschein
quittirt zurückzugeben.

10) Wenn der Aufgeber den Nachnahmebetrag nicht binnen 4 Wochen, vom Tage
der Ausstellung des Nachnahmescheins an gerechnet, bei der Aufgabe-Poststelle abholen
läßt, so wird ihm der Vorschußbetrag gegen eine Bestellgebühr von 3 kr. in das Haus
gebracht.

11) Wenn eine Nachnahme-Sendung als unbestellbar zurückkommt, so hat der Auf-
geber gegen die Sendung den Nachnahmeschein zurückzugeben und die Proviston, das
Porto und die fremden Auslagen, sowie den etwa vorausempfangenen Nachnahmebetreg
zu ersetzen.

8. 72.
Baare Einzahlungen.

1) Bei jeder Poststelle können Beträge bis zur Höhe von 871 fl. (75 fl. österr. W.
oder 50 Thlr.) zur Wiederauszahlung an einen bestimmten innerhalb ves Vereinsgebiets
(mit Ausnahme des Verkehrs mit den österreichischen und luxemburgischen Postbezirken)
wohnenden Empfänger eingezahlt werden.

2) Solchen Einzahlungen muß einein facher gewöhnlicher Brief oder ein leeres
Couvert beigegeben werden.
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Baare Einzahlungen auf Sendungen unter Band, auf Sendungen mit Waarenproben,
auf rekommandirte Briefe, auf Briefe mit deklarirtem Werthe und auf Begleitbriefe zu
Packeten mit und ohne Werthsdeklaration sind unzulassig.

3) Auf der Adresse des Briefs oder Couverts muß der Empfänger genau bezeichnet
und der Betrag der baaren Einzahlung mit den Worten:

„Hierauf eingezahlt. .“
vermerkt, die Guldensumme auch in Zahlen und in Buchsiaben ausgedrückt seyn.

4) Ueber die geleistete Einzahlung wird dem Absender unentgeltlich ein Schein ertheilt.
5) Am Bestimmungsorte wird der Brief oder das Couvert, worauf die Einzahlung

erfolgt ist, nebst einem Formular zum Auszahlungsschein — gleich anderen Wertbhsendungen
— dem Aovressaten gegen Bescheinigung zugestellt.

Die Auszahlung erfolgt sofort bei der Poststelle des Bestimmungsorts gegen Einzie-
bung des von dem Avressaten mit Datum und Unterschrift zu guittirenden Auszahlungs-

scheins.
Steben aber die erforderlichen Gelpmittel vieser Poststelle augenblicklich nicht zur

Verfügung, so kann vie Auszahlung erst nach Beschaffung der Mittel verlangt werden.
Für die richtige Auszahlung solcher Beträge haftet die Postanstalt in demselben Um-

fang, wie für Geldsendungen.
6) Die Beförderung der Briefe mit baaren Einzahlungen erfolgt mit der Fahrpost,

mit Ausnahme der Fälle, wo Vereins-Postanstalten ohne Fahrpost-Expeditionen besteben
(cl. S. 71, Ziff. 6).

7) Für baare Einzahlungen wird das Fahrpostporto (Gewichtporto) und daneben
eine Gebühr erhoben, welche beträgt für je 5 fl. — 2 kr. (resp. für je 5 Thlr. — 1 Sgr.).
Ueberschießende Beträge werden für volle 5 fl. (resp. 5 Thlr.) gerechnet. Als Minimal-
Gebübr werden 2 kr. (resp. 1 Sgr.) angesetzt.

8) Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebühr ist nicht nothwendig, doch kann
die Zahlung nicht getrennt erfolgen.

Für portofreie Briefe mit Baareinzahlungen innerhalb des Landes hat der
Aufgeber die Zahlungs-Gebühr zu entrichten.

9) Die Gebühr ist auch vann zu entrichten, wenn die Auszahlung des eingezahlten
Betrags aus irgend einem Grunde nicht erfolgen kann und das Geld dem Einzahlenden
zurückgegeben werden muß.
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Bei Rücksendungen findet eine Erhebung von Porto und Gebühr für den Rückwen
nicht statt. Für die Nachsendung wird nur das Porto — ohne die Gebühr — noch ein.
mal angesetzt.

10) Wenn ein Brief, auf welchen eine Baareinzahlung stattgefunden Gat, nach dem
Aufgabeort zurückkommt, so wird solcher dem Absender zugestellt und ihm der eingezahlte
Betrag zurückerstattet. Der Absender muß darüber auf dem zurückzugebenden Einzah.
lungs-Schein quittiren. Ist der Absender nicht bekannt, so wird der Brief wie andere
unbestellbare Werthsendungen behandelt.

Vierter Abschnitt.

Estafetten.
K. 73.

Gegenstände der Estafetten-Beförderung.

1) Zur estafettenmäßigen Beförderung im Inlande werden Briefe und andere
Gegenstände angenommen, welche sich nach Beschaffenheit und Form zur Verpackung in
die Estafettentaschen eignen.

Das Gesammtgewicht einer Sendung soll in der Regel 6 Pfund nicht übersteigen.
Dienstliche Sendungen werden so weit als thunlich auch bei höherem Gewicht befördert.

2) Die Sendungen müssen gehörig verpackt, versiegelt und adressirt seyn. Die Aoresse
muß auch das Verlangen der estafettenmäßigen Beförderung enthalten.

3) Eine Werthsbeklaration ist nicht zuläßig.

g. 74.
Aufgabe und Frankirung.

1) Estafetten-Sendungen können nur bei den Briefpost-Erpeditionen an solchen
Orten aufgegeben werden, an welchen sich entweder eine Postbalterei befindet, oder von
wo ab die Beförderung mittelst der Eisenbahn bewirkt werden kann.
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2) Die Aufgabezeit ist unbeschränkt, mit Ausnahme der Beförderung durch die Eisen-
bahn (§. 75, Ziff. 3).

3) Der Absender muß sämmtliche Kosten, mit Ausnahme der Bestellgebühr, voraus-
bezahlen. Können die Kosten nicht sogleich genau berechnet werden, so muß ein angemessener
Gelrbetrag binterlegt und die Feststellung der Kosten bis zur Rückkunft des Estafetten-
passes ausgesetzt werden.

4) Der Versender hat seinen Namen, Stand und Wohnort anzugeben. Er erhbält
unentgeltlich einen Aufgabeschein, worin zugleich die erfolgte Zahlung oder die einstweilige
Hinterlegung des Kostenbetrags gquittirt wird.

5) Die Kosten für Estafetten von Mitglievern des Königlichen Hauses, von Gesandt-
schaften und von inländischen Staatsbehörden können auf schriftliches Verlangen akontirt
werden.

8. 75.

Art und Zeit der Beförderung.

1) Die Beförderung geschieht zu Pferde oder mittelst eines leichten Wagens. Eisen-
bahnzüge werden, insofern der Absender nicht ausdrücklich die Beförderung zu Pferde
angeordnet hat, ganz oder theilweise benützt, wenn anzunehmen ist, vaß die Senvungen
mit der Eisenbahn ibren Bestimmungsort früher oder wenigstens ebenso bald erreichen,
als bei der Beförderung zu Pferde.

2) Die Abfertigungszeit für die zu Pferde oder mittelst Wagens zu beför-
dernden Estafetten beträgt:

bei der Aufgabe oder Umspedition 15 Minuten, auf den Unterwegsstationen, wo nur
Pferdewechsel stattzusinden hat, 10 Minuten.

Die Meile muß in 45 Minuten zurückgelegt werden.
Estafetten, welche mit der Eisenbahn zu befördern sind, werden mit dem nächst

Kabgehenden dazu geeigneten Zug abgesendet.
Sie müssen bei einer unmittelbar an der Eisenbabn gelegenen Poststelle 15 Minuten

vor Abgang des betreffenden Zugs, und bei einer entfernter gelegenen Poststelle um so
viel Zeit fruher aufgegeben werden, als zum Transport der Sendung vom Posthause
nach der Eisenbahn erforderlich ist.

Mittelst besonderer Bahnzüge können Estafetten versendet werden, wenn auf der
8
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Abgangsstation Lokomotive und Wagen aufgestellt sind und die Eisenbahn-Direktion
die betreffenden Ertrazüge in den einzelnen Fällen für zulässig findet.

Die mit der Eisenbabn zu befördernden Estafetten werden durch einen Post-Unter.
bediensteten oder einen anderen sicheren Mann begleitet. Derselbe überbringt die Estafette
an vas Postbureau des an der Eisenbahn gelegenen Bestimmungsorts oder desjenigen
Orts, von wo die Estafette zu Pferde oder zu Wagen weiter zu befördern ist.

8. 76.

Bestellung der Estafetten-Sendungen.

Die vurch Estafette eingegangenen Gegenstände müssen, auch wenn sse zur Nachtzen
eintreffen, ohne Verzug beliefert werden, sofern von dem Absender nicht ausdrücklich etwas
Anderes bestimmt ist. Sie müssen vem Adressaten, oder wenn dieß nicht tbunlich ist, dem
Vertreter desselben behändigt werden, wie solches für die Abgabe von Erpreßbriefen
(§8. 15, 17) vorgeschrieben ist.

Der Empfänger hat die richtige Ablieferung und die Zeit derselben zu bescheinigen.
Ueber die Bestellgebühr vergl. §. 78, Ziff. I. 5.

8. 77.

Nach= und Zurück-Sendung.

1) Wenn der Adressat einer Estafetten-Sendung sich nicht am Bestimmungsorte te.
findet, so hat sich die Poststelle daselbst nach der Verfügung zu benebmen, welche etna
der Absender oder vor seiner Abreise der Avressat für einen solchen Fall getroffen bat.

2) Soll ein durch Estafette eingekommener Gegenstand ebenfalls mit Estaffette. nack.
gesendet werden, so wird vdie nachzusendende Estafette so bebandelt, als wäre sie an dem
Orte, von wo sie nachgesendet wird, nach dem neuen Bestimmungsort aufgegeben worden.

Die Nachsendung mit Estafette findet nur dann statt, wenn die Kosten biefür em.
weder von dem Versender bei der Aufgabe-Poststelle oder von dem Adressaten bei der
Poststelle ves ursprünglichen Bestimmungsorts binterlegt worden sind.

Wird die Nachsendung mit Estafette von Aufgebern oder Adressaten verlangt.
welchen akontirt werden darf (8. 74, Ziff. 5), so ist eine solche Sicherheit nicht er.
forderlich.

3) Liegt eine besondere Anordnung ves Absenders oder des Aoressaten zur Nach.
sendung mit Estafette nicht vor oder kann sie wegen Mangels einer Sicherheit für die
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Kosten nicht ausgeführt werden, so wird die Sendung, wenn der Aufenthaltsort des
Adressaten bekannt ist, letzterem je nach der Beschaffenheit des Gegenstands mit der
Briefpost unter Rekommandation oder mit der Fahrpost nachgeschickt. Ist aber der Auf-
enthaltsort nicht ermittelt worden, so wird der Gegenstand als unbestellbar an den Auf-
gabeort in gleicher Weise zurückgesendet.

Letzteres hat auch zu geschehen, wenn vdie Estafetten-Sendung von dem Aoressaten
nicht angenommen worden oder aus irgend einem anderen Grunde unbestellbar ge-
blieben ist.

4) Die Nachsendung, beziehungsweise die Rücksendung erfolgt unter Anrechnung der
Auslagen und des Portos für die neue Transportstrecke oder für den Rückweg mit näch-
ster Post.

8. 78.
Gebühren für Estafetten.

Für Estafetten Sendungen sind im Inlande folgende Gebühren zu entrichten:
I. Bei der Beförderung zu Perde oder mittelst Wagens:

1) Die Expeditionsgebühr von —:. 1fl.
Diese wird sowohl für die Annahme und Abfertigung einer Estafette am Aufgabeort,

als für die Umspedition einer vom Auslande kommenven oder dahin bestimmten Estafetten-
Sendung erhoben.

2) Die jeweilige Estafettentare für ein Merd nach Maßgabe der Entfernung, je-
voch bei kleineren Entfernungen mindestens auf 1 Meile.

3) Postillonstrinkgeld auf die Meile —:. 12 kr. Als Minimum werden 12 kr.

erhoben.
4) Die Auslagen für Chaussee-, Brücken-, Mlastergeld rc.
5) Belieferungsgebühr —:. 18 kr.
Diese wird in der Regel von dem Aoressaten am Bestimmungsort erhoben, kann

aber auch von dem Aufgeber vorausbezahlt werden. Im letzteren Fall ist auf der Avresse
der Sendung beizusetzen: „Belieferungsgebühr bezahlt.“

6) Wünscht der Absender einer Estafette, welche nur bis zur nächsten inländischen
Station oder nach einem inländischen Orte gebt, welcher ohne Pferdewechsel erreicht
werden kann, die Zurückbeförderung der Antwort durch den Postillon, welcher die
Estafette überbracht hat, so ist dieses zulässig, wenn der Postillon den Rückweg innerhalb
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2 Stunden nach seiner Ankunft antreten kann. Der Absender muß seinen Wunsch gleich
bei der Aufgabe der Estafette der Poststelle anzeigen, damit dem Postillon gebörige Wei-
sung ertheilt werden kann. Für die Rückbeförderung wird, neben den Auslagen für
Chaussee= 2c. Geld und der Belieferungsgebühr, nur die Hälfte der Rittgebühr und des

Postillonstrinkgelds erboben. Die Expeditionsgebühr wird nur für den Hinweg be-
rechnet.

II. Bei der Beförderung mittelst der Eisenbahn:
1) Die Gebühren für die Expedition und die Belieferung in dem eben erwähnten

Betrage.
2) Für ven Begleiter der Estafetten-Sendung

a) Diäten für jede Stunde der Abwesenheit von seinem Wohnort —:. 6kr.

Das Minimum beträgt 30 kr., und im Falle des auswärtigen Uebernachtens
1 fl.

b) Das Personengelo der dritten Wagenklasse für Hin= und Räckreise.

Bei den Eilzügen ist dem Begleiter das Fahrgeld für die zweite Wagen
klasse auf die mit dem Eilzug zurückzulegende Strecke zu vergüten.

3) Soll eine Estafette ausnahmsweise mittelst eines besonderen Bahnzugs be—
fördert werden, so beträgt die Taxe für die Lokomotive und für 1 vierräderigen Wagen
auf jede zurückzulegende Bahnstunde —:- 4 fl. 30 kr, wogegen das Personengeld für
den Begleiter wegfillt.

4) Der Begleiter einer Estafette darf eine Antwort des Aoressaten nur dann zurück.
befördern (vergl. oben Ziff. I. 6), wenn der Aufgabe= und der Bestimmungsort, der
Estafette im Inlande unmittelbar an der Bahnlinie liegen und die Rückreise des Be-
gleiters mit dem nächsten ordentlichen Bahnzug biedurch nicht verbindert wird.

S. 79.
Estafettenverkehr mit fremden Postgebieten.

Die nach fremden Postbezirken bestimmten oder dorther kommenden Estafetten werden
auf den inländischen Posten nach den vorstehenden, und im Auslande nach den dort
geltenden oder mit den betreffenden Postverwaltungen verabredeten Bestimmungen boe-
bandelt.

Gelten in den Ländern, wohin die Estafetten versendet werden, bezüglich des Ge.
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wichts oder der Beschaffenheit c. der Sendungen abweichende Vorschriften, so sind diese
bei der Aufgabe der Estafetten von den inländischen Poststellen zu berücksichtigen.

Fünfter Abschnitt.
Personenbeförderung mit den ordentlichen Posten.

8. 80.

Meldung zur Reise.

I. Die Meldung zur Reise mit den ordentlichen Posten kann stattfinden entweder bei
den Poststellen oder an den unterwegs gelegenen und von der Oberpostbehörde bekannt

gemachten Halteplätzen.
1) Bei den Poststellen kann die Meldung frühestens drei Tage vor dem Tage

rer Abreise und spätestens vor dem Schlusse der Post fur die Personenbeförderung statt-
ñinden.

Dieser Schluß tritt ein: wenn im Hauptwagen oder in den gestellten Bei-Chaisen
noch Plätze offen sind, fünf Minuten, und wenn dieses nicht der Fall ist, sondern die
Stellung von Bei-Chaisen erforderlich wirr, in der Regel eine halbe Stunde vor der

festgesetzten Abgangszeit der betreffenden Post.
Die Meldung muß innerbalb der Dienststunden geschehen, voch bleibt für Reisenve,

welche von weiterber kommen und mit der nächsten ver Beginn der Dienststunden ab-

gebenden Post weiter reisen wollen, die Zeit zur Melvung außerhalb der Dienststunden
bis zum Schlusse der betreffenden Post offen. Ausnahmsweise wird die Meldung bis zum
Abgang der Post zugelassen, wenn radurch der Abgang nicht verzögert wird.

Erfolgt die Melvung rechtzeitig bei einer Poststelle mit Poststall, se kann die An-
nahme nach einer Poststation nur dann wegen mangelnden Platzes verweigert werden,
wenn zu der betreffenden Post Beifubrwerk überbaupt nicht gestellt wird und die
Pätze im Hauptwagen schon vergeben oder — auf Unterwegsstationen — bei Ankunft

der Post schon besetzt sind.
Erfolgt die Melvung bei einer Poststelle obne Poststall, so findet die Annahme
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in der Regel nur unter dem Vorbehalte statt, daß in dem Hauptwagen und in den etwa

mitkommenden Bei-Chaisen noch unbesetzte Plätze vorhanden sind.
2) An Haltestellen kann die Meldung nur dann berucksichtigt werden, wenn noch

Plätze im Hauptwagen over in den Bei-Chaisen offen sind. Der Reisende muß an diesen
Haltepunkten, wenn die Post anhält, ohne Aufenthalt der Post sofort einsteigen. Bei
solchen Reisenden wird nur leichtes Handgepäck in so weit zugelassen, als dasselbe ohne
Belästigung der übrigen Passagiere im Personenraum untergebracht werden kann. Die
Packräume des Wagens dürfen dabei nicht geöffnet werden.

II. Wünschen Reisende sich vie Beförderung mit der Post von einer Poststelle ohne
Poststall oder von einem Haltepunkte ab zu sschern, so müssen sie sich bei der rückliegen.
den Poststelle mit Stall rechtzeitig melden und von dort ab einen Platz bezahlen.

III. Die Annabme der Reisenden nach Unterwegsorten (Zwischenorten), d. h. nach
Orten, welche zwischen zwei Poststationen (Poststellen mit Poststall) auf dem Kurse liegen.
ist überall, wo nicht ausdrücklich etwas Anderes angeordnet ist, radurch bevingt, daß im
Hauptwagen oder Beifuhrwerk noch unbesetzte Plätze vorhanden sind. Ist vieß nicht ver
Fall, so hat der Reisende einen Platz bis zur nächsten Station zu bezahlen.

8. 81.
Reiseschein.

1) Geschieht die Meldung zur Reise bei einer Poststelle, so erhält der Reisende gegen
baare Entrichtung des Personengelds einen Schein, in welchem

#) der Tag und der Bestimmungsort,
b) die Zeit des Abgangs der Post,
Ic) die Nummer des Platzes, welchen der Reisende im Wagen einzunehmen bat, und
4) der Betrag des bezahlten Personengeldes

angegeben sind.
2) Der Reiseschein gilt nur für den Tag und die Fahrt, für welche derselbe aus-

gestellt ist.
Es ist Sache des Reisenven, sogleich bei dem Empfange des Scheins zu prüfen, ob

solcher auf die von ihm gewünschte Fahrt lautet und überhaupt richtig ausgestellt ist.
Nach der ohne Erinnerung erfolgten Annahme des Reisescheins kann ver Einwand, daß
der Tag, die Tageszeit oder ver Bestimmungsort ver Reise in vemselben unrichtig an-
gegeben seien, nicht mehr zugelassen werven.
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3) Die Zeit des Abgangs der Post kann auf Unterwegsstationen und bei Posten,
deren Abgang von dem Eintreffen anderer Posten oder Eisenbahnzüge abhängt, nur an-

nähernd bestimmt werden. Es ist hiebei die möglichst frühe Abgangszeit zur Richtschnur
zu nehmen (vgl. §. 87, Ziff. 1).

4) Die Nummer des Reisescheins richtet sich nach der Reihenfolge, in welcher die
Meldung zur Mitreise geschehen ist; voch stebt es Jedermann frei, bei der Meldung unter
den noch unbesetzten Plätzen sich einen bestimmten Platz zu wählen.

5) Personen, welche sich an Halteplätzen gemeldet haben und aufgenommen worden
sind, baben das Personengeld bis zur nächsten Station dem Kondukteur, oder, wenn ein

solcher den Wagen nicht begleitet, dem Postillon zu bezahlen. Einen Reiseschein können
sie erst bei der nächsten Poststelle erhalten.

6) Für mehrere zusammen nach einem Orte reisende Personen, z. B. für mehrere
Mitglieder einer Familie, braucht nur ein Reiseschein ausgestellt zu werden.

7) Der Reiseschein ist bis zum Ende der Reise aufzubewahren und auf Verlangen
vorzuzeigen.

8. 82.
Von der Reise mit der Post ausgeschlossene Personen.

Von der Reise mit der Post sind ausgeschlossen:
1) Kranke, welche mit Gemüthsleiden, mit ansteckenden oder Eckel erregenden Uebeln

behaftet sind.
2) Personen in betrunkenem Zustande, und solche, welche durch unanständiges oder

rohes Benehmen oder durch Unreinlichkeit Anstoß erregen.
3) Gefangene unter militärischer Bewachung over in Begleitung von Landjägern,

wenn nicht eine ganze Wagenabtheilung für sie gemiethet wird.
Wird erst unterwegs wabrgenommen, daß ein Reisender zu den vorstehend (Zif.

1—3) bezeichneten Personen gehört, so muß derselbe an dem nächsten Umspannungsorte
von der Weiterbeförderung ausgeschlossen werden.

Betrunkene sind, wenn sie den Mitreisenden lästig werden, auch unterwegs zwischen
zwei Stationen aus dem Postwagen zu entfernen.
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S. 83.
Personengeld. O

1) Die Taxe für einen Platz beträgt in der Regel 20 kr. für jede Meile des mie
dem Postwagen zurückzulegenden Wegs.

Zeitweilige Umfahrten (z. B. wegen Sperrung der gewöhnlichen Straße) kommen
bei Berechnung der Tare nicht in Betracht.

2) Will der Reisende seine Reise über den Kurs binaus oder auf einem Seitenkurfe
fortsetzen, so kann das Personengeld, wenn das Durcheinschreiben nicht stattündet, nur bis
zu dem Endpunkte oder bis zu dem Uebergangspunkte des Kurses erlegt werden. Der
Reisende kann auch nur bis zu diesen Punkten den Reiseschein erbalten und muß sich dort
wegen Fortsetzung der Reise von Neuem melden.

3) Für die Beförderung von Halteplätzen ab wird, sofern die vort zugebenden
Personen sich nicht etwa einen Platz von der rückliegenden Station ab gesichert haben
(oben §. 80, Ziff. II.), das Personengelo in der Regel nach Maßgabe der wirklichen
Entfernung bis zur nächsten Station oder, wenn die Reisenden schon vorber an einem
Zwischenorte abgehen, bis zu diesem erhoben.

Wollen Personen, welche an Halteplätzen zugegangen sind, mit derselben Post von der
nächsten Station ab weiter befördert werden, so haben sie dort den Schein für die weitere
Reise zu lösen.

4) Für Plätze, welche bei einer Poststelle zur Reise bis zu einem zwischen zwei
Stationen auf dem Kurse gelegenen Orte (Zwischenort) genommen werden (F. 80,
Ziff. III.), ist das Personengeld nach der wirklich zurückzulegenden Meilenzahl zu entrichten.

5) Für die Fahrt in den Bei-Chaisen und den Nebenwagen ist in der Regel vieselbe
Tare, wie für die im Hauptwagen zu bezahlen.

8. 84.
Beforderung von Kindern.

1) Kinder unter zwei Jahren, welche noch getragen werden, sind in der Begleitung
und auf dem Platze ihrer Angehörigen ven dem Personengelde befreit. Letztere haben
aber dafür zu sorgen, daß die Mitreisenden durch die Kinder nicht belästigt werden.

Will eine erwachsene Person mit mehr als einem Kinde unter zwei Jahren
reisen, so ist für je zwei Kinder das Personengeld für einen Platz zu entrichten.
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2) Größere Kinder zahlen die volle Personentare, wogegen ste eigene Plätze erhal-
ten. Wenn jevoch eine Wagenabtheilung (Coups oder innerer Naum) oder eine Sitzbank
durch Bezahlung der vollen Zahl der eingerichteten Plätze ganz gemiethet wird, so kön-
nen je zwei Kinder bis zu zehn Jahren einschließlich gegen die Fabrtare für eine Person
befördert werden, insofern die betreffenden Personen mit den Kindern sich auf die von
ibnen bezahlten Sitzplätze beschränken. Diese Vergunstigung kann nur für den Haupt-
wagen unbedingt, für Bei-Chaisen dagegen nur in so weit zugestanden werden, als auf
Beibehaltung der ursprünglichen Plätze zu rechnen ist.

3) Bei Zweifeln über das Alter der Kinder bat der Postabfertigungsbeamte end-

gültig zu entscheiden.
§ 5.

Reisegepäck.
1) Jedem Reisenden ist die Mitnahme seines Reisegepäcks in so weit unbeschränkt

gestattet, als die einzelnen Gegenstände zur Versendung mit der Post geeignet sind.
2) Die Reisenden dürfen kleines Handgepäck, welches sie so an vem Leibe tragen,

daß dadurch die Mitreisenden in keiner Weise berührt werden, ferner offene Kleidungs-
stücke, Sonn= und Regenschirme, Stöcke u. s. w., welche ohne Belästigung der Mitreisenden
in den Netzen und Riemen der Wagen untergebracht werden können, unentgeltlich im Per-
sonenraume des Wagens bei sich führen.

3) Andere Reise-Effekten, insbesondere Koffer, Kisten, Schachteln, Mantel-, Nacht-
und Reisesäcke, müssen der Poststelle zur Verladung in die Packräume übergeben werden.
Die Uebergabe derselben an Kondukteure und Postillone ist an Orten, wo sich Poststellen
befinden, unzulässig. Dieses Gepäck soll gebörig verpackt und verschlossen oder versiegelt
und mit dem Namen des Reisenden und des Bestimmungsorts versehen seyn.

4) Will der Reisende sein Gepäck auf den inländischen Posten zu einem bestimmten
Wertb versichern (§. 86, Ziff. 3), so muß vasselbe nach den für andere Werthsendungen
bestehenden Vorschriften verpackt, versiegelt und signirt seyn. Die Signatur (Aoresse)
muß außer dem Worte „Passagiergut“ den Namen des Reisenden, den Ort, bis zu wel-
chem die Einschreibung erfolgt ist und die Werthsveklaration enthalten.

5) Das Reisegepäck, so weit dasselbe nicht aus den kleinen Reisebedürfnissen bestebt,
muß in der Regel eine Stunde vor der Abfahrt der betreffenden Post, und zu den Posten,
welche während ver Nacht oder des Morgens früh vor dem Beginne der gewöhrlichen

9
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Dienststunden abgehen, vor dem Ablaufe der Bureaustunden des vorhergehenden Tags
unter Vorzeigung des Reisescheins bei der Poststelle aufgegeben werden.

Ausnahmsweise soll jevoch die Aufgabe des Reisegepäcks von Personen, welche von
auswärts eintreffen, auch um die Zeit des Abgangs der Posten und längstens bis zu dem.

selben Termine gestattet seyn, welcher für die Melrung und Annahme solcher Personen
zugestanden wird (S. 80).

6) Reisende, welche an einem Halteplatze den Postwagen besteigen, haben ihr
Gepäck (mit Ausnahme des Handgepäcks) bei der nächstfolgenven Poststelle, und.
wenn sie sich bei einer rückliegenden Poststelle einschreiben lassen, bei letzterer auf
zugeben.

7) Der Reisenve erhält über das der Post übergebene Reisegepäck unentgeltlich eine
Bescheinigung (Gepäckschein), welche dem Reisescheine beigefügt ist und worin jedes einzelne
Stück nach Gattung, Gewicht und etwa angegebenem Werth, sowie ver bezahlte Porto.
betrag, das Datum, der Bestimmungsort und die auf dem Reiseschein enthaltene Nummer
eingetragen sind. Der Reisende hat den Gepäckschein sorgfältig aufzubewahren.

8) Das Zusammenpacken der Effekten mehrerer Reisenden, welche ihre Plätze auf
e n Billet genommen haben, ist gestattet.

8. .
Freigewicht; Ueberfracht= und Werihperto.

1) Den Reisenden ist auf das der Post übergebene Passagiergut (neben dem kleinen
Handgepäck im Personenraume) ein Freigewicht von 15 Pfund für jeden Platz eingerdumt.
Auf einzelnen Posten (Postomnibus #c.) besteht ein höheres Freigewicht.

2) Für das Mehrgewicht des Reisegepäcks (Ueberfracht) ist nach Maßgabe der wirk.
lichen mit der Pon zurückzulegenden Entfernung, so weit das Personengeld bezahlt wirr,
bei der Aufgabe das tarifmäßige Porto zu entrichten.

Dieses Ueberfrachtporto beträgt für je fünf Pfund auf jede Meile #½0 kr.
Gewichtsbeträge unter 5 Pfund werden für volle 5 Pfund, und Bruchmeilen von "1„

und darüber für volle Meilen gerechnet.

Sind die Effekten mebrerer Reisenden zusammengepackt, so wird für jede der auf
einen Reiseschein eingeschriebenen Personen das Freigewicht von 15 Pfund an dem Ge—.
sammtgewicht des Reisegepäcks abgerechnet.

3) Wenn ver Werth des Reisegepäcks deklarirt ist (8. 85, Ziff. 4), so wird —
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neben dem sich etwa ergebenden Ueberfrachtporto — eine Werthtare von 6 kr. für jedes

Hundert Guldendes deklarirten Werths erhoben. Beträge unter 100 fl. werden für voll
gerechnet.

Das Werthporto wird für jedes einzelne Gepäckstück besonders nach Maßgabe des
auf der Avresse deklarirten Wertbs angesetzt. Die Wertbsangabe in einer Summe für
verschiedene Gepäckstücke ist unzulässig-

4) Will ein Passagier seine Effekten mit einer anderen Post versenden, als derjenigen,
mittelst welcher er reist, so fin#d dieselben wie gewöhnliche Fahrpoststücke zu behandeln.
Ein Freigewicht wird biebei nicht abgerechnet.

S. 87.
Abfahrt der Reisenden.

1) Die Passagiere müssen vor dem Posthause oder an den sonst dazu bestimmten

Stellen den Wagen besteigen und sich vort mindestens 10 Minuten vor der im Reisescheine

bezeichneten Zeit zur Mitfahrt bereit halten. Das Vorfahren an Privat= oder Gasthäu-
sern Behufs des Einsteigens ist nicht gestattet.

Beim Besteigen des Wagens haben sie auf Verlangen den Reiseschein vorzuzeigen.
2) Versäumen sie die Zeit der Abfahrt over können sie sich zur Mitreise nicht legiti-

miren, so haben sie es sich selbst zuzuschreiben, wenn sie von der Mitreise ausgeschlossen
und der bezahlten Postgebühren verlustig werden.

Haben zurückgebliebene Passagiere Reisegepäck auf der Post, so wird solches, wenn
von den betreffenden Reisenden nicht eine andere Verfügung getroffen worden ist, bis zu

der Poststelle, auf welche der Reiseschein lautet, befördert und dort bis zum Eingange
der weiteren Bestimmung der Eigentbümer aufbewahrt.

8. 88.
Ordnung der Platze.

1) Die Ordnung der Plätze in den Postwägen ergibt sich aus den Nummern über
den Sitzplätzen und, wenn mebrere Bei-Cbaisen gestellt sind, aus der Reibenfolge der

Bei-Chaisen.
In Absischt auf die Folge der Plätze in den Wägen und Chaisen gilt als Regel, daß

zuerst die sämmtlichen Eckplätze der Hauptbank, der Rückbank und des Cabriolets, dann in
derselben Reihenfolge die Mittelplätze kommen.
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Die Reisenden folgen sich in dieser Ordnung nach der Zeit ihrer Anmeldung, welche
aus der Nummer des Reisescheins hervorgeht, und nach dem Grundsatze, daß auf einem
und demselben Kurse die früher zugegangenen Reisenden vor den später binzugekommenen
den Vorrang der Plätze haben.

2) An den Anfangsstationen eines Kurses, von wo die Postwägen ausgehen,
schließen sich die von anderen Kursen herkommenven Reisenden, welche bereits für den
weiteren Weg Zahlung geleistet haben, den am Orte selbst eingeschriebenen Reisenden
ohne weitere Anmeldung nach der Zeit und Ordnung an, in welcher sie eingetroffen sind.
Etwaige Abweichungen bievon bei einzelnen Kursen richten sich nach den für dieselben
gegebenen speziellen Bestimmungen.

3) Die an Unterwegsstationen zugehenden Reisenden stehen ven bereits im Post-
wagen befindlichen, sowie den von Anschlußkursen durcheingeschriebenen Reisenden in der
Reihenfolge vder Plätze nach.

4) Reisende, welche nur bis zu einem Unterwegsort eingeschrieben sind und sich daselbst
wieder auf den nämlichen Kurs zur Weiterreise einschreiben lassen, werden als neu z
gehend betrachtet, und verlieren den Anspruch auf den bisher eingenommenen Platz.

5) Die Reisenden, welche unterwegs an Halteplätzen aufgenommen worden sind,
haben sich bei der Weiterreise über die nächste Station hinaus den dort zugehenden und
bereits vor ihnen angenommenen Passagieren anzuschließen.

6) Diejenigen, welche die Post nach einem zwischen zwei Stationen gelegenen Orte
benützen, mussen, sobald durch ihren Abgang unterwegs ein Beiwagen eingehen kann, allen
bis zur nächsten Station eingeschriebenen Reisenden nachsteben und die Plätze in dem Bel-
wagen einnehmen.

7) Gehen unterwegs Reisende ab, so rücken die nach ihnen folgenden Personen um
eben so viele Nummern vor. Auf die Befugniß zum Vorrücken kann jedoch verzichtet
werden, wenn nicht vurch den Abgang der Reisenden eine Verminderung der Wagenzahl
zulässig wird. Der erledigte Platz geht alsdann auf den naächstfolgenden Reisenden über,
dergestalt, daß bei weiterer Verzichtleistung der zuletzt angenommene Reisende verpflichter
ist, den sonst unbesetzt bleibenden Platz einzunehmen.

Ein Reisender, welcher auf das Vorrücken verzichtet hat, kann bei einer späteren
Veränderung in der Personenzahl und namentlich, wenn die Beiwagen ganz eingeben
die frühere Reihenfolge keinen Anspruch machen.

u-

auf
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8) Den Postbediensteten sind willkürliche Begünstigungen einzelner Reisenden sowohl
beim Einschreiben als beim Einweisen in die Plätze untersagt, jedoch ist den Reisenden
selbst unbenommen, nach freier Uebereinkunft ihre Plätze gegenseitig zu vertauschen.

g. 89.
Aussteigen der Reisenden.

Am Bestimmungsort dürfen die Reisenden nur vor dem Posthause oder an den sonst

dazu bestimmten Stellen aussteigen.
Das Anhalten an Privat= und Gasthäusern innerhalb der Postorte Behufs des Aus-

steigens ist nicht gestattet.
8. 00.

Abgabe des Reisegepäcks.

1) Bei der Ankunft am Bestimmungsort bat der Reisende sein Gepäck sogleich gegen
Rückgabe des Gepäckscheins in Empfang zu nehmen. In Ermangelung des Gepäkscheins
kann die Aushänvigung des Gepäcks nur nach vollständiger Legitimation des Eigenthümers,
und nach Umständen gegen Sicherbeitsleistung, gegen besondere Empfangs-Bescheinigung
erfolgen.

Reisende nach Zwischenorten müssen ihr Gepäck, welches ohne Belästigung der übrigen
Reisenden nicht im Personenraum untergebracht werden kann, in der Regel bei der rück-
liegenden Poststelle in Empfang nehmen, von wo die Abholung den Reisenden überlassen

wird.
2) Die Haftverbindlichkeit der Postanstalt hört auf, sobald das Gepäck von dem Rei-

senden ohne Einwendung angenommen worden ist (F. 102, Ziff. 1).

S. 91.
Aufbewahrung des Gepäcks auf der Ankunftstation.

Will ein Reisender nach der Ankunft am Bestimmungsort sein Gepäck noch einige
Zeit unter fortdauernder Haftung der Postanstalt im Postlokale lagern lassen, so hat er
dieses ausvrücklich zu erklären. Er erhält gegen Rückgabe des Gepäckscheins einen Lager-
schein.

Für den ersten Tag der Aufbewahrung wird keine Gebühr berechnet. Wird aber
das Gepäck innerhalb 24 Stunden nach der Ankunft nicht abgefordert, so ist von vem zwei-
ten Tage an für jedes Stück täglich eine Lagergebübr von 6 kr. zu bezahlen.
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Das Gepäck eines Reisenden, welcher sich bei der Ankunft am Bestimmungsort ent-
fernt, ohne dasselbe in Empfang zu nehmen oder Verfügung darüber zu treffen, wird ohne

Haftverbindlichkeit der Postoerwaltung in Verwahrung genommen und dem Eigenthümer

bei späterer Meldung gegen Rückgabe des Gepäckscheins oder Bescheinigung, sowie gegen
Entrichtung ver Lagergebühren ausgehändigt. )

§.92.
Abholung und Bestellung des Reisegepäcks.

Wenn ein Reisender sein Gepäck innerhalb des Postorts von seiner Wobnung zur
Post abholen oder von dieser in seine Wobnung bringen lassen will, so geschiebt dieß
durch die Post-Unterbediensteten.

Die Belohnung hiefür beträgt:
1) von einem einzelnen Gepäckstück bis zu 100 Pfund — 6kr.

2) von 2 oder 3 Gepäckstücken, wenn sie zusammen nicht mehr als 100 Pfund wie-
gen, dem Stücke nach —4 kr.

3) von mehreren Gepäckstücken bis zu 100 Pfund — 12 kr.

4) von dem Mehrgewicht einzelner oder mehrerer Gepäckstücke über 100 Pfund dem
Centner nach —3kr.

Für das von den Reisenden verlangte Tragen des Gepäcks vom Postwagen vor das
Posthaus in das Fuhrwerk der Reisenden ist die Hälfte der erwähnten Gebübren zu be.
zahlen. "

Wenn mebrere Reisende gemeinschaftliches Gepäck mit sich führen, welches nicht in
dasselbe Haus, beziehungsweise in dasselbe Fuhrwerk abzuliefern ist, so werden vorstehende
Bestimmungen abgesondert angewendet.

Das gedvruckte Regulativ für die Gepäckträger-Gebühren hat jeder Post-Packer stets
bei sich zu führen und auf Verlangen vorzuzeigen: auch ist ein solches bei jeder Poststelle
angeschlagen.

Fur die Belieferung des Gepäcks außerhalb des Postorts liegt der Postanstalt und
deren Bediensteten eine Verpflichtung nicht ob.

K. 93.
Rückerstattung des Personengeldes.

Die Erstattung der Fahrtare und des Gepäck-Portos ist nur in folgenden Fällen

zulässig
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1) wenn die Postanstalt die durch die Annahme des Reisenden eingegangene Ver-
bindlichkeit ohne dessen Verschulden nicht erfüllen kann, mithin in allen Fällen, wo wegen
des Ausbleibens weitherkommender Posten, wegen Unterbrechung der Postverbindung in
Folge von Naturereignissen u. s. w. die betreffende Post um die bestimmte Zeit nicht
abgefertigt werden kann, oder unterwegs die weitere Beförderung der Reisenden unthun-
lich geworden ist;

2) wenn auf Kursen mit beschränkter Personen-Annahme oder bei Poststellen obne
Poststall die eingeschriebenen Reisenden wegen des Mangels an unbesetzten Plätzen zu-
rückbleiben müssen; endlich

3) wenn der Passagier an der Abreise oder Weiterreise durch Krankbeit verbindert
und dieß durch ärztliches Zeugniß bestätigt wirr.

Die Erstattung erfolgt gegen Rückgabe des Reisescheins mit denjenigen Gebühren,
welche von dem Reisenden für die noch nicht zurückgelegte Strecke erhoben worden sind.

8. 94.

Passagierzimmer; Beschwerdebuch.

I. Zur Bequemlichkeit der Postreisenden werden bei den Poststellen Passagierzimmer
unterhalten. Diese müssen anständig möblirt, stets reinlich, im Winter erwärmt und bei
Nacht beleuchtet seyn.

Der Aufenthalt in den Passagierzimmern ist den Reisenden gestattet:
1) am Abgangsort, eine Stunde vor der Abfabrtszeit,

2) während der Reise, für die Dauer der Abfertigung der Post,
3) am Endpunkt der Reise, eine Stunde nach der Ankunft, und
4) beim Uebergang von einer Post auf die andere, während drei Stunden.

Personen, welche die Reisenden zur Post begleiten oder welche die Ankunft der Reisen-
den erwarten wollen, kann der Aufenthalt in den Passagierzimmern nur ausnahmsweise

und in geringer Zahl gestattet werden.

II. Bei jeder Poststelle befindet sich ein Beschwerdebuch, in welches ein Postreisender
etwaige Beschwerden, die er nicht unmittelbar bei einer Postbehörde anbringen will, ein-
tragen kann.
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K. 95. ,

Verhalten der Reisenden auf den Posten.
1) Jeder Reisende ist verpflichtet, sich in die zur Aufrechthaltung des Anstands, der

Ordnung und der Sicherheit auf den Postwägen und in den Postlokalen getroffenen An-
ordnungen zu fügen.

2) Insbesondere ist den Reisenden nicht erlaubt, Hunde und andere Thiere, geladene
Schießgewehre oder andere den Mitreisenden oder dem Wagen Beschädigung drohende
Gegenstände in den Postwagen mitzunebmen.

Ausnahmsweise dürfen mit Zustimmung der Mitreisenden in den Personenräumen
ver Postwägen kleine Hunde mitgenommen werden, wenn solche während der Fahrt
von dem Reisenden auf dem Schooße oder Arme gehalten werden. Die Mitnahme gré-
ßerer Hunde, sowie überhaupt aller Hunde auf der Vache und den übrigen Packräumen
der Postwägen ist unter keinen Umständen erlaubt.

3) Das Tabakrauchen in den Postwägen ist nur im Einverständniß mit der übrigen
Reisegesellschaft gestattet.

4) Reisende, welche diese Anordnungen verletzen, können von ver betreffenden Post-
stelle und unterwegs von dem Kondukteur von der Mit= oder Weiterreise ausgeschlossen
und aus dem Postwagen entfernt werden.

Solche Reisende werden der bezahlten Personentare und des Gepäckportos verlustig.
Wenn die Ausschließung unterwegs erfolgt, so haben sie ihr Reisegepäck bei der nächsten
Poststelle abzubolen.

8. 96.

Unbefugte Benützung der Posten zur Milfahrt.

In die Postwägen dürfen nur solche Personen aufgenommen werden, welche entweder
bereits bei einer Poststelle eingeschrieben sind, oder sich unterwegs an einem Halteplatz
(§. 80) zur Mitfahrt gegen Bezahlung ver Fahrtare melden.

Die Benützung des Postwagens ohne Erfüllung dieser Bedingungen ist verboten.
Zuwiderhandelnde werden innerbalb des Strafrahmens des Polizeistrafgesetzes Art. 1.,
neben der Verpflichtung zur Nachholung der defraudirten Fahrtaxe, mit einer dem zehn-
fachen Betrage der letzteren gleichtommenden Geldbuße oder im Falle der Zahlungsun—-
fähigkeit mit entsprechender Gefängnißstrafe belegt.
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8. 97.
Personen-Beförderung nach und von dem Auelande.

Bei Kursen nach und von dem Auslande, welche von der württembergischen Post-
verwaltung allein oder in Gemeinschaft mit einer benachbarten Postverwaltung unterhal-
ten werden, gelten in der Regel für die inländische Beförderungsstrecke die württember-
gischen Bestimmungen, und für den Transport im Auslande die in dem betreffenden
Staate bestehenden Normen.

Sechster Abschnitt.
Gewährleistung.

8. 98.
Umfang der Gewährleistung.

1) Die Postverwaltung bat die von ihr übernommenen Senvungen mit Sorgfalt zu be-
fördern und dem Absenver für den Verlust oder die Beschädigung folgender ihr zur Be-

fördung vorschriftmäßig übergebener Gegenstände, nämlich:
a) der rekommandirten Briefe und der Estafetten-Sendungen,
b) der Fahrpost-Sendungen mit oder ohne Wertbsdeklaration, und
) bes Reisegepäcks,

Vergütung zu leisten.
Andere Gegenstände, namentlich unbeschwerte, nicht rekommandirte Briefe mit nicht

deklarirtem Werthinhalt, sind von der Gewähr ausgeschlossen.
2) Für Beschädigungen oder Abgang am Inhalte einer Sendung hat die Postver-

waltung nur dann zu haften, wenn eine vorhandene äußerlich erkennbare Beschädigung in

unzweifelbaftem Zusammenhange mit der vorhandenen inneren Beschädigung stebt.
Außer diesem Fall tritt die Haftpflicht der Postoerwaltung nur dann ein, wenn ihr

ein besonderes Verschulden und die geschebene Auflieferung eines unbeschädigten Inhalts,
sowie dessen gehörige Verpackung nachgewiesen wird.

10
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Die ohne Erinnerung geschehene Annahme einer Sendung oder die Empfangsbeschei-
nigung des Adressaten begründet bis zum Gegenbeweise die Vermuthung für den unver-
sehrten Zustand der Sendung. «

3) Für einen vurch verzögerte Beförderung entstandenen Schaden leistet vie
Postoerwaltung innerhalb der für den Verlustfall gezogenen Grenzen nur dann Ersatz,
wenn die Verspätung nachweislich durch das Verschulden der Post herbeigeführt, und vie
Sache dadurch in ihrer Substanz verdorben ist.

S. 99.
Rekommandirte Briefe und Estafetten-Sendungen.

Für einen rekommandirten Brief, sowie für einen zur Beförderung durch Estafette
aufgegebenen Brief oder anderen Gegenstand wird dem Absender im Falle des Verlustes
eine Vergütung von 24 fl. 30 kr. (21 fl. österr. W. oder 14 Thlr.) geleistet.

Geht eine Estafetten-Sendung innerhalb des Landes verloren, so werden dem
Absender, auf Verlangen neben obiger Entschädigung, die Beförderungsgebühren zurück.
erstattet.

8. 100.

Fahrpost-Sendungen.
Dem, Absender bleibt es freigestellt, den Wertb der Sendung entweder nach dem

wahren Werthe, oder nur theilweise, oder gar nicht zu deklariren.
Hienach sind zu unterscheiden:
I. Sendungen mit veklarirtem Werth:
1) Ist bei der Aufgabe eine Wertbhsveklaration (§. 58) erfolgt, so ist dieselbe bei

der Feststellung des von Seiten der Postverwaltung in Verlust= oder Beschädigungsfällen
zu leistenden Ersatzes maßgebend.

2) Beweist jedoch die Postverwaltung, daß die Deklaration den wabren Werth ver
Sache übersteigt, so hat sie nur den letzteren zu ersetzen.

3) Vermag dagegen der Reklamant den Nachweis zu erbringen, daß und um wie

viel der wirkliche Werth des Juhalts der Sendung die Werthbödeklaration überstiegen
bhabe, so ist im Falle eines theilweisen Verlustes (Abgangs) oder einer Beschädigung der
jenige Theil ves wirklich erlittenen Schadens zu ersetzen, welcher sich nach dem Verbält.
nisse ergibt, in welchem der deklarirte Werth der Sendung zu dem wirklichen stebt.
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4) Die Werthsdeklaration soll in der Landeswährung des Aufgabebezirks, sonach in
Württemberg in süddeutscher Währung (521 fl.-Fuß) erfolgen; der absendenden Post-
anstalt gegenüber baben die anderen Postverwaltungen nur die in jener Landeswährung
angegebene orer darauf reducirte Summe zu vertreten. "

5) Die Werthsdeklaration ist bei Sendungen mit Begleitbriefen sowohl auf dem Be-
gleitbriefe als auf der Sendung selbst anzugeben. Wenn aber der Werth einer zur Post-
beförderung angenommenen Sendung nur auf dem Begleitbriefe und nicht auch
auf der Senvung selbst angegeben seyn sollte, so übt vieß auf die Ersatzleistung keinen
Einfluß.

Dasselbe gilt von dem Falle, wo die Werthodeklaration zwar nur auf der Sendung
selbst, nicht auch auf dem Begleitbriefe enthalten, die Sendung aber gleichwobl zur Post-
beförderung angenommen und entweder dem Aufgeber eine Bescheinigung über eine ge-
schehene Werthangabe ertheilt, oder die Sendung mit dem fraglichen Werthe in die Post-
bücher eingetragen worden ist.

6) Ist der Wertb einer Sendung nicht übereinstimmend auf Begleitbrief und

Sendung angegeben, so ist die Wertbangabe auf dem Begleitbriefe für Portoberechnung
und Ersatzleistung entscheidenv.

7) Die Poststelle, welche eine nicht mit der vorschriftmäßigen Werthsdeklaration ver-
sehene Sendung, für welche gleichwohl nach dem Vorhergehenden zu haften seyn würde,
annimmt, hat für die Nachholung des Erforderlichen zu sorgen, widrigenfalls sie für alle

aus der Behandlung des Stücks als Sendung ohne Wertbangabe hervorgehenden Nach-
theile verantwortlich ist.

8) Findet sich in einer wegen beschärigter Emballage unterwegs von einer Poststelle
anderweit verpackten Sendung ein die Deklaration übersteigender Wertbinhalt vor, so“
bleibt für die Haftung der Post die Deklaration des Absenders entscheivend.

II. Sendungen ohne Werthsdeklaration: «

Beim Verluste von nicht deklarirten Sendungen oder beim Abgang an denselben
wird ein Ersatz von 30 kr. südd. Währ. (50 Neukr. österr. Währ, oder 10 Sgr.) für
jedes abhanden gekommene Pfund oder den Theil eines Pfundes geleistet.

Bei Beschävigungen nicht veklarirter Sendungen wird der wirklich entstandene Scha-
den, jedoch nur bis zu dem Maximalberrage von 30 kr. (50 Neukr. oder 10 Sgr.) für

jeves beschädigte Pfund erstattet.
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8. 101.
Reisegepack.

1) Bezüglich der Entschädigung füur das bei Reisen mit den ordentlichen Posten vor—

schriftmäßig aufgegebene Gepäck gelten innerhalb des Lanves die in §. 100 angegebe-
nen Grundsätze, mit der Ausnahme, raß in Ermangelung einer Werthsveklaration für
jedes Pfund des Reisegepäcks 1 fl. 45 kr. vergütet werden.

Für Effekten, welche die Reisenden unter eigener Aufsicht bei sich führen oder unein-
geschrieben im Wagen unterbringen, wird keine Gewähr geleistet.

2) Bei dem Transport des Reisegepäcks in einem fremden Postgebiet richtet sich
die Gewährleistung nach den dort geltenden oder mit der betreffenden Postverwaltung
dieserhalb verabredeten Bestimmungen.

8. 102.
Zeit und Art der Reklamation.

1) Der Anspruch auf Entschävigung an die Postverwaltung bezüglich der rekomman-
dirten Briefe, sowie der Estafetten= und Fahrpost-Sendungen erlischt mit Ablauf von sechs
Monaten, vom Tage der Aufgabe ver Sendung an gerechnet.

In Betreff des Reisegepäcks muß die Reklamation sogleich bei der Aushändigung
des Gepäcks am Bestimmungsort erfolgen. Nach unbeanstandeter Uebernahme des dem
Reisenden überlieferten Gepäcks hört die Haftverbindlichkeit der Postverwaltung auf.

2) Den Parteien gegenüber liegt die Ersatzpflicht,derPostverwaltungob, welcher vie
Poststelle ver Aufgabe angehört.

3) Der Ersatzanspruch ist von Seiten des Absenders, und nur sofern dieser nicht zu
ermitteln ist, oder die Verfolgung seines Anspruchs dem Adressaten zuweist, von letzterem
bei der Poststelle der Aufgabe oder bei der Postdirektion zu erheben.

In Fällen von theilweisem Verluste oder Beschädigung des Inhalts einer Sendung
kann auch von dem Aoressaten bei der Poststelle des Bestimmungsorts eine vorläufige
Reklamation angebracht werden. « «

,§.103.
Aufhebung der Gewähr.

Die Postverwaltung ist, außer den in F. 52, Ziff. 1 genannten Fällen, von jeder
Ersatz= oder Entschädigungsverbindlichkeit befreit:
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1) wenn der Verlust oder die Beschädigung durch eigene Fahrlässigkeit des Absenders
(vorschriftwidrige Verpackung u. s. w.) veranlaßt, und

2) wenn der Verlust oder die Beschädigung durch Krieg oder unabwendbare Folgen
von Naturereignissen berbeigeführt worden ist.

S. 104.
Verlust und Beschädigung außerhalb des Postvereinsgebiets.

Für Verluste und Beschädigungen, welche auf dem Transport vurch eine dem Vereine
nicht angehörige Beförderungs-Anstalt eintreten, findet ein Ersatzanspruch den Vereins-Post-
verwaltungen gegenüber nicht statt.

Dagegen haben bei vießfallsigen Reklamationen zunächst diejenigen Postanstalten, von
welchen die Sendungen unmittelbar dem Auslande zugeführt worden sind, den Aufgeber
zu vertreten und demselben, falls ihre Bemühungen erfolglos bleiben sollten, alle vor-
liegenden Mittel (Urkunden über die Ablieferung der Sendungen u. s. w.) an die Hand
zu geben, welche ihn in den Stand setzen können, seine Ansprüche der ausländischen Be-
förderungs-Anstalt gegenüber selbst weiter zu verfolgen.

Schlußbestimmung.

g. 105.
Aufhebung älterer Verfügungen.

Die Post-Transportordnung für den Verkehr im Inlande und mit den Ländern des
deutschen Postvereins vom 29. Juni 1856, sowie alle anderen mit den vorstehenden Be-
stimmungen im Widerspruch stehenden älteren Verfügungen und Vorschriften treten mit
dem Vollzug gegenwärtiger Transport-Ordnung außer Wirksamkeit.

Stuttgart, den 14. Juni 18611.

Sigel.
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b) Verfügung, betreffend die Steuererhebung vom 1. Juli 1861 an.

Auf den Grund ves §. 114 der Verfassungsurkunde werden die Steuererhebekassen
angewiesen, sämmtliche durch das Finanzgesetz vom 5. November 1858 (Reg. Bl. S. 215)
verwilligten directen und indirecten Steuern in dem für die Finanzperiode 1. Juli 183n
festgesetzten Betrage vom 1. Juli v. J. an und wofern eine andere Verfügung nicht früber
ergeben würde, bis zum 31. Oktober 1861 auf Rechnung der neuen Verwilligung nach
den bisherigen Normen einstweilen fortzuerheben.

Stuttgart den 14. Juni 1861.
Sigel.

JANA&amp;Ö

Gedruckt bei G. Hasselbrink.



9.

Regierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.

Ausgegeben Stuttgart Samstag den 29. Juni 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. K. Verordnung, betreffend den Wiederzusammentritt der vertagten Stände-

versammlung.
Verfügungen der Departemente. Bekanntmachung, die Erweilerung der Competenz des Ne-

benzollamts I. zu Gmünd betreffend.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.

Königliche Verordnung,
betreffend den Wiederzusammentritt ver vertagten Ständeversammlung.

Wilhelm,
oon Gottes Gnaden König von Württemberg.

Da Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths, den Wiederzusammentritt
der vertagten Stände auf

Dienstag den 2. Juli l. J.

festzusetzen geruht haben, so befehlen Wir, daß sich die Mitglieder beider Kammern an
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diesem Tage zur Eröffnung ihrer Sitzungen in Stuttgart versammeln und die unterbroche-
nen Verhandlungen wieder aufnehmen.

Gegeben, Ragaz, den 21. Juni 1861.

Wilhelm.
Der Minister des Innern:

Linden. Auf Befehl des Königs,
der Chef des Geheimen-Cabinets:

Mauedler.

II. Verfügungen der Departements.
Des Finanz-Departemente.

Des Finanz-Ministeriums.

Bekanntmachung, die Erweiterung der Competenz des Nebenzollamts I. zu Gmünd betreffend.

Dem Nebenzollamt I. zu Gmünd ist in Berücksichtigung der Bedürfnisse vieses Fa-
brikortes das bedingte Niederlagerecht und die Befugniß zur Ausstellung und Erlevigung
von Begleitscheinen I. mit der Wirkung vom 1. Juli l. J. an ertheilt worden, was in

Gemäßbeit des K. 108 der Zollordnung und mit Bezugnahme auf vie Bekanntmachung
vom 14. v. M., Reg. Blatt S. 56 und 57, andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht
wird.

Stuttgart den 8. Juni 1861. Sigel.

NMNS —

Am 22. d. M. sind die Straferkenntnisse vom ersten Quartal d. J. ausgegeben worden.

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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X 10.

Regierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.

Ausgegeben Stuttgart Samstag den 6. Juli 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. K. Verordnung, betreffend die Bewilligung einer Steuervergütung für aus-

geführten Rübenzucker, die Besteuerung des Zuckers aus getrockneten Nüben, sowie die Verzollung des
aueländischen Zuckers und Syrups.

Verfügungen der Derartements. Verfügung, betreifend die Vergütung der Steuer für aus-
gefübrten Rübenzucker, die Besteuerung des Zuckers aus getrockneten Rüben und die Verzollung des
augländischen Zuckers und Syrups.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.

Königliche Verordnung,
betreffend die Bewilligung einer Steuervergütng für ausgeführten Rübenzucker, die Besteuerung

des Zuckers aus getrockneten Rüben, sowie die Verzollung des ausländischen Zuckers
und Syrups.

Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Württemberg.

Nachdem zwischen den Regierungen der im deutschen Zollvereine verbundenen Staa-
ten unterm 25. April 1861 eine Uebereinkunft wegen Vergütung der Steuer für aus-

geführten Rübenzucker, Besteuerung des Zuckers aus getrockneten Rüben und Verzollung
des ausländischen Zuckers und Syrups abgeschlossen worden ist, so wollen Wir diese von
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Uns nach vorheriger Anhörung Unseres Geheimen-Rathes genehmigte Uebereinkunfe
biemit verkündigt und Unser Finanz-Ministerium mit deren Vollziehung beauftragt
baben.

Gegeben, Ragaz, den 4. Juli 1861.

Wilhelm.
Der Minister der auswärtigen Angelegenheiten:

Freiherr v. Hügel.
Der provisorische Chef des Finanzdepartements:

Sigel. Auf Befebl des Königs,
der Chef des Geheimen-Cabinetg:

Maueler.

Uebereinkunft
zwischen

Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kurhessen,
dem Großherzogthum Hessen, den zum Thüringischen Zoll= und
Handelsvereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg,

Nassan und der freien Stadt Frankfurt
wegen

Vergütung der Steuer für ausgeführten Rübenzucker, Besteuerung des Zuckers aus getrockneten
Rüben und Verzollung des ausländischen Zuckers und Syrops.

Die Regierungen von Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden,
Kurhbessen, Großberzogthum Hessen, den bei dem Thöringischen Zoll= und Handelsvereine
betheiligten Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfur:
baben wegen Bewilligung einer Steuer-Vergütung. für ausgeführten Rübenzucker, ander-
weiter Festsetzung des Steuersatzes für Zucker aus getrockneten Rüben und Abänderung
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der Zollsätze für ausländischen Zucker und Syrop Verhandlungen eröffnet, und zu diesem
Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt:

die Königlich Preußische Regierung:
den Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold Henning,

die Königlich Bayerische Regierung:
den Ober-Zollrath Moritz von Reichert,

die Königlich Sächsische Regierung:
den Geheimen Finanzrath Julius Hans von Thümmel,

die Königlich Hannoversche Regierung:
den Ober-Zollrath Carl Errleben,

die Königlich Württembergische Regierung:
den Ober-Finanzrath Ludwig Friedrich von Herzog,

die Großberzoglich Badische Regierung:
den Ministerialratb August Nicolai,

vie Kurfurstlich Hessische Regierung:
den Geheimen Ober-Finanzrath Wilhelm Cramer,

die Großherzoglich Hessische Regierung:
den Ober-Steuerrath Friedrich Wilhelm Florentin Hallwachs,

die bei dem Thüringischen Zoll= und Handelsvereine betheiligten Regierungen, nämlich
außer der Königlich Preußischen und der Kurfürstlich Hessischen Regierung:

die Großberzoglich Sächsische,
die Herzoglich Sachsen-Meiningensche,
die Herzoglich Sachsen-Altenburgische,
die Herzoglich Sachsen-Koburg-Gothaische,
die Fürstlich Schwarzburg-Rudolstädtische,
die Fürstlich Schwarzburg-Sondershausensche,
vie Fürstlich Reuß-Plauische Regierung älterer Linie und
die Fürstlich Reuß-Plauische Regierung jüngerer Linie:

den Großherzoglich Sächsischen Geheimrath Gustav Thon,
die Herzoglich Braunschweigische Regierung:

den Finanzdirektor Wilhelm Erdmann Florian von Thielau,
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die Großherzoglich Oldenburgische Regierung:
den Königlich Hannoverschen Ober-Zollrath Carl Errleben,

die Herzoglich Nassauische Regierung:
den Herzoglich Braunschweigischen, Großberzoglich Oldenburgischen und Herzoglich

Nassauischen Geschäftsträger am Königlich Preußischen Hofe, Geheimen Legations-
rath Dr. Friedrich August von Liebe,

die freie Stadt Frankfurt:
den Königlich Preußischen Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold

Henning,
von welchen Bevollmächtigten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgende Ueberein-
kunft abgeschlossen worden ist.

Artikel 1.

Für Rohzucker und Farin, sowie für Brod-, Hut= und Kandis-Zucker, nicht minder
für gestoßenen (gemahlenen) Brod= und Hut-Zucker soll, wenn deren Ausfuhr über die

Zollvereinsgrenze oder deren Niederlegung in eine öffentliche Niederlage erfolgt,
vom 1. September 1861 ab eine der Rübenzuckersteuer entsprechende Vergütung gewähr:
werden, insofern nicht die höhere Zoll-Vergütung für raffinirten ausländischen Zucker
eintritt:

Artikel 2.

Wer diese (Art. 1) Steuer-Vergütung oder die Zoll-Vergütung in Anspruch
nimmt, hat die gegenwärtig besonders verabredeten oder die früher bereits bezüglich der

Zoll-Vergütung vereinbarten, sowie die künftig etwa weiter zu beschließenden Bedingungen
für die Gewährung jeder dieser Vergütungen zu erfüllen.

Artikel 3.

Bei der Erhebung der Stecuer für die Bereitung von Zucker aus getrockneten (ge-
dörrten) Rüben werden vom 1. September 1860 ab auf jeden Centner getrockneter Rüben
nicht mehr fünf und ein halber, sondern nur fünf Centner rohe Rüben gerechnet.
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Artikel 4.

Vom 1. September 1861 ab beträgt bis auf weitereVereinharung der Eingange.
zoll von ausländischem Maaßstab Fur Tarar* vergütet

pder Eingangs-Abgabe. Z1. Zucker: . Centner Hr#lo-Gewic-=
« 1VckzollllngTylt Sgr. . öl.Kr. Pfunr.

a) Brod-, Hut-, Kandis,, Bruch- I## r Habe
oder Lumpen- und weißem ge- von Eichen= und anderm
stoßenem Zucker . Centner4 harten Helze.

I 10 in andern Fässern.
· 13 in Klsten.

b) Rohzucker und Farin Juen- » 7inKörbes-.
mehl)----s «1Centnct6—1030 13 in Fässern mit Dauben

ven Eichen= und anderm

harten Holze.
10 in andern Fässern.
16 in Kisten von 8 Centnern

und darüber.

13 in Kisten unter 8 Centnern
· · » . 101naußer-earopüischen

c)RohzuckcrfükmländtschcSte- « Nohkgesicchten(cms-

dereien zum Raffiniren unter sers, Cranjans).
den besonders vorzuschreibenden I! in ancern Kerben.
Bedingungen und Kontrolen. Centner½ 6 in Ballen.

2. Syropß Centner 5 22% serr.

Auftäsungen von #u welche als I
solche bei der Revision bestimmt D
erkannt werden, unterliegen dem "
vorstehend zu . u. ansertibr
ten Eingangszolle für Zucker. «

Artikel 5.

Gegenwärtige Uebereinkunft soll alsbalv zur Ratisikation der hohen contrahirenden
Theile vorgelegt werden.

So geschehen Berlin, den 25. April 1861.
Henning. v. Reichert. v. Thümmel. Errleben. v. Herzog. Nicolai.

(L S.) (I. S) (L. S.) (L. S.) (1. S8.) (I. S.)
Cramer. Hallwachs. Thon. v. Thielau. Errleben. v. Liebe.

(L. S.) (L S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) (L S.)
Henning.

(L. S.)



II. Verfügungen der Departements.
Des Finanz-Departementê.

Des Finanz-Ministeriums.

Verfügung, betreffend die Vergütuug der Steuer für ausgeführten Rübenzucker, die Besteuerung
des Zuckers aus getrockneten Rüben und die Verzollung des ausländischen Zuckers

und Syrups.

Zu Vollziehung der voranstehenden K. Verordnung vom 4. d. M., betreffend vie
Bewilligung einer Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker, die Besteuerung des
Zuckers aus getrockneten Rüben, sowie die Verzollung des auslandischen Zuckers und
Syrups, wird von dem Finanz-Ministerium verfügt, wie folgt:

I. Mit Wirkung vom 1. September 1861 ab wird bis auf anderweitige Verfügung
für Rohzucker und Farin eine Steuervergütung von

2 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. oder 4 fl. 483 kr.);
für Brod-, Hut= und Kandiszucker, sowie für gestoßenen (gemahlenen)

Brod= und Hutzucker eine solche von
3 Thlr. 10 Sgr. oder 5 fl. 50 kr.

per Centner dann gewährt, wenn ersterer in Mengen von mindestens 30 Centnern, letzterer
in Mengen von mindestens 10 Centnern über die Zollvereinsgrenze ausgeführt wirr.

Für Bruch und Lumpen zucker wird die für Robzucker und Farin bestimmte
Vergütung gewährt.

Der Ausfuhr über die Zollvereinsgrenze wird bei allen diesen Zuckerarten die Niever-
legung in eine öffentliche Niederlage mit der Wirkung vollkommen gleichgeachtet, daß ver
so niedergelegte Zucker damit die Eigenschaft einer ausländischen Waare erhält, und daher
der Niederlage, nachdem dafür Steuervergütung geleistet worden ist, zum etwaigen Ver-
brauche im Inlande nur gegen ECntrichtung der vollen tarifmäßigen Eingangsabgabe ent-
nommen werden darf.

Die Steuervergütung kommt dem Versender zu gut; ein Nachweis über den Ur-
sprung und die Versteuerung des Zuckers ist daher nicht erforderlich. Demgemäß kann
der für Brod-, Hut= und Kandiszucker, sowie für gestoßenen (gemahlenen) Brod= und Hut-
zucker bewilligte Vergütungsbetrag auch für vergleichen Fabrikate aus ausländischem Zucker
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verabreicht werden, wenn der Exportant die besonderen Bedingungen nicht erfüllt, an
welche der Empfang des ausnahmsweise höheren Vergütungssatzes für den in vereinslän-
dischen Siedereien raffinirten Colonialzucker geknüpft ist. Ebenso kann die Vergütung für
Rohzucker und Farin auch für dergleichen aus dem Auslande eingeführten Zucker gezahlt
werden.

Den Zoll= und Steuerbehörden werden die nöthigen Weisungen wegen Behandlung
der Abfertigungen des mit Anspruch auf Steuervergütung direkt ausgeführten oder in eine
öffentliche Niederlage verbrachten Zuckers ertheilt werden.

II. Schon mit Wirkung vom 1. September 1860 an werden bei der Erhebung der

Steuer für die Bereitung von Zucker aus getrockneten (gedörrten) Rüben auf
jeden Centner solcher Rüben statt bisheriger 5½, — zu vergl. §. 2. lit. b. der K. Verord-

nung vom 25. Juli 1846, Reg. BlattS. 342, — nur 5 Centner rohe Rüben gerechnet.
III. Vom 1. September 1861 ab beträgt bis auf anderweitige Festsetzung der Ein-

gangszoll von ausländischem

Maaßstab Nat dem Nan * Fur Tara wirdvergutetl vom
der Thalerfuße. 1 Centner Bruttogewicht:

1. Zucker: Verzollung. Thr.] Ser.] M. . tr. Piun.

a) Brod-, Hut-, Kandis-, Bruch- " 14 in Fässern mit Dauben
oder Lumpen= und weißem ge- von Eichen= und anderm

« harten Holze.
stoßenem Zuckker., Centnerr7 10 |U 50 10 in andern Fissern.

13 in Risten.
7 in Kerben.

p) Rohzucker und darin GZuer- zmehl) Cenner 610 30 13 in Fössern mit Dauben
I von Eichen= und anderm

harten Holze.
10 in andern Fässern.
16 in Kisten von 8 Centnern

und darüber.
13 in Kisten unter 8 Etru.
10 in außer = curopäischene) Rohzucker für inländische Sie-

dereien zum Raffiniren unter | . Rehrgesichten (Canas-
den besonders vorgeschriebenen k derv Cagn .
Bedingungen und Controlen Centner756 7 26¼/ 6 in Ballen.

2. Syru 1 Centner 15— 42½|11 Säfern.
Auflösungen von Zucker, welche als "

solche bei der Revision bestimmt
erkannt werden, unterliegen dem r
vorstehend zu 1. a. aufgeführten ·- !
Eingangszolle fur Zucker.
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Dagegen bleibt der durch Verfügung vom 19. Juni 1858 (Reg. Blatt S. 104)
veröffentlichte Steuersatz für die zur Zuckerbereitung bestimmten rohen Rüben unver-
ä#ndert.

Stuttgart den 5. Juli 1861. Sigel.

#
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11.

Regierungs-Blatt
Königreich Württemberg.

Ausgegeben Stuttgart Samstag den 17. August 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Departements. Bekanntmachung in Betref eines von dem Grafen Maxi-

milian August von Törring-Gutenzell-Jettenbach errichteten Familienfideicommisses. (Mit Beil. A. u. B.)
— Bekanntmachung, betreffend die Bestätigung eines von den Freiherrn Hans Carl, Edmund und Adolph
von Ow-Wachendorf errichteten Familienvertrags. — Verfügung, betreffend die Probewägungen des auf
den Schrannen verkauften Getreides und die Preisermittlung für dasselbe nach dem Simri-Maß.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.

A.) Des Justiz-Departements.

1. Des Justiz Minsteriums.
Bekanntmachung in Betreff eines von dem Grafen Marimilian August von Törring-Gutenzell-

Jettenbach errichteten Familienfideicommisses.

Der am 30. April 1860 verstorbene Graf Maximilian August von Törring-
Gutenzell-Jettenbach hat vurch letztwillige Verfügung vom 19. April 1860 in Bezie-
hung auf die in Württemberg gelegene Standesberrschaft Gutenzell die in dem nachstebenden
Testamentsnachtrag und dem diesem beigelegten Fideicommißstatut enthaltenen Bestimmungen
getroffen.
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Nachdem diese Verfügung zur Höchsten Bestätigung vorgelegt worden ist, und sich
bei Prüfung derselben ergeben hat, daß dieselbe nichts gegen die Verfassung und die Ge
setze des Königreichs enthält, so wird vieselbe gemäß Höchster Entschließung Seiner
Königlichen Majestät vom 9. Aug. d. J. unter Vorbehalt der Rechte Dritter biedurch

zur allgemeinen Kenntniß- und Nachachtung mit dem Anfügen veröffentlicht, daß die Bestim.
mungen in Ziffer II. 88. 1, 4 u. 7 des Statuts in Betreff der gerichtlichen Verwahrung

der Schuldbriefe und Mobilien und der gerichtlichen Genehmigung von Veräußerungen
und Veränderungen in der Substanz des Fiveicommisses — in Ermanglung einer ge—

setzlichen Verpflichtung der Gerichte zu Annahme derartiger Hinterlegungen, sowic zur
Beaufsichtigung der Fiveicommisse — der Bestimmung in Ziffer III. des Statutz

zufolge wegfallen, und daß durch die Bestätigung dieses Familienfideicommisses der Em
scheidung über die standschaftlichen Rechte der Fideicommißnachfolger nicht vorgegriffen
wird, letztere vielmehr im einzelnen Fall je nach dem Ergebniß der Erörterungen über
die persönliche standesherrliche Befähigung des Fideicommißnachfolgers vorbehalten bleibe.

Stuttgart, den 10. Aug. 1861. Wächter.

Testaments-Nachtrag
des

Grafen Maximilian August von Törring-Gutenzell-Jettenbach
4d. 19. April 1860. (Mit Beil. A. u. B.)

Wir Maximilian August Graf zu Törring und Tengling, zu Jetten-
bach, Graf zu Gutenzell 2c. der Krone Bayern erblicher Reichsrath und Standesherr
im Königreich Württemberg, Seiner Königlichen Majestät von Bayern Kämmerer, des
Königl. Hausordens vom Heiligen Georg Capitular-Großeommentbur, Ebrenritter des königl.
bayerischen Ludwigs-Ordens 2c. haben in Unserem Testamente und in einem Testamemts
nachtrage bestimmt, daß, wie überhaupt Unser gesammter Rücklaß ein Fiveicommiß werden
soll — so Unsere in Württemberg besitzende Standesberrschaft Gutenzell einen Bestand
theil dieses Unseres Fiveicommisses zu bilden habe.
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Um nun jedem Zweifel und allenfallsigen Streitigkeiten vorzubeugen, fügen Wir er-
läuternd zu diesen Bestimmungen sofort bei:

Nachdem es zweifelhaft seyn könnte, ob Unsere Stanvesherrschaft Gutenzell ein Be-
standtheil Unseres bayerischen Fideicommisses werden kann, so wollen Wir, daß diese
Unsere Standesberrschaft Gutenzell in Württemberg ein gesondertes Fideicommiß zu
bilden haben.

Wir gedenken, die Errichtung dieses Fideicommisses auch bei Unsern Lebzeiten zu
erwirken. Sollte dieses aber nicht möglich seyn, so sollen die in der Anlage bezeichneten
Bestimmungen für dieses Fideicommiß maßgebend seyn. Sollte die eine oder andere
dieser Bestimmungen mit den Württemb. Gesetzen im Widerstreite stehen, so soll vieselbe
als nicht geschrieben gelten. «

Was die Erbfolge in dieses Fiveicommiß betrifft, so gelten für dasselbe die Bestim-
mungen Unserer Testamentsbeilage dd. Winhöring, 22. September 1855 sub B. . V.
VI. VIII. X. XI. u. XII. in Bezug auf die zur Succession berufenen Personen, und
werden hieher ihrem gesammten Inhalt nach wiederholt. Was aber den Früchtegenuß
und vie Administration betrifft, so gelten auch für vieses Unser Fiveicommiß vie in Un-
serer obigen Testamentsbeflage dd. 22. September 1855 sub Lit. I0. und S. XVI. XVII.
XVIII. angefährten transitorischen Bestimmungen ihrem vollen Inhalt nach auch für das
gegenwärtige Fideicommiß Gutenzell.

Endlich wollen Wir die Bestimmung sub. Ziff. 1. Unseres Testamentsnachtrags vom
16. Mai 1857 auch hieber für den Fall wiederholt haben, als die gegenwärtige Bestim-
mung nicht zum Vollzug kommen könnte oder kommen würde, insbesonvere für den Fali,
als der Vollzug der gegenwärtigen Anordnung durch die Fideicommißerben oder Einem der-
selben selbst vereitelt würde. Indem wir im Uebrigen Unsere testamentarische Anordnung
aufrecht erhalten wissen wollen, verbieten Wir den Abzug jeder Quart, insbesondere den
Abzug einer Quart von Seite des Fideicommißerben auedrücklich.

Zur Beurkundung,
Kanzlei-Direktion des K. Justiz-Ministeriums:

Köstlin.
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Beilage A.

Fideicommiß-Statut,
betreffend die Standesherrschaft Gutenzell.

Wir Maximilien August Graf zu Törring und Tengling, zu Jetten-
bach, Graf zu Gutenzell i. 2c., der Krone Bayern erblicher Reichsrath und Standes=
herr im Königreich Württemberg, Sr. Königlichen Majestät von Bayern Kämmerer, des
Königlichen Hausordens vom Heiligen Georg Capitular-Große thur, Ehrenritter ves
königl. bapr. Ludwigs-Ordens 2c., haben Uns entschlossen, zu verfügen und bestimmen, wie folgt-

I. "

§. 1. Das durch Erkenntniß des K. Württemb. Ober-Tribunals vom 5. April 1845
unter Bestätigung des von dem K. Wurttemb. Gerichtshof für den Donau-Kreis unterm

60. April 1838 gefällten Urtheils Uns zur ausschließlichen Succession zugesprochene
Stammgut Gutenzell, im Württemb. Oberamtsbezirk Biberach gelegen, wird, da Uns als
dem zur Zeit Letzten des Mannsstammes die freie Verfügung hierüber zusteht, hiemit von
Uns als Fideicommiß erklärt.

8. 2. Als Bestandtbeil dieses Fideicommisses wird von Uns erklärt die erwähnte

Herrschaft Gutenzell in dem Umfange, in welchem Wir sie dermalen mit sämmtlichen
Zugehörungen, Gebäuden, Aeckern, Wiesen, Fischerei, Jagd und sonstigen nutzbaren over
Ehrenrechten besitzen oder hinterlassen werden, sammt allen in den Wohn= oder Wirtb-=
schaftsgebäuden vorhandenen Mobilien, Gerätbschaften, Werkzeugen, Einrichtungen, Vieh
und Fahrniß, Schiff und Geschirr.

Indem Wir eine Aufzählung der Bestandtheile dieser Unserer Herrschaft in einer
Beschreibung nebst 8 Beilagen hier anfügen und Uns vorbehalten, eine Aufzeichnung des
insgesammt zum Fidveicommiß gehörigen mobilen Vermögens jeder Art anzuordnen — er-

klären Wir, daß auch hier nicht aufgeführte Bestandtbeile Gegenstand des von Uns ge-
bildeten Fideicommisses seyn sollen.

II.

Ueber die Rechte und Verbindlichkeiten aus dem Fideicommisse bestimmen Wir
sofort:

#. 1. Der Fideicommißbesitzer ist verpflichtet:
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1) alle zum Fideicommisse gehörigen Objekte in ein ordentliches Verzeichniß zu brin-
gen und darin die beweglichen nach ihrer Beschaffenheit, Zahl, Größe, Ge-
wicht oder Werth genau zu beschreiben.

Dieses Verzeichniß vient bei jeder Besitzveränderung und bei Absonderung des
Fiveicommisses vom Allodium zur Richtschnur.

2) Ebenso ist der Fiveicommißbesitzer verpflichtet, die Schuldbriefe über die zum Fivei-
commisse gehörigen Capitalien auf den Namen des Fiveicommisses als Gläubiger
zu stellen und bei Gericht, soweit die württembergischen Gesetze dieses zulassen,
zu hinterlegen.

3) Das Fideicommißgut in gutem Stande zu erhalten und hierauf den Fleiß eines
guten Hausvaters zu verwenden.

S. 2. Die Anwärter sind berechtigt, die Einhaltung der eben bezeichneten und weiteren
Anordnungen zu überwachen und nöthigenfalls die gerichtliche Hilfe nachzusuchen.

SK. 3. Der Fideicommißbesitzer kann das Fideicommiß mit einer neuen bleibenden

Last oder Dienstbarkeit nicht belegen, ebensowenig die zum Fideicommisse gehörigen Güter
durch Tausch, Verkauf, Vergleich oder auf andere Weise veräußern.

#. 4. Zu allen Veräußerungen, deßgleichen zu allen Veränderungen an der Substanz
des Fideicommisses z. B. durch Ankauf eines Gutes aus den vorhandenen Fideicommiß-
Capitalien, durch Ablösung fruchtbringender Realrechte wird vie Zustimmung der Anwärter
bei Vermeidung ver Nichtigkeit und die Genehmigung des Gerichtes erfordert.

g. 5. Schulden dürfen auf das Fideicommiß nicht contrahirt werden, — ausgenommen
1) zum Ankaufe eines dem Fideicommisse einverleibten Gutes und zur Bestreitung

des Kaufschillings,
2) zur Bestreitung der nothwendigen Proreßkosten in Streitigkeiten, welche die Sub-

stanz des Fideicommisses betreffen und zur Erzielung gerichtlicher Vergleiche Be-
hufs veren Beendigung:
zur Abführung der in Rücksicht des Fideicommisses erlegten feindlichen Contri-
butionen und schweren Kriegslasten,

4) zur Herstellung nothwendiger Gebäude,
4) im Fakle mindestens 2 Jahre andauernder Unglücksfälle in der Oekonomie.

Auch diese dürfen erst nach vorläufier Untersuchung und nur nach Vernehmung
der Anwärter contrahirt werden.

3 —
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8. G. Mit jeder Fideicommißschuld ist gleichzeitig ein Plan zu verbinden, wie aus den
Früchten des Fideicommisses die darauf gelegten Schulden getilgt werden. Die jährlichen
Fristen dürfen nie weniger als 5 vom Hundert am Capital betragen, — so daß jere
solche Schuld in zwanzig Jahren abbezahlt ist.

Die Anwärter sind berechtigt, die Einhaltung vieser Verpflichtung zu fordern, zu
überwachen und insbesondere auch den Beweis der geschehenen Zahlung zu verlangen.

#. 7. Zeigt sich bei dem Fiveikommißbesitzer eine dem Fiveikommisse verderbliche
Wirtbschaft, so kann und soll das Fiveicommiß auf Anrufen der Interessenten in Ar-
ministration gesetzt werden.

Läßt sich aus der üblen Wirthschaft de Besitzers eine Gefahr fur die in vessen Hand.
befindlichen beweglichen Zugehsrungen des Fideicommisses befürchten, so können und sollen
ihm diese, soweit es ohne Nachtheil für den Wirthschaftsbetrieb geschehen kann, — auf
Antrag der Interessenten abgenommen, einem Familiengliede in Verwahrung überge-
ben oder nach Umständen selbst in gerichtliche Verwahrung genommen werden.

#. S. Jeder Fideicommißbesitzer ist verpflichtet, seinem Nachfolger das Fideicommiß
samt Zugehörungen ohne irgend eine aus seinem Verschulden herrührende Schmälerung
zu hinterlassen und haftet dem Nachfolger die Allodial-Masse seines Vorgängers für iede
auf das Fideicommiß sich beziehende Pflichtversäumniß oder für jede hieraus entstandene
Deterioration oder Verminderung der Substanz.

III.

Sollte die eine oder andere ver Sub. I. u. II. getroffenen Bestimmungen den würt.

tembergischen Gesetzen nicht entsprechen, — so gilt sie als nicht geschrieben — ohne daß
indessen hiedurch die fideicommissarische Bestimmung selbst alterirt oder wohl gar als auf-
gehoben zu betrachten wäre.

IV.

Successions-Ordbnung.
8. 1. Was vie Erbfolge-Ordnung in vieses Unser Fiveicommiß betrifft, so soll ste die

agnatische-linealische mit dem Vorzuge der Ersigeburt seyn.
#k. 2. Zur Nachfolge in das Fideicommiß ist erforderlich Geburt aus einer Ehe mie

einer adelig geborenen Dame und im Falle der Verbeirathung des Fideirommihbesitzers
Verehelichung mit einer adelig geborenen Dame.
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8. 3. Jeder zur Nachfolge in das Fideicommiß Berufene verliert daso Recht auf die
Nachfolge, soferne diese Bedingung nicht erfüllt ist.

Ereignet sich der Verlust einer der obigen Bedingungen nach erfolgtem Antritte des
Fideicommisses z. B. durch Verehelichung mit einer nicht adeligen Dame, so löset sich vas

Recht des bisherigen Fiveicommißbesitzers sogleich auf und dem nächsten Nachfolger wird
die Erbfolge in das Fideicommiß eröffnet.

Dieser Rechtsnachtheil tritt ausnahmsweise nur dann nicht ein, wenn verienige, wel-

cher gegen diese Bestimmung verstoßt, der Letzte im Mannsstamme ist und durch Vollzug
des obigen Rechtsnachtheiles das Fideicommiß erlöschen würde.

8. 4. Wir behalten Uns bevor, denjenigen oder diejenigen, welche zunächst zur Nach-
folge in dieses Fideicommiß berufen sein sollen, sowie die Reihenfolge der Berufung zu
bestimmen.

Sollten Wir aber von diesem Rechte einen Gebrauch nicht machen, so soll es in
dieser Beziehung bei den Bestimmungen jener letztwilligen Verfügung sein Verbleiben
haben, welche Wir seiner Zeit binterlassen werden.

#K. 5. Erst nach Abgang des zur Nachfolge in dieses Unser Fiveicommiß berufenen
successionsfähigen Mannsstammes wird die weibliche Descendenz zum Fideicommisse mit fort-
dauerndem sideicommißarischen Verbande berufen.

Jedoch bleibt es auch unter den weiblichen Abkömmlingen bei der Lineal= und Erstge-
burtsfolge mit Vorzug ihrer männlichen Nachkommenschaft dergestalt, daß bei Abgang des
Mannsstammes das Fideicommiß an die älteste Tochter des letzten Besitzers und deren
Descendenz fällt, und die Succession immer nach den Regeln der Erstgeburt auch unter
ihren weiblichen Descendenten so lange fortgeht, bis sich unter jenen Deecendenten, an
welche die Successson gelangt ist, ein männlicher Abkömmling befindet, welcher alsdann
seine Schwestern — selbst die Aelteren — von der Succeession ausschließet.

Stirbt die älteste Tochter ohne Nachkommen zu binterlassen, oder sind von ihr weder
weibliche noch männliche Descendenten vorhanden, so geht die Fideicommißfolge nach eben
diesen Regeln an die zweite Tochter des letztern Besitzers und deren Nachkommenschaft.

Nach gleichen Grunysätzen richtet sich die Fideicommißfolge der dritten und übrigen
folgenden Töchter des letzten Besitzers und ibrer Descendenten.

#§. 6. In dem K. 5 bezeichneten Falle der Berufung weiblicher Nachkommenschaft hat
jeder Fideicommißbesitzer zu seinem Geschlechtsnamen jenen eines „Grafen Törring-Jetten-



180

bach-Gutenzell“ —zu führen und die deßfalls erforderlichen Schritte und die Einholung
der allenfalls erforderlichen allerhöchsten Genehmigung sogleich nach Eröffnung der Fidei-
commißfolge zu bethätigen und zu erwirken.

K. 7. Wir bestimmen ausdrücklich, daß zwar dieses Unser Fideicommiß mit Unserm
bayerischen Fiveicommisse von Einem Fiveicommißbesitzer besessen werden könne und solle,
— nicht aber, daß dasselbe mit einem andern Fideicommisse vermischt oder vereinigt oder
von Jemand besessen werden, welcher schon ein anderes Fideicommiß besttzt.

Sollte daher Jemand in das Fideicommiß berufen werden, welcher schon ein Fivei-
commiß beslitzt, und sollte der also Berufene zwei männliche Descendenten haben, so soll
ver zweitgeborne Sohn desselben in Unser Fideirommiß berufen seyn, soferne der Erstgeborne
nicht auf die Nachfolge in das väterliche Fideicommiß verzichten und die Succession in
Unser Fiveicommiß vorziehen sollte, was ihm freisteht.

Gelangt in vieser Weise und aus solcher Veranlassung ausnahmsweise ein zweit-
geborner Sohn in das Fideicommiß, so soll es bei der Erstgeburtsfolge sein Verbleiben
haben.

8. 8. Es versteht sich von selbst, daß es Uns vorbehalten bleibt, bei der ersten Be-
rufung in dieses Fivdeicommiß auch I##nanden zu berufen, welcher ein Fiveicommiß bereits
besitzen sollte. In diesem Falle treten obige Bestimmungen erst nach dessen Ableben ein.

Zur Beurkundung,
Kanzlei-Direktion des K. Justiz-Ministeriums:

Köstlin.

Beilage B.

Auszug
aus der Testamentsbeilage d. d. Winhöring 22. September 1855.

8. Successions-Ordnung.
. v.

S. V.

Als erster Nachfolger in dieses Unser Fideicommiß berufen Wir den Herrn Mar
Grafen Törring zu Seefeld, erblichen Reichsrath der Krone Bayern und Besitzer des
Fideicommisses Seefeld.
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8g. VI.
Sollte dieser bei Unserem Ableben bereits vor Uns verstorben seyn, oder die Beru-

fung in die Succession in Unser Fideicommiß nicht annehmen wollen oder können, so beru-
fen wir für den Fall, als er

1) mit Hinterlassung von Einem männlichen Descendenten vor Uns verstorben seyn
sollte, diesen männlichen Descendenten als Unseren Fideicommißerben zur Nachfolge
in Unser Fiveicommiß.

2) Für den Fall aber, als Herr Mar Graf von Törring-Seefeld vor Uns mit Hinter-
lassung mehrerer männlichen Descendenten das Zeitliche gesegnet haben sollte, —
den zweitgebornen Sohn desselben.

3) Für den Fall aber, als Herr Mar Graf von Törring-Seefeld die Succession in
Unser Fideicommiß nicht annehmen könnte, oder wollte, — berufen Wir

a) wenn er zur Zeit Unseres Ablebens Einen männlichen Descendenten besitzen sollte,
diesen als Fiveicommißerben zur Nachfolge in das Fideicommiß:

b) wenn er aber zur Zeit Unseres Ablebens mehre männliche Descendenten besitzen
sollte, dessen zweitgeborenen Sohn als Fiveicommißerben zur Nachfolge in Unser
Fiveicommiß.

c. x.

8. VIII.
Sollte Herr Max Graf von Törring-Seefeld weder selbst noch eine männliche Des-

cendenz desselben zur Zeit Unseres Ablebens am Leben seyn, oder sollte derselbe Unser
Fiveicommiß nicht annehmen wollen oder können, und auch eine männliche Descendenz
nicht besitzen, — oder sollte der Mannsstamm aus dieser Linice erlöschen, so berufen Wir
als Nachfolger in Unser Fideicommiß den Herrn Clemens Grafen Törring-Minurci,
gegenwärtig Oberlieutenant in der K. b. Armee —nebst dessen männlicher ehelicher Nach-
kommenschaft, —letztere, wie sich von selbst verstebt, — mit dem Rechte der Erstgeburt.

Sollte Herr Clemens Graf von Täörring-Minucei, oder dessen männliche Descendenz aus
Abgang des Mannsstammes des Herrn Max Grafen von Törring-Seefeld oder aus sonst
einem Grunde in den Besitz des Fideicommisses Seefeld gelangen, so soll aus dem in
K. VII. bezeichneten Grunde, jedoch mit Vorbehalt des im F. IX. statuirten Wahlrechtes
im Falle mehrer männlichen Descendenten des Herrn Clemens Grafen von Törring-
Minucci der Zweitgeborne in Unser Fideicommiß succediren.

2
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K. X.

Nach Erlöschung des successionsfähigen Mannsstammes des Herrn Clemens Grafen
von Täörring-Minucei wird

1) Herr Max Graf Täörring-Minucei und dessen männliche Descendenz; nach deren
Erlöschung

2) Herr Constantin Graf Törring-Minucei und dessen männliche successionsfähige Des-
cendenz, — nach deren Abgang

3) Herr Joseph Graf von Törring-Minucci und vessen männliche Descendenz zur
Nachfolge in Unser Fiveicommiß als Fideicommiß-Erbe in der bezeichneten Reihen-
folge gerufen.

8. XI.

Nach Erlöschung dieses Mannesstamms und in Abgang einer suecessionsfähigen Des-
cendenz desselben berufen Wir als Fideicommißerben zur Nachfolge in Unser Fideicommiß
den Herrn Mar Grafen von Sandizell, Hauptmann ## la suite und dessen männliche
Descendenz mit dem Vorzugsrechte ver Erstgeburt.

K. ll.

Erst nach Abgang vieses gesammten, der Reihe nach berufenen successionsfähigen Manns-
stammes wird hiemit die weibliche Descendenz zum Fideicommisse mit fortvauernven fidei-
commissarischen Verbande nach den Bestimmungen des §. 90 und §. 91 der VII. Ver-

fassungsbeilage berufen.
In diesem Falle hat jever Fideicommißbesitzer zu seinem Geschlechtsnamen jenen eines

„Grafen Täörring-Jettenbach“ zu führen, und die deffalls erforverlichen Schritte und die

Einholung der allenfalls erforderlichen allerböchsten Genehmigung sogleich nach Eröffnung
der Fideicommißerbfolge zu bethätigen und zu erwirken.

Auch hat ein solcher Fideicommißnachfolger seinen Wohnsitz in Bayern zu nebmen,
wiorigenfalls er für seine Person von ver Nachfolge in vas Fiveicommiß ausgeschlossen ist.

D. Transitorische Bestimmungen.
8. XVI.
8. XVII.
8. XVIII.

(enthalten Bestimmungen über eine angeordnete Administration und eignen fich nicht zur
Veröffentlichung.)
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Die Ziffer 1. des Testamentsnachtrags vom 16. Mai 1857 enthält eine Bestimmung
für den Fall, daß das angeordnete Fideicommiß nicht zum Vollzug kommen würde, und
eignet sich gleichfalls nicht zur Veröffentlichung.

Zur Beurkundung
Kanzleidirektion des K. Justiz-Ministeriums:

Köstlin.

2 Des ECivilsenats des K. Gerichtshofs in Tübingen.

Bekanntmachung, betreffend die Bestätigung eines von den Freiherrn Hans Carl, Edmund und Adolph
von Ow-Wachendorf errichteten Familienvertrags.

Die Freiherren Hans Carl, Edmund und Adolph von Ow- Wachenvdorf, baben
unterm 31. October 1857 einen Familien-Vertrag, und unterm 18., 22. und 27. October 1859

einen Nachtrag zu demselben errichtet, wonach vie in ihrem Besitze befindlichen, in dem
Oberamte Horb gelegenen, Rittergüter Wachendorf und Bierlingen sammt Zubebörungen
und Rechten nebst einigen, in neuerer Zeit hiezu erworbenen, auf den Markungen der Ge-
meinden Wachendorf und Bierlingen gelegenen, altsteuerbaren Güterstücken, ein untheil-
bares, vorerst auf vie freiherrliche Linie v. Ow-Wachendorf beschränktes, im Mannsstamm
nach der Lincal-Erbfolge, und dem Rechte der Erstgeburt sich vererbendes Fiveicommiß bil-
den sollen, welches nach dem Erlöschen des Mannsstamms als freies Eigenthum nach der
gemeinen Erbfolge an die Verwandten des letzten Fiveicommiß-Inbabers fallen soll, wenn
nicht durch Verfügung vesselben oder vorangehende Hausgesetze etwas anderes festgesetzt
seyn sollte.

Zugleich wurde bestimmt, daß jede Veräußerung und jede Beschwerung mit Schul-
den, sei es mittelst Verpfändung ovder andern Belastungen des Fiveicommiß-Vermögens,
oder eines Tbeils desselben, wohin auch die Verpfändung der Früchte, und zwar selbst der
dem jedesmaligen Fiveicommiß--Inhaber zu Lebzeiten zukommenden Früchte, gerechnet wird,
ohne Zustimmung sämmtlicher Agnaten der Regel nach nichtig seyn soll.

Nachdem nun diesem Statut, nach vorgängiger Rücksprache mit der Königlichen Regie-
rung für den Schwarzwaldkreis, vorbehältlich der Rechte des K. Lehenraths, und ver Rechte
der einzelnen Mitglieder der freiherrlich von Ow'schen Familie, sowie der Rechte dritter
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Personen, die gerichtliche Bestätigung ertheilt worden ist, so wird solches andurch zur öffent-
lichen Kenntniß gebracht.

So beschlossen im Civil-Senat des K. Gerichtshofs für den Schwarzwalrkreis.

Tübingen den 5. Juli 1861. Schäfer.

B) Des Departements des Innern.

Des Ministeriums des Innern.

Verfügung, betreffend die Probewägungen des auf den Schrannen verkauften Getreides und die
Preigermittlung für dasselbe nach dem Simri-Maß.

Durch die Ministerial-Verfügung vom 1. November 1859, §. 7 (Reg. Blatt S. 203)
ist vorgeschrieben worden, daß im Laufe des Jahres 1. Juli 186% je am erstenMarkttage
eines Monats das mittlere Gewicht von je einem Simri (oder einem Scheffel) der auf
den Markt gebrachten verschiedenen Getreidegattungen und Qualitäten (bester, mittlerer,
geringer) erhoben, der durchschnittliche Erlös aus ver ein Simri (oder einen Scheffel) bil-
denden Gewichtsmenge jeder Gattung und Qualität berechnet und das Ergebniß bievon in
gleicher Weise öffentlich bekannt gemacht werden soll, wie die Ergebnisse des Schrannen=
verkehrs überhaupt zu veröffentlichen sind.

Die Vornahme solcher Probewägungen und Preisermittlungen nach dem Simri-
Scheffel)-Maß wird nun auch für vie Zeitdauer 1. Juli 185 16= andurch verfügt.

Die K. Oberämter und die Gemeinderäthe haben für den Vollzug dieser Verfügung.
Sorge zu tragen.

Stuttgart den 24. Juni 1861.

(oder

Für den Minister:
Geßler.

 ## ——

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Regierungs-Blatt

Königreich Württemberg.
Uusgegeben Stuttgart Samstag den 31. August 1865.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Gesetz in Betreff nachträglicher Bestimmungen zu dem Gesetz vom 19. Sen-

tember 1852 über die Steuer von Kapital-, Nenten-, Dienst= und Berufs-Einkommen.
Verfügungen der Departements. Verfügung, betreffend die Verwendung von Lebrerinnen

an Volksschulen.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.

Gesetz
in Betreff nachträglicher Bestimmungen zu dem Gesetz vom 19. September 1852 über die Steuer

von Kapital-, Renten-, Dienst= und Berufs-Einkommen.

Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Württemberg.

Nach Anbsrung Unseres Gebeimen-Ratbes und unter Zustimmung Unserer ge-
treuen Stände verordnen und verfügen Wir, wie folgt:

Artikel 1.

Den in Artikel 3, lit. c. Satz 2 und lit. d. des Gesetzes vom 19. September 1852,

betreffend die Steuer von Kapital-, Renten., Dienst= und Berufs-Einkommen bezeichneten,
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auf Gegenseitigkeit gegründeten Wittwen= und Waisenkassen und Ersparnißgesellschaften,
worunter auch die auf Gegenseitigkeit beruhenden Rentenanstalten und Kapitalistenvereine
zu rechnen sind, kann, nach dem Ermessen der Centralsteuerbebörde, von ibren Aktioziusen,
so weit sie dieselben an ihre Einleger ausbe zahlen, die Kapitalsteuer erlassen werden, wo-
gegen in diesem Falle den Einlegern die Fassion und Versteuerung obliegt.

Artikel 2.
Die Bestimmung in Art. 3, lit. h. des Einkommenssteuergesetzes wird dahin abge—

ändert:

„Frei von der Einkommenssteuer bleiben b., die einen Jabresertrag von 200 al.

nicht übersteigenden Zinse und Renten derjenigen Wittwen, Waisen und gebrech
lichen Personen, welche im Ganzen nicht mehr als 200 fl. Einkommen beziehen:
ohne Unterschied, ob dieselben bei einer Wittwen= und Waisenanstalt (Art. 3. A.c.,
betheiligt sind oder nicht."

Artikel 3. 6

Die Bestimmung in Artikel 3. B. a. des Einkommenssteuergesetzes erhält folgenden
Zusatz:

„Ebenso bleibt von der Einkommenssteuer frei: die Löhnung und Verpflegung der
militärischen Zollgrenz- und Steuerschutzwächter.“

Artikel 4.

Die bisherige Beschränkung, wornach der Bestimmung in Art. 3. A. i. des Einkom.

menssteuergesetzes nur vorübergehende Geltung und zwar je für die Dauer einer Einanz.
periode zukam, ist aufgeboben.

Artikel 5.

Dieses Gesetz tritt mit dem 1. Juli 1861 in Wirkung.

Unser Finanz-Ministerium ist mit der Vollziehung desselben beauftragt.
Gegeben Wiesbaden den 20. August 1861.

Wilhelm.
Der provisorische Chef des Finanzdepartements:

Staatsrath Sigel. Auf Befehl des Königs,
der Chef des Geheimen-Cabinets:

Maurler.
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II. Verfügungen der Departements.

Des Departemente des Kirchen= und Schulwesené.

DOes Ministeriums des Kirchen= und Schulwesens.

1. Verfügung,
betreffend die Verwendung von Lehrerinnen an Volksschulen.

Zu Vollziehung des Art. 4 des Gesetzes vom 6. November 1858, betreffend die
Abänderung einiger Bestimmungen des Volksschulgesetzes vom 29. September 1836, wird
mit böchster Genehmigung Seiner Königlichen Majestät vom 22. d. M. biemit
Nachstebendes verfügt:

8. 1.

Dieienigen Frauenspersonen, welche nach Art. 4 der Schulgesetzes-Novelle vom
b. November 1858 im Dienste der Volksschule verwendet werden wollen, haben der be-

treffenden Oberschulbehörde ihre Befähigung dazu durch Erstehung einer Prüfung nachzu-
weisen.

8. 2.

Die näheren Bestimmungen über die für die Lehramts-Candidalinnen beider Con-
fesstonen einzurichtenden Prüfungen entbält das der gegenwärtigen Ministerial-Verfügung
angebängte besondere Prüfungs-Regulativ.

8g. 3.

Die Verwendung der geprüften und für befähigt erkannten Lehramts-Candidatinnen
an den einzelnen Volksschulen erfolgt auf den Antrag, beziehungsweise mit Zustimmung
der betreffenden Gemeindebehörde, durch die betreffende Oberschulbebörde (vergl. Art. 50
des Schulgesetzes von 1836).

8. 4.

Diejenigen Lehrerinnen, welche an der Stelle von Unterlehrern verwendet werden,

sind ihren Schulabtheilungen mit eigener Verantwortlichkeit vorgesetzt, wogegen diejenigen,
welche nur an der Stelle von Lehrgehilfen verwendet werden, die ihnen anvertrauten
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Schulabtheilungen unter der Leitung und Verantwortlichkeit des Schulmeisters zu besor-
gen baben (vergl. Art. 27, Abs. 3 und 4 des Schulgesetzes von 1836).

S. 5.

Die an der Stelle von Unterlehrern over Lehrgehilfen verwendeten Lehrerinnen haben

den nämlichen Gehalt, wie diese, anzusprechen (vergl. Art. 31 und 32 des Schulgesetzes
von 1836, beziehungsweise Art. 8 und 9 des Gesetzes vom 6. November 1858).

Wenn eine Lehrerin außer der gesetzlichen Schulzeit noch Unterricht, z. B. in weib-
lichen Handarbeiten, ertheilt, so ist sse dafür besonders zu belohnen.

Wegen Bewilligung von Alterszulagen an Lehrerinnen nach mehrjähriger treuer
Dienstleistung an öffentlichen Schulen behält sich die Regierung weitere Einleitung vor.

#. 6.
Auch in Beziehung auf die Vergütung von Umzugskosten bei Versetzungen sind die

Lehrerinnen wie die Unterlebrer, beziehungsweise Lehrgebilfen zu behandeln (vergl. Art. 33
des Schulgesetzes von 1836.)

g. 7.

Obne besondere Genehmigung der Oberschulbehörde ist den Lehrerinnen nicht gestattet,
ein Gewerbe zu treiben (vergl. Art. 42 des Schulgesetzes von 1836).

Die Leitung von Industrieschulen ist hierunter nicht begriffen.

K. 8.

Hinsichtlich der beruflichen Fortbildung der Lehrerinnen wird jede der beiden Ober-
schulbehörden im Anschlusse an die Bestimmungen des Art. 46 des Schulgesetzes von 1836
das Geeignete anordnen.

8. 9.

Verfehlungen von Lebrerinnen in oder außer dem Dienste unterliegen dem gewöhn.
lichen Disciplinarverfahren.

Insbesondere steht es der Oberschulbebörde zu. Lehrerinnen die Befähigung zur An-
stellung im Schulfache auf bestimmte over unbestimmte Zeit zu entziehen (vergl. Art. 51.
Abs. 2 des Schulgesetzes von 1836.)
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8. 10.
Wenn eine Lehrerin sich verbeirathet, so erlischt ihre Fähigkeit zur Verwendung im

Volkeschuldienste von selbst.
S. 11.

Hat eine Lebrerin zu ibrer Ausbildung für diesen Beruf Staatsunterstützung erhalten,
so ist sie, falls sie vor ihrer Verwendung im Volksschuloienste, oder nach derselben,
willkührlich ihren Beruf verläßt, oder dem vaterländischen Schulrienst sich entzieht, oder
wegen Unwürdvigkeit zum Schulamt für unfähig erklärt wird (vergl. §. 9, Abs. 2), ver-
pflichtet, den Betrag der genossenen Unterstützung zu ersetzen (vergl. Art. 45, Abs. 3 des
Schulgesetzes von 1836).

Unter dem willkührlichen Verlassen des Berufes, das zum Kostenersatze verpflichtet,
ist der Fall der Verbeirathung einer Lehrerin (vergl. §. 10) nicht begriffen.

K. 12.

Lehrerinnen, welche nach gewissenhafter Verwaltung ihres Amtes durch Alter, körper-
liche Gebrechen orer länger dauernde Krankheit in unverschulveter Weise vienstuntüchtig
geworden und bedürftig sind, baben, so lange sic im ledigen Stande bleiben und unbe-
scholten leben, die Bewilligung eines jährlichen Gratials aus der Staatskasse zu

gewärtigen.
Stuttgart den 24. August 1861. Golther.

2. Regulatio,
die Prüsung der Schulstands-Candidatinnen betreffend.

8. 1.

Die Prüfung der in §. 1 der vorstehenden Ministerial-Verfügung bezeichneten Lehr-
amts-Candidatinnen evangelischer Confession wird vorerst, so lange das Privat-Seminar
zu Ludwigsburg bestebt, am Sitze desselben nach Vollenoung des ordentlichen Kurses vor-
genommen und es haben sich bei derselben auch viejenigen Jungfrauen einzusinven, welche
an einem andern Orte für den Lehrerberuf vorbereitet worden sind.

Für die am Privat-Seminar zu Gmünd und anderwärts gebildeten katholischen
Lehramts-Candidatinnen findet die Prüfung jährlich im Schullehrer-Seminar zu Gmünd,
in ver Regel im Monat Mai, statt.
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S. 2.

Die Prüfung der evangelischen Candidatinnen wird unter Leitung eines von der

evangelischen Oberschulbehörde abzuordnenden Commissärs durch zwei Mitglieder der in
Gemäßbeit der Ministerial-Verfügung vom 8. Februar 1855 bestebenden Prüfungs-Commission
für evangelische Volksschullehrer abgenommen.

Die Prüfungs-Commission für die katbolischen Lehramts-Candidatinnen besteht aus
dem von dem katholischen Kirchenrath aus seiner Mitte abgeordneten Commissär als Vor-
stand, sodann dem Rector, dem Hauptlehrer und den Oberlehrern des Schullehrer-Seminars
in Gmünd.

S. 3.

Die Zulassung zur Prüfung ist durch das zurückgelegte achtzehnte Lebensjahr bedingt.

8. 4.

Die Gesuche um Zulassung sind von den Candidatinnen vier Wochen vor dem bekannt

gemachten Prüfungstermine bei der betreffenden Oberschulbehörde durch den nach Verschie.
denheit der Confession zuständigen Bezirksschulaufseher des Wohnorts einzureichen.

Diesen Gesuchen sind anzuschließen:
1) ein Taufschein,
2) ein von dem betreffenden Lehrer eder Anstaltsvorstande ausgestelltes Zeugniß über

den Erfolg ihrer Vorbereitung für den Lehrberuf,
3) ein Zeugniß des Pfarramts,
4) ein ärztliches Zeugniß über die physische Tüchtigkeit nebst Impfschein,
5) ein obrigkeitlicher Nachweis über den Besitz eines Gemeinvegenossenschafterechts,
6) ein kurzer, selbstverfaßter Lebenslauf.

—

S
——

8. 5.

Die obligaten Prufungsgegenstände sind:
Religion, deutsche Sprachlehre, Aufsatz, Erziebungs= und Unterrichtslehre, Rechnen,

Gesang, Recht- und Schönschreiben und Weltkunde, worunter auch Geschichte begriffen ist.
Zeichnen und weibliche Handarbeiten sind facultative Prüfungsgegenstände.

« Zur Prüfung in viesen beiden Gegenständen hat die Prüfungs. Commissson nach
Erforderniß Sachverständige beizuzieben.
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g. 6.
Ueber das Maaß der Anforderungen in den einzelnen Prüfungs-Gegenständen wird

jede der beiden Oberschulbebörden besondere Verfügung erlassen.
S. 7.

Die bei der Prüfung für befäbigt erkannten Candidatinnen erhalten von dem Prüfungs-
Commissär und den Eraminatoren unterzeichnete, von dem Vorstande der betreffenden

Oberschulbehörde beglaubigte Zeugnisse, welche die Klasse der von der Candidatin bewie-
senen Befähigung angeben.

Die Stufen der Befähigung werden durch drei Klassen (Klasse I. II. III.), von wel-
chen jede wieder in zwei Unterabtbeilungen la und h) zerfällt, bezeichnet.

Die Klasse I. und II. befähigt zur Anstellung an oberen Abtheilungen von Volks-

schulen.
8. 8.

Ueber den Grad der Befähigung der einzelnen Geprüften entscheidet die Prüfungs-
Commission durch Stimmenmehrbeit.

Ueber ras Ergebniß der gesammten Prüfung erstattet der Commissär der vorgesetzten
Oberschulbehörde Vortrag unter Anschluß sämmtlicher Prüfungsakten, welche sofort, wofern
sich kein Anstand ergibt die Prüfungszeugnisse ausfertigen läßt.

8. 9.

Wenn einer geprüften Candidatin ein Befähigungszeugniß nicht ertheilt werden kann,
so ist ihr die Wiederbolung der Prüfung im folgenden Jahre für den Fall zu gestatten,
daß sie sich durch genügende Zeugnisse über ihre Fortbildung und ihr Wohlverhalten aus-
zuweisen vermag. Eine zweimalige Wieverbolung der Prüfung ist nicht gestattet.

Stuttgart den 24. August 1861. Goltper.

Hw——————

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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RegierungsBlatt

für das

Königreich Wärttemberg.
AusgegebenStuttgartFreitagden . Oktober 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Departements. Bekanntmachung, betreffend den Ernte-Verein zu Unter-

stützung armer Landleute. — Bekanntmachung, betreffend“ die Schützengesellschaft in Stuttgart. —
Bekanntmachung, betreffend die Zulassung weiterer Feuerversicher schaften zum Geschäftobetrieb
im Lande. — Bekanntmachung, betreffend die Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.
A) Des Departements des Innern.

Des Ministeriums des Innern.

à) Bekanntmachung, betreffend den Ernte-Verein zu Unterstützung armer Landleute.

Nachdem Seine Königliche Majestät vermöge höchster Entschließung vom
11. d. M. der in Stuttgart unter dem Namen „Ernte-Verein“ bestehenden Gesellschaft zu
Unterstützung armer Landleute auf den Grund der vorgelegten Statuten die Rechte einer
juristischen Person gnädigst verliehen haben, so wird dieses mit dem Anfügen öffentlich
bekannt gemacht, daß der Verein seinen Wohnsitz in Stuttgart hat.

Stuttgart den 13. September 1861. Linden.
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b) Bekanntmachung, betreffend die Schützengesellschaft in Stuttgart.

Nachdem Seine Königliche Majestät vermöge böchster Entschließung vom
11. d. M. der Schützengesellschaft in Stuttgart auf den Grund ver vorgelegten Statuten
und unter Vorbehalt der Rechte Dritter die Rechte einer juristischen Person in Gnaden
verliehen haben, so wird dieses mit dem Anfügen offentlich bekannt gemacht, daß die Ge-
sellschaft ihren rechtlichen Wohnsitz in Stuttgart hat.

Stuttgart den 13. September 1861. Linden.

O Bekanntmachung, betreffend die Zulassung weiterer Feuer-Versicherungs-Gesellschaften
zum Geschäftsbetrieb im Lande.

Nachdem von Seiten des Ministeriums insbesondere für größere gewerbliche Einrich-
tungen als Bedürfniß erkannt worden ist, die Gelegenheit zur Versicherung des beweg-
lichen Vermögens gegen Feuersgefahr zu erweitern und deßwegen durch Beschluß vom
15. Juli d. J.

1) der Berlinischen Feuerversicherungs-Anstalt,
2) der Leipziger Feuerversicherungs-Anstalt,
3) der Magdeburger Feuerversicherungs-Gesellschaft

zum Geschäftsbetrieb im Königreiche Behufs der Versicherung des beweglichen Vermögens
gegen Feuersgefahr auf den Grund des Gesetzes vom 19. Mai 1632, betreffend die poli-
zeilichen Beschränkungen der Versicherung des beweglichen Vermögens und der vießfalls
ergangenen Instruktion vom 28. Mai 1852, die Bewilligung in widverruflicher Weise
ertheilt, und hierauf

von der erstgenannten Anstalt
dem Kaufmann Carl Anselm vahier,

von der zweitgenannten Anstalt
dem Kaufmann Mohl-Elben dahier, und

von ver letztgenannten Gesellschaft
dem Kaufmann Ferdinand Garnier dahier,

mit Genehmigung des Ministeriums die Hauptagentur im Lande übertragen worden ist:
so wird dieß mit dem Anfügen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß es den genannten
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Gesellschaften auch gestattet ist, auf den Grund des Gesetzes vom 14. März 1853 Ge-
bäude zu versichern, soweit es hiernach ausnahmsweise andern Gesellschaften als der Lan-
desanstalt erlaubt ist.

Die Ueberwachung des Geschäftsbetriebs dieser Versicherungs-Gesellschaften ist wie bei
den andern zugelassenen Feuerversicherungs-Anstalten dem Regierungsrathe Schmidlin
und Assessor Klumpp, Mitglieder des Verwaltungsrathes der Gebäudeversicherungs-
anstalt, übertragen worden.

Stuttgart den 25. September 1861. Linden.

B) Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

Bekanntmachung, betreffend die Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker.

Mit Beziehung auf Ziffer I., Absatz 5 der Verfügung vom 5. Juli l. J. (Reg. Blatt
S. 170), betreffend die Vergütung der Steuer für ausgeführten Rübenzucker u. s. w.
wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Befugniß zur Abfertigung von
Zucker, für welchen bei der Ausfuhr over im Falle der Verbringung in eine öffentliche
Niederlage die Steuervergütung für Rübenzucker in Anspruch genommen wird, den Königl.
Hauptzollämtern und Nebenzollämtern I., sowie den Steuercontrolestellen bei den Rüben-
zuckerfabriken in Altshausen, Böblingen und Züttlingen verliehen worden ist.

Stuttgart den 6. September 1861. Sigel.

% m#u#su##s

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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14.

Regierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.
Ausgegeben Stuttgart Mittwoch den 6. November 1861.

Inhalt. —

Könlgliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Derartements. Bekanntmachung, betreffend die Bestellung eines Haupt-

agenten für die Gothaer Feuerversicherungsbank. — Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung einer
Aktiengesellschaft.— Bekanntmackung, betreffend die Grrichlung einer Zollabfertigungstelle bei dem
Postamte in Stuttgart. — Bekanntmachung, betreffend die nachträgliche Einlösung des älieren Staats-
rapiergeldes vom l. August 1849.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departementce.
A) Des Departements des Innern.

Des Ministeriums des Innern.

a) Bekanntmachung, betreffend die Bestellung eines Hauptagenten für die Gothaer
Feuerversicherungsbank.

Da ver Kaufmann Louis Duvernoy dahier die Führung der Hauptagentur der
Feuerversicherungsbank für Deutschland in Gotha niedergelegt hat und in Folge dieses
Nacktrittes von der genannten Versicherungsanstalt dem Kaufmann Emil Mittler da-
hier die Hauptagentur übertragen und demselben auf den Grund des Art. 11 des Gesetzes
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vom 19. Mai 1852 die Bestätigung ertheilt worden ist, so wird diese Aenderung hiemit
zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Stuttgart den 1. Oktober 1861. Linden.

b) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung einer Aktiengesellschaft.

Nachdem Seine Königliche Majestät vermöge höchster Entschließung vom
16. d. M. dem unter der Firma: „Reutlinger Aktiengesellschaft für Gasbeleuchtung ge-
gründeten Aktienvereine, welcher seinen Wohnsitz in Reutlingen hat, auf den Grund der
von ihm vorgelegten Statuten die landesherrliche Genehmigung gnädigst ertheilt haben, so
wird dieses unter dem Anfügen öffentlich bekannt gemacht, daß das Gesellschaftskapital aus
fünf und achtzig Tausend Gulden besteht und in 425 Aktien von je 200 fl. zerfällt, woelche
auf bestimmte Namen ausgestellt sind. Nach Art.8der Statuten sind die Aktien-Inhaber
nur bis zum Nominalbetrage der Aktien haftbar.

Stuttgart den 18. Oktober 1861. Linden.

8) Des Finanz-Departements.

Des Finanz-Ministeriums.

a) Bekanntmachung, betreffend die Errichtung einer Zollabfertigungsstelle bei dem Postamt
in Stuttgart.

Nachdem Seine Königliche Majestät vermöge höchster Entschließung vom
7. d. M. die Errichtung einer dem Hauptzollamte Stuttgart unmittelbar untergeordneten
und in dessen Namen functionirenden Zollabfertigungsstelle bei dem Postamte daselbst
gnädigst genehmigt haben, vurch welche sämmtliche mit der Fahrpost dort ankom=
menden, also insbesondere auch die für Stuttgartselbst bestimmten zoll—
pflichtigen Gegenstände zollamtlich behandelt werden sollen, so wird dieß mit dem
Anfügen zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß ver Tag der Eröffnung dieser in den
oberen Stock des südwestlichen Flügels des Stuttgarter Postgebäudes verlegten Abferti-
gungsstestelle durch das Hauptzollamt noch besonvers bekannt gemacht werden wird.

Stuttgart den 11. Oktober 1861. Sigel.
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b) Bekanntmachung, betreffend die nachträgliche Einlösung des älteren Staatspapiergeldes
vom 1. August 1849.

Nachdem die durch §. 2 der K. Verordnung vom 3. November 1858 (Reg.Blatt
S. 253) gestellte Frist zu Einlösung des in Gemäßheit der Gesetze vom 1. Juli 1849
und 10. Mai 1850 in Abschnitten von zwei-, zehn= und fünfunddreißig Gulden mit dem
Datum vom 1. August 1849 ausgegebenen älteren Staatspapiergeldes längst abgelaufen,
gleichwohl aber aus Billigkeitsrücksichten inzwischen die nachträgliche Umwechslung dieser
Scheine fortgesetzt worden ist, wird mit gnädigster Genehmigung Seiner Königlichen
Majestät vom 9. Oktober 1861 hiemit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die
Staatshauptkasse ermächtigt worden ist, mit der Einlösung solcher etwa weiter zur Vorlage
kommenden älteren Scheine noch bis zum 31. Dezember 1862 fortzufahren.

Stuttgart den 31. Oktober 1861. Sigel.

o# îàA íî,

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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 15.

Negierungs-Blatt#
für das

Königreich Württemberg.
usgegeben Stuttgart Freitag den 8. November 1861.

Inhalt.

Königliche Dekrete. Gesetz, bekreffend die Ferterbebung der Steuern.

Unmittelbare Königliche Dekrete.

Gese 6,
betreffend die Forterhebung der Stenern.

Wilhelm,
oon Gottes Gnaden König von Württemberg.

Da der Termin, für welchen nach §. 114 der Verfassungs-Urkunde die für die
Finanzperiode 1858—.61 verwilligten Steuern fortzuerheben sind, demnächst ablauft, die
Verabschiedung des neuen Finanzgesetzes aber noch nicht zu Stande gekommen ist, so ver-
ordnen und verfügen Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen-Rathes und unter Zu-
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stimmung Unserer getreuen Stände: daß der Zeitraum der periodischen Steuererhe-
bung bis zum 15. Dezember 1861 verlängert seyn soll.

Unser Finanz-Ministerium ist mit ver Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt.
Gegeben, Stuttgart, den 5. November 1861.

Wilhelm.
Der provisorische Chef des Departements

der Finanzen:

Sigel. AufBefehldes Königs,
der Chef des Geheimen-Cabinets:

Maucler.

-

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Regierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.
usgegeben Stuttgart Montag den 25. November 18660.

« Inhalt.

Königliche Dekrete.
Verfügungen der Devpartements. Bekanntmachung, betreffend den Abonnementspreis des Re-

ierungsblattes. — Verfügung, betreffend die Gebäudebrandschadensumlage für das Kalenderjahr 1862.
— Verfügung, betreffend die Umlage der Grund-, Gefäll-, Gebäude= und Gewerbe-Steuer auf die ersten
5½ Monate des Jahres 1861—62.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.

A.) Des Justiz-Departements.

Des Justiz-Minsteriums.

Bekanntmachung, betreffend den Abonnementspreis des Regierungsblattes.

Da der Abonnementspreis des Regierungsblattes auf das Jahr 1862 auf einen Gul-
den für das Exemplar festgesetzt worden ist, so wird solches hiemit bekannt gemacht.

Stuttgart, den 14. November 1861.
Wächter.
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B) Des Departements des Innern.

Des Ministeriums des Innern.

Verfügung, betreffend die Gebäudebrandschadensumlage für das Kalenderjahr 1862.

Im Hinblick auf den gegenwärtigen Stand der Brandversicherungskasse und pen
muthmaßlichen Anfall von Brandschäden im kommenden Jahre ist auf den Antrag des
Verwaltungsraths der Gebäudebrandversicherungsanstalt die Brandschadensumlage für das
Jahr 1862 in der Weise bestimmt worden, daß bei ven Gebäuden der dritten Klasse,
welche die Regel und die Grundlage für die Berechnung des Betrags in den höheren und

niederen Klassen bilvet (K. Verordnung vom 14. März 1853, §. 12. c.) der Beitrag von
Hundert Gulden Branvversscherungsanschlag

Vier Kreuzer
beträgt, wovon je die Hälfte spätestens bis 1. April und 1. August 1862 an die Brand-
versicherungshauptkasse einzuliefern ist.

Die Oberämter werden angewiesen, in Gemäßheit ver bestehenden Vorschriften für den
rechtzeitigen Abschluß der Katasterrevisionsgeschäfte und der Umlage in den einzelnen Ge-
meinden, sowie für den rechtzeitigen Einzug und die Ablieferung der Beiträge Sorge zu
tragen, und die zu fertigenden Umlageurkunden spätestens auf den 1. März k. J. an den
Verwaltungsrath der Brandversicherungsanstalt einzusenden.

Stuttgart, den 14. November 1861. Linden.

C) Des Finanz-Departements.

Des K. Steuer-Collegiums.

Verfügung, betreffend die Umlage der Grund-, Gefäll-, Gebäude= und Gewerbe-Steuer auf die
ersten 5½ Monate des Jahres 1861—62.

Nach der Verfügung des K. Finanz-Ministeriums vom 14. Juni 1861 (Reg. Blat-
S. 162) und dem Gesetz vom 5. November 1861 (Reg. Blatt S. 201) ist vdie in vem
ordentlichen Etat für 1858—.61 verwilligte Grund-, Gefäll-, Gebäude= und Gewerbe-
Steuer von —:. 3,000,000 fl. bis zum 15. Dezember 1861, somit auf die ersten
5½ Monate des Finanzjahres 1861—62 fortzuerheben.
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Hieran haben, für das ganze Jahr berechnet, beizutragen:
1½; das Grundeigenthum und die Gefälle,

nämlich
a) das Grundeigenttn 21140137 fl. —

b) die Gefällllll 10,863 fl. —

« —:—2,125,000fl.

«X.·.4bichbäudc...............500,000fl.—
·"«X.«dichwcrbe...............375,000fl.

—:. 3,000,000 fl. —

Hievon beträgt der Antheil auf 5½ Monate —:. 1,375,000 fl.

Mit Berücksichtigung der das Landescataster betreffenden Veränderungen, insbesondere
in Folge der periodischen Gebäude= und Gewerbe-Cataster-Ergänzung nach dem Stand
bro 1. Juli 1860, worüber die Nachweisungen den Oberämtern besonders zugegangen
sind, und nach welchen nunmehr auch der Amtskörperschafts= und Ortssteuerfuß richtig
zu stellen ist, berechnet sich

a) das Grundcataster nach dem Reinertrage af. 138,004,002 fl. 49 kr.
und

das Gefälleataster aafßß. ... ... 92,512 fl. 18 kr.

—:. 18,096,515 fl. 7kr.
demnach für beide die Staatssteuer je auf 100 fl. Reinertrag

zu —:. 11 fl. 44 kr. 320 hlr.
b) das Gebäudecataster nach dem Capitalwerth aauf 2092, 880,592 fl. —

und

die Staatssteuer je auf 1000 fl. Capitalwerth zu —:-2 fl. 27 kr. 5 34 blr.
Ja) die Catasteransätze für die Gewerbesteuer-betragen —:. 411,067 fl. 51 kr.

Zur Umlage der Steuersumme von 375,000 fl. kommendaher auf 100 fl. Cataster-
ansatz.. .. . —1: O91 fl. 13kr. 3hblr.

Nachdem bienach die„Jereehener. auf die ersten 5½ Monate von 10800.0.5% unter

die Oberamtöbezirke auf die laus ider Beilage ersichtliche Weise vertheiltworden ist, so
werden die K. Oberämter“ angewiesen,unverweilt die„Vertheilung der Steuern auf die
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einzelnen Orte c. unter Zugrundlegung des Landescatasters vorzunehmen, auch dafür zu
sorgen, daß die Unteraustheilung auf die Steuerpflichtigen nach den verschiedenen Cataster-
zweigen, je abgesondert auf das Grund-, Gefäll-, Gebäude und Gewerbe-Cataster voll-
zogen werde.

In Beziehung auf die instruktionsgeinaße Fortführung der Gebäude- und Gewerbe—

steuer-Rollen, die rechtzeitige Vornahme des Steuersatzes, die richtige Fortführung der
Oberamts-Uebersichten, übereinstimmend mit den Canzlei-Eremplaren, sowie die Be-
nützungsart des Steuer-Catasters zu der Umlage der Amtskörperschaftsanlagen, endlich

binsichtlich der rechtzeitigen Unteraustheilung, der sorgfältigen Ueberwachung des Einzugs
und der Ablieferung der Steuern, werden die K. Oberämter auf die ihnen hierüber schon
früher ertheilten Weisungen, insbesondere in der Verfügung des Stener-Collegiums vom
30. Juni 1848 (Reg. Blatt S. 301) verwiesen.

Stuttgart den 15. November 1861. Für den Director:

Autenrieth.

Genehmigt von dem Finanz-Ministerium den 21. November 1861.
Sigel.
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Vertheilung

direkten
der

Staatsstener
auf die Oberämter des Königreichs, die K. Hofdomänenkammer,

und die Staatskasse-Renten
für die ersten 53½ Monate des Etatsjahres 1861—62.

Oberänter. Grund- Gefäll-Gebäude- Gewerbe- Hauptbetrag
Steuer. Steuer. Steuer. Steuer. der Jahres- auf

steuer. 5½ Monate.

fl. fl. fl. fl. fl. fl. kr.
I. Neckarkreis.

Backnang 27,628 18 6,232 5,008 38,976764
Besigheim. 29,716 21 8,407 5,236 43,38019,882 30
Böblinggen 29,862 55 7,732 6,026| 43,07520,017 2
Brackenheim. 30,842 79 6,461 2,787 40,169 18,410 48

Cannstadt 24,281 — 8,987 6,01239,28018,00320
Eßlingen 28,501 10 7,188 9,061 44,760 20,515 —
Heilbronn 32,514 130 13,727 10,74763,118 28, 92929
Leonberg 42,006 38 9,774 4,308 56, 126 25,72 425
Ludwigsburg 38,734 13 11,848 6,.2414 8S36 26,049 50
Marbach 40,573 102 7,129 3,80451.6084

Maulbronn 28,111 — 6,145 2,834%37,000 1,099 35
Neckarsulm 39,580 — 7,990 5,259 52,82024,2131
Stuttgart, Stadt 7,287 246,413 41,542 97,24444,570 10
Stuttgart, Amt 30,317 42 7,398 3,008 40,8558,25

Vaihingen 28,887 55 6,600 3,71239,254%91 25
Waiblingen 30,660 — 6,754 3,750 41,16418,866 50
Weinsberg 28,401 — 5,452 3,069 36,922 16,0922 35

—:.517,900 565 176, 237 128, 584 52380 37733925
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Oberämter Grund= Gefäll-e Gebäude= Gewerbe- Hauptbetrag
v Steuer. Steuer. Steuer.Steuer. iis- 5% Wlri

L. Schwarzwalo= " n ) ). .
kreis.

Balingen. 28,185 — 6,454 5.575 40,21441 3½5

Cauwyo 20,520 69 7,054 65,356 33,005 15,127 17

Freudenstadt 23,462 32! 5,623442933,546 15375 15

Herrenberg 35,803 7 6,849 2,622 45,28110, 753 14

Horb 25,592 st 6%1 2824 43548 46 200 45
Nagold 22,307 36 6040 454033,01 4
Neuenbürg 14/853 250 4733 40532389 8

Nürtingen. 28,106 — 4,075 38,575 17,680 12

Oberndorf 21, 683 45,150% , 796 30, 633

Reutlingen 31,635 300 1634 548%
Rottenburg 35,953 14 8,845 4,280 100 22,04 38
Rottweil 34,573 —6,699 4,432 45,704 20,947 40

Spaichingen. 19,074 — 30002359 25,399 11,6412

Sulz 24,838 — 4,047 2,415 31,300 14,345 50

Tuttlingen. 26,574 12 4,687 4,006 365,36016,210 48

Tübingen 28,942 30 10,464 6,157 45, 602 20,900 55
Urach 27,521 — 6,10854 3 1 50

—:. %4
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Oberänter. Grund- Gefäll= Gebäude= Gewerbe= Hauptbetrag
Steuer. Steuer. Steuer. Steuer. verd htes- 5½ a

fl. fl. fl. fl. fl. fl. kr.

III. Jaxtkreis.

Aalen 20,600 1 5,177 4,028 29,806 13,661 5

Crailsheim 26,138 68 4,270 3,95434, 430 15,780 25

Ellwangen 36,342 7 6,104 5,.729 48,182 22,083 25

Gaildorf 27,145 — 3,582 2,165 33,1925,213—

Gerabronn 56,011 1 6,157 4,588 66,7570, 596 57

Gmünd 24,827 — 5,087 7,292557,206062 4

Hall 45,512 4,805 6,671 5,340328 28, 5607—

Heidenheim 34,979 — 8,880 7,632 51,49123,600

Künzelsau 40,017 — 6,220 4,.481 51,618|23,658

Mergentheim 47,616 — 6,596 4,7435%½½

Neresbeim 31,960 24 4,635 3,540 40,159 18,406 12

Oehringen — — 7,715 4806 68,52331,406 23

Schorndorf 23,440 — 32,50114,937 32

Welzbeim. 21,897 190 3,735 2,23028,052 12,857 10

— 493,386 5,006 80,742 64,066 643,290 294,841 15
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Oberaänter. Grund- Gefäll-Gebäude= Gewerbez Hauptbetrag
Steuer. Steuer. Steuer. Steuer. der Jahres auf

steuer. 5½ Monate.

al. fl. fl. fl. "ffT
IV. Donaukreis.

Biberach 54,342 12 10,101 8,744 73,199 33,549 33
Blaubeuren 30,879 3 5,293 3,8129,087 18,3272
Ebingen 50,118 — 3 5,057 63,128 28,933 140

Geißlingen 27,512 28 6,024 7,28240,846 1,
Göppingen 37,190 10 800423 2 s

Kirchheim. 34,019 1 7,546 6,039 47, 605 21, 818 537
Laupheim. 34,080 — 69114% 45,160 20,608 20

Leutkirch 30,630 — 6,006 4,219 50,554 35
Münsingen 28,471 1 4,9005 3,039 37,1067006 55
Ravensburg 48,710 40 11,5281 6,411 660,689 30,565

Riedlingen 48,861 — 10,087 4,31963,267 28,997 22
Saulgan. 49,367 — ½2402 2962 22
Tettnang 33,339 — 6,269 3,893 43,50119,937 57
Ulm . . 143385,829 — 15,678 10,143378,650 55

Waldsee 47,6027 67 8,781 4,154 60,629927,788 18
Wangen 35,012 1 5, 265 4,0244 02 20,5805

— „: 643,001 1723 OS 875, 172 ——

V. K. Hofdomänen- «
kammien 9,233 — 1,278 100 10,611 4,863 122

VI. Staatskasserenten — 4,094 — — 4,094 1,876 25

Zusammen —: 1 13 10,803 500, 000 375,000 3000,0003v5,d

Am 19. November wurden die Straferkenntnisse vom III. Quartal 1861 ausgegeben.

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
 .. —
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 17.

Negierungs-Blatt
für das

Königreich Württemberg.

Ausgegeben Stuttgart Sonntag den 15. Dezember 1861.

Inhalt.
Königliche Dekrete. Gesetz, betreffend die Forterhebung der Steuern.

Unmittelbare Königliche Dekrete.

Gesetz,
betreffend die Forterhebung der Steuern.

Wilhelm,
ovon Gottes Gnaden König von Württemberg.

Da der Termin, für welchen nach dem Gesetze vom 5. November 1861 die für die
Finanzperiode 185/61 verwilligten Steuern fortzuerheben sind, am 15. d. M. abläuft,
vdie Verabschiedung des neuen Finanggesetzes aber noch nicht zu Stande gekommen ist, so
verordnen und verfügen Wir, nach Anhörung Unseres Geheimen-Raths und unter
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Zustimmung Unserer getreuen Stände, daß der Zeitraum der provisorischen Steuer-
Erhebung bis zum 15. Januar 1862 verlängert seyn soll.

Unser Finanz-Ministerium ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt.

Gegeben, Stuttgart den 14. Dezember 1861.

Wilhelm.

Der provisorische Chef des Departements
der Finanzen:

Sigel. Auf Befehl des Königs,
der Chef des Geheimen-Cabinets:

Maueler.

 % e MI##

Gedruckt bei G. Hasselbrinke.
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» Aus,

Regierungs-Blatt
Königreich Württemberg.

Ausgegeben Stuttgart Freitag den 20. Dezember 1861.
Inhalt.

Königliche Dekrete. Keine.
Verfügungen der Derartements. Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Taxe

der Arzneimitlel. — Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Taxe der thierärztlichen
Arzneimittel.

I. Unmittelbare Königliche Dekrete.
Keine.

II. Verfügungen der Departements.
Des Departements des Innern.

Des Medicinal-Collegiums.
a) Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Tare der Arzneimittel.

(Mit einer Beilage.)

In Folge der neuestens vollzogenen Nevisson der Arzneitare wird Folgendes ver-
fügt: . .

1) Für die in der Beilage bezeichneten Arzneistoffe, Arbeiten und Gefässe gelten bis
zur nächstkünftigen Tare-Abänderung die beigefügten Preisbestimmungen.

2) Für alle andern Artikel gelten die Bestimmungen der Arzneitare vom 27. Oktober
1847

3) Die abgeänderten Bestimmungen treten mit dem 1. Januar 1862 in Wirk-
samkeit.

Suttgart den 13. December 1861. Geßler.

Anmerkung. Für den Bedarf der Apotheker sind von gegenwärtigen Verfügungen mehr
Abdrucke als gewöhnlich gemacht worden und kam das Eremplar um den Preis von sechs Kreuzern
bei der Expedition des Regierungsblatts abgelangt werden.
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Beilage.

Medicinal-Gewicbt. —
— — —

1 Psund. 1 Unze. 1 Drachme. Scrupel. 1 Gran

l. kr. si. kr. #. kr. nl kr. #l. kr.

Acidum sulphuricum anglicum venale — 12 2 — — —

— tannien — — 48— 8 — —

— tartaricum eryst. — — 15— 2 — —

— — subt. pulv.. — — 18— 3 —

Agaricus albus coneis. — — 8 — — —

— — subt. pulv. — — 20— 3 —

Ambnra . — — — 2 40 — 9

Ammonium enloratum Dracharalum. 1 12— 8 — — —

Amygdalae cxcorticalae — — 6 — -- —

Auqua Chamomillae — 2 Unz. 3 — —

— Melissase — 2 Unrz. 3 — —

— Opii.. ... ... — 1 Unz. 21 4 — —

— Rosauum . ... — 2 Unz. 3 — — I

— Sambuci — 2 Unz. 3 — — —

— Tiliie — 1 Unz. 2 — — —

Balsamum Copaivae. . . .. — — 141 — 2 — —

— Nuecistae. . .. .... — — — 6 —

Bismuthum subnitric. Ornecih.) — — — 2 10 3 Gr. 2

Camphora integra — — 14 — 2 — —

— pulv. . — — 16 — 3 — —

Capila Papaveris conc. et gross.nod. pulv. — 30— 3 — — —

Cardamomum minus gross. moid. pulv. — — 42— 6 — —

— — Subt. pulv. — — 54— 8 —

Castoreum moscoril. vel bavar. subt. pulv. — — — 6 30 1Gr. 2.
Cera alba — — 102—Dr. 3 — *

— citrina — — 8 1Dr. 1 — —

Ceratum simplen. — — 10 2 Dr. 3 — —

Chlorosormum p. sp. wado x 1-14% — — 24 1r. 4 —
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Medicinal-Gewicht.
——

1 Plund. 1 Unze. 1 Drachme. 1 Scrapel. Gran.

si. kr. si. kr. sl. kr. # Kkr. kr.
Cinchonium sulphuriim — — —30— 12 —

Coceionella subt. pulv. .... — — 244 4 — —

Collodium. . .. . — — 16— 3 — —

„Corles Chinac griscus gross. mod. palr. — — 21— 4 — —

— — — Suht. pulv. . — — 32— 5 — —

— — rregius gross. mod. pulw. 5 — — 32— 5 — —

— — — subt. pulv.. . — — 40— 6 — —

— — ruber gross. mod. pulv. — — 48— 8 — —

— — Saubt. Dulv — 1 — — 10 — —

— Ceinnamomi ceylon. gross. mod. pulw. — — 188— 3 —

— — — Supht. pulv. — — 24 4 — —

Crocus integer ... — — — 32- 12 —

— Subt. pulv. ..... — — — 45— 18 —

Cubebae Ssubt. Dbull. . — — 18— 3 — —

claeosaccharum Menthae piper. . .. — — 24— 4 — —

— Vanillae .. .. — — — 8 — —

Enplastrum adhacsinm – 50— 5 — — —

— aromaticum. ... . — —18— 3 — —

Cantharidum. 2 211— 16— 3 — —

— — berbet. (Janini) — — 30 — 5 — —

— citrinuum... . .. — — 8—— 1 — —

— Galbani crocaltum . — — 32— 5 — —

— IIdrargyri .....l 18— 12 — — —

— Matris .. .... 1 6— 7 — — —

— Minii .. ......1 6— 7 — — —

— opiatum . — — 45— 7 — —

— oxyeroceum .... — —24— 4 — —

— saponatum. . ... — — 8 — — —

bmulsio Auygdularum . ... — 15 — — — —

Erlraclum Chinac (spirit.) .- — — — 2141 10 —

— Leiquiriline — — 22— 4 — —



216

Medicinal-Gewicht.

1 Psund. 1 Unze. 1 Drachme. Scrrupel. 1 Eran.

#l kr. fl. kr. n kr. fl. kr. 8 kKr.
Extractum Liquiritiae liquidum —- —18— 3 — —

— —— — — 36— 6 — —

—. 000 ......— — — 48— 20 2gr. 3

— HRatanhllen — — —15— 6 —

— Secalis cornuti.. .. .. — — — 30— 12 —

— Senegae.. .... — — — 18— 7 —

Ferrum jodatum ex tempore parandum — 2 12— 2s 6-20 gr. 121-5 gr. 1
Flores Chamomillac (vulgaris) integr. — 36— 4 — — —

— — — Conc. et gross.

mod. pulv. — 4 5 — — —

— — — Subt. pulv. — — 10 — 2 — —

— amüt albi inter. — — 12 — — —

— — — concees. — — 15 — — —

— Raosarum rubrarum lutegr. . .. — — 16 — — —

— — — cone. — — 20 — — —

— Samhuci integr. . . — 32 — 4 — —

— — conc. el gross. mod. pulbv.— 42 — 5 — —

— Tiliae intter. 40— 4 — — —

— — coen— 50— 5 — — —

Folia Aurantiorum integra — 36 — 4 — — —

— — concies — 45— 5 — — —

— — subt. pulb. — — 10 — 2 — —

— Sennae alexandr. integr.. ... — — 10 — — —

— — — onc. et gross. mod. pulv. — — 12 — — —

— — —suht. pulv.. — — 16— 3 — —

Glycerinum album purum — — 16— 3 — —

Gummi Elen — — 8— 1 — —

— Guttae subt. pulll. — — 18— 3 — —

— Mastichis intrger. — — 18— 8 — —

— — subt. pulll. — 1 — — 10 — —

— Tragacanthac integr.. . .. — — 16 — 3 — —

— — subt. paulr. — — 24 — 4 —
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Medicinal-Gewicht.

1 Plund. 1 Unze. iDrachme. 1 Serupel. 1 Gran.

n. kr. si. kr. fl. kr. si. kr. n kr.
Herba Capillorum Veneris integr. — 36— 4 — — —

— — — concis. .. — 45— 5 — — —

— Centaurei min. inter. — 36— 4 — — —

— — — Conc. et gross. mod.

pull.— 45— 5 — — —

— — —subt. pulv.. . .. — — 8— 2 — —

— Melissac inter.— 451 — 5 — — —

— — „conc. et gross. mod. paly. — 6 — — —

Salviasc integr. — 45— 5 — — —

— — conc. et gross. mod. pulv. — 654— — — —

Insusum Sennae compositum . . — — 8 — — —

John — — —12— 53 Gr. 1

Kali nitricum depurat. suht. pullv.1 20— 10— 2 — —

— — venale gross. mod. pulv.. — 32— 4 — — —

— tartaricum subt. pulv. . .. — — 18 — 3 — —

kalkum joaum — 1! — — 10— 4 —

Lehen islandicus cnoo. 21— 3# — — —

aeis gross. mod. pul. . — —l6—- 3 — —

— nbht. bu. . . — — 20 — 4 — —

Magnesia Ssulphurica depurata ...— 36— 4 — — —

Manna ealabrina. . . .. .. — — 10— 2 — —

— Cannellala seu electa — — 18— 3 — —

Morphium ... . — — — — 1 Gr. 4

— acetiemm . — — — — — 4

— hydrochlorin — — — — 4

Olenm acthereum Cittft. — — — 8 — —

— — Juniperi e haccis venale

pro usu exlerno — — 144(X 2 — —

— — Lavendula ... — — 24— 4 — —

— — Menthae piperilse. — — 54— 244 rp 1

— — DPetrae venale album. — — 10— 2 — —

— — Rosan — — — 1 20| 1 Trpf. 4
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Medicinal-Gewicht.
———

1 blund. 1 Unze. 1 Drachme.1 Scrupel. 1 Gran

g. kr. 9. kr. kr. #r r kr. •l —
Oleum aectlhercum Spicac verum — — 16— 3 — —

— — Terebinthinac rectilic. — — 10 — — —

— — — venae — 361 4 — — —

— Crotonis .... — — — 8 — 38 Treet

— Jecoris Asell 30 — 3 — — —

— Lauri — 54— 6 — —

— Jueis noschatac expressm. — 24 4 — —

— Olivarum provinciale. — 6 — — —

Opium smyrnacum subt. plill. — — — 20— 9 36Gr. 2

Pastilli c Santonino Stulck 1 kr. — — — — —

blumbum jodatum « . — — — 18— 8 —

Pulvis Doweri ... . . . — — — 6— 3 —

Radix Allhacac conc. ei,gross. nod. purr. — 36 4 — — —
— — subt. pulv. — — 81— 1 — —

— Caincao conc. et gross. nod. pulv. 4 — — 271 5 — —

— — Saubht. pullv. — — 40% 7 — —

— lhpecacuanhac gross. mod. pilv. . — — 45— 8 — 4 —

— — subt. pull. — — 5444 10 — 5 —

— Ialappac subt. pulv. — — 30 5 5 – —

— Uiquiritiae conc. et gross. mod. pulv — 36 — 4 — —

— — Saubt. pulv. — — 82Lhr. 3 — —

— HRatanhiae conc. et gross. nod. pulv. 4 12 UDr. 2 —

— — subt. puEr. — — 16— 3 — —

— Lhei moscovit. conc. et gross. mod.p. — — 58 — 9 — —

— — — subt. pullv. — 1 12— 10 —

— — Sinens. Conc.ctgross.niod.pulv.—— 42— 7 — —

— — — Subt. pullv. — — 48 — 8 — —

— Salep gross. mod. pulb. — — 18— 3 — —

— — saubt. pull. — — 22— 4 — —

— Sassaparillae Honduras conc. 3 — — 18 — — —

— — Lisbonensis conc. 4 20— 24 — — —
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Medicinal-Gewicht.
——

1 Pfund. 1 Unze. 1Drachme. 1 Scrupel. 1 Gran.

— si. kr. sl. kr. sl. kr. si. kr. il. kr.
Radix Senegae conc. el gross. mod. puly. — —18— 3 — —-

-— —sublpulw. . —- —22— 4 — —

— Serpentariae conc. el gross. moa. # — — 16 3 — —

— — subt. pulv. — — 22— 4 — —

Hesina Jalappac — — — — 20 r. 3

Saccharum Lactis subt. halr. — — 812br. 3 — —

Sanloninum. — — 1 Dr. 36— 15 Gr. 1
Sapo domeslicus palr. — — 6 — — —

— hispanicus alb. rasus — — 6 — — —

— — — Subt. pulv. — — 8 2Ur. 3 — —

— jalappins — — 1Dr. 30 — 12 —

terebinthinatus — — 8 — — —

Nammonium halepense zupt. pulv. — — — 24— 10 —

Secale cornutum gross. moid. pulv.. — — 18— 3 — —

— — subt. pulv. — — 2443 4 — —

Semen Anisi siellati niesr. — — 5 — — —

— Lini integr. — 122 Uxz. 3 — — —

— — Contus. et gross. nod. bulv. — 20| Unz. 2 — — —

— Lycopodii. .. . . . — — 12 2 — —

— Sinahis (nuigrac) grose.l mod. pulv. — 24 3 — — —
hevum .. — 32— 4 — — —

Secies ar omalicne# ........ — — 6 — — —

— cephalicae (pro epithemate) — 45— 5 — — —

—-cmollicnlesatlcataplasma. — 45— 5 — — —

— — ad enema — 45— 5 — — —

— — al gargarisman. — — 5 — — —

— pPeccorales (simplices) — 505|— 5 — — —

— — cum fructibus. — 50— 5 — — —

FSliritus Cochlcariac 1 12— 8 — —

— Formicarnuunn 1 124 8 — — —

— Juniprer H — 54— 6 — — —
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Medicinal-Gewicht. —
— —

1 Plund. 1 Unze. 1Drachme. 1Serupel. 1 Gran.

fl. kr. #l. kr. #. kr. n kr. n. F
Spirilus Lavendulee . — 54— 6 — — —

— Rauoris marini. . .. — 544— 6 — — —

— Seryylli. * — 544 6 — — —

— vini camphoratus .. — 54 6 — — —

— — Sahonatus .. — 488— 5 — — —

— — — camphoratus — 54— 6 — — —

— vulnerarllss — 544 6 — —

Storax liquidus . — — 8 — — —

Snceus Liquiritine depurat. — — 1881— 3 — —

— — — pulv. — — 244 4 — —

Sulphur jodatum — — 18 — 8 — —

Syrupus Allhaase — 48— 6 — — —

— Aurantiorum (cort.) — — 8 — — —

— Capillorum Veneris. — — 6 — — —

— Chamonmillae .. — — 6 — — —

— Cinnamomi — — 8 — — —

Flrerkaraa — — 7 — — —

Foeniclll — — 7 — — —

— Mororum — — 8 — — —

— Ilôrtillorum — — 6 — — —

— opiatus.. . . .. . — — 8 — — —

— HRhel . — — 9 — — —

— Ruhbi idee. — 5444 6 — — —

 .——— . — — 7 — — —

— Sennae mannatts . — — 9 — — —

Tariarus ammoniacalis — — 24— 4 — —

— borakaus. — — 20 3 — —

— Jcpukulusgross.nsocl.pulv. 20— 8 — — —

— — subt. pulv. 40— 10 ½ Dr. 3 —.
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Medieinal-Gewicht
–

1 Pfund. 1 Unze. 1 Drachme. Serupel. 1 CGran.

sl. kr. fl. kr. #n kr. fl. kr. sl. kr.
Tartarus (crratus gross. mod. pulv. 48— 12— 2 — —

— — saubt. pul. — — 14— 3 — —

— nalronatus gross. mod. pulv. — — 12— 2 — —

— — subt. pulv. — — 16— 3 — —

erebinthina venega — 45— 5 — — —

Tinctura Cantharidum (spirit.). 12— 8 2Dr. 3 — —

— Castorei moscovit.. . .. — — rl Dr. 4. 30 —

— Cdhinae (simplex). . .. — — 16— 3 — —

— — Composita 2 — — 12 — 2 — —

— Jodi.. .. .... — — 241— 4 — —

—0pii(simplex)..... — —36— 6— 3 —

— — Ccrocataa — 1 1— 12— 5 —

— Vanilace.. .. . .. — 2 — — 20 — 9 —

Trochisci Ipecacuanhae — — 20— 3 — —

Unguentum hasilicum. — —I 6 — — —

— digestivnm. . . .. — — 9 — — —

— Elemi 12— 8 — — —

— Hydrargyri 40 — 10— 2 — —

— labiale flarum — — 10 — — —

— nerrim . — — 14 — 2 — —

— Besinaokini..... — 54— 6 — — —

— Simplex. — — 8 · — —

—- storacis...... — — 12 — — —

Vamlla .... — — 1 — — 24 2 6r. 3

Teralrin — — — — 301 Gr. 2
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Taxe der (Neceptur-) Arbeiten.

Mit Rücksicht auf den gestiegenen Preis des Semen Lycopodli wird Folgendes be-
stimmt:

Für die Bereitung von Pillen, nemlich die Mengung und Formation derselben,
mit Einschluß der Bestreuung mit einem Pulver, dessen Tarpreis nicht bö
ber als 1 Kreuzer für die Drachme steht, und mit Einschluß ver Ausfer-
tigung und Signirung wirr berechnet:

bis auf 30 Millen 4 kr.

über 30 Pillen bis zu 120 *für je wei-
tere 30 Pllen .. 2kr.

lkr.über 120 Pillen für je weitere zo Pillen

Wenn zur Bestrenung ein Pulver von böherem Werth verordnet wird, so wird die
erfordert gewesene Menge vesselben besonders berechnet.

Taxe der Gefässe:

 kr.

über8„„12„. fbböfkr.
„ 12 „ „ 24 „ . . Okr.

Für Gewichtsmengen über 12 Unzen snd harte Oläser entweder von der gewöhn-
lichen Bouteillenform oder sogenannte Pfundgläser zu verwenden.

Weiße Gläser bis zu 12 Unzen, wenn sie verlangt werden, werden um die Hälfte

Grüne Gläser sammt Kork und Tektur

bis zu 8 Unzen .

höher berechnet.
Wenn bei Arzneilieferungen auf Rechnung öffentlicher Kassen an öffentliche Anstalten

oder für Epidemieen Gläser oder Töpse gereinigt zurückgegeben werden, so sind an dem
Betrag der Rechnung abzuziehen:
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für grüne Gläser
bis zu 8 Ungen E kr.

über 8 ,„ „ 12 „ SRibkr.

11 12 1 1 24 1 " " · « " "% 4 6 kr.

für thönerne Töpfe
bis zu 2 Unzen. . .lkr.

über2 „ „ 8 „ RlFrn.

„ 8 „ „ 24 „ äkäöbkfr.

5) Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Tare der thierärztlichen Arzneimittel.
(Mit einer Veilage.)

In Folge der neuestens vollzogenen Revision der Tare der thicrärztlichen Arzneimittel
wird verfügt:

1) Für dic in der Beilage verzeichneten Arzneistoffe und Gefässe gelten bis zur nächst-
künftigen Tarc-Abänderung die beigefügten Preisbestimmungen.

2) Für alle übrigen Artikel gelten die Bestimmungen der Tare vom 26. August
1848.

3) Die abgeänderten Preisbestimmungen treten mit dem 1. Januar 1862 in Wirk-
samkeit.

Stuttgart den 13. December 1861. Geßler.
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Beilage.

Medicinal-Gewicht.

1 Plund. 1 Upze. 1 Drachme.

#.h kr.. #r. 1.KF=

Acidum sulphuricum angliem 10— 2 —
Alcohol germannss— 24— 3 —

Aloc lucida pllrl. — — 4 —

Alumen crudum venale pulv.. .. . . . — 15 2Un-. 3 —

Balsamum Copaivæ.m ..... — 1 Unz. 10 —

Camphora pulv.. . .. ..... — — 12 —

Cortex Chinae gris. Uuanueo duiv. —. — — 20 —

— — — —subt.pulv...... — — 30 — 4

Emplasltrumaree ..... — — 18— 3

Flores Chamomillac vulg. intter. 271— 3 —
— — — bulv. . — 566— 4 —

— Samhucl iulegr. ci conen. 27— 3 —
— liliae. . .. .......... . -—- — 4 —

Herba Belladonnac integr. . . — 2 —

— — conc. ei pulv. . — — 3 —

— Malvac inteee... . .. — 1— 2 —

— — (Conc. ct baulrr. — — 3 —

— Menthae Piper. inter. — W — 4 —I

— — — Conc. el bli. — — 5 —

— Salviae intee. — — 4 —

— — conc. ct pulv..wm — — 25 —

Hydrargyrum bichlorat. corrosiv. pul. . .. — — 14 3
John .) — 1 — 10
Kali nitricum ralfinatum venale pulr. — 32 — 4 —

Kalium jodaunrrrrnr — 48 — 8
Kreosorrmrrmrrr — — 24 — 4

Mel crudum.. ... — 24 — 3 . —
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Medicinal-Gewicht.

1 Plund. 1 Unze. Drachmc.

n. kr sl. r. kr.
Oleum Petrae alhum et rubrum .. . — — 8 —

— lerechinthinae venale . — — 3 —

— Lauri. ... . . . — 54 — 6 —

— Rieinn . .. —- — 5 —

Opium hulveratum « -- — 20

Radix Althææ conc. et bulr. — — 3 —

— I-pcacusnhae subt. pulv. — — 10

— Jalappac Subt. pulv. . . — — 5

— HLiduiriliac conc. et pulb. — — 3 —

— LKhei sinensis subl. pulv. .. .. — — 8

Roch Juniperi . — 30 3 —

Saccharum Lactis pulv. . . .. — — 6 —

Sapo viridis — 16— 2 –
Secalc corunlum Sapt. als. . . — — 20 —

Semen Anisi pulv. gross.. — — 3 —

— Carvi — — — 3 —

— Foeniculi — — . — — 3 —

— LHocnugraeci — — . — löLUnzs —

«l,«ini —— .. —- 181Ullz.2 —-

— — express.— — .. .. — —- 1 —

— Petrosclini — . — — 3 —

— lhellandrii — — — 3 —

— Sinapis — — . ... .. — 24 3 —

Spiritus viui Camphoratus — 50— 5 —

— rectisicatus — — 2 —

Tartarus depuratus Pbulr. . — — 8 —

— enmeticus venalis pulu. .. — — 12 2

Terebinthina vencta .... — — 3 —

Tiuctura Alos. — — 5 —

— Arnicac radic. — 454— 5 —
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Medleinal-Gewicht
——

1 Plund. 1 Unze. 1 Drachme.

si. kr #11. k# .
Tinctura hlorrheoeee — — 10 —

— Opii simpllex.. - — — 36 — 6

— Veratri allllll. — — 5 —

Unguentum basiliin — — 5 —

— (digestn 1 4 — 8 —

— Hydrargyri einereum. . 11 2— 9 —

Taxe der Gefässe:
Für ein grünes Glas sammt Kork und Tektur

bis zu 8 Unzen. RBEikr.

über s „12.......Bkr.
!12 „ „ 23 pPebkr.

WA

Gedruckt bei G. Hasselbrink.
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Register
über

das Regierunge-Blatt für das Königreich Württemberg
vom Jahr 186 1.

J.

hronologisches Verzeichniß der im Jahrgang 1861 des Regierungs-Blattes
enthaltenen Gesetze, Verordnungen und Bekanntmachungen.

December 1860.
Justiz-Ministerium. Verfügung, betreffend die Ehestreitigkeiten zwischen Evangelischen
und die Gesuche Geschiedener um Gestattung der Wiederverheirathung. 1.

Januar 1861.
 Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Waaren-Controle im Binnen=

lande. 12.
. Justiz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Anwendbarkeit des Artikels 421 des

Strafgesetzbuchs auf die Fälle des Art. 4. des Gesetzes vom 23. Juni 1853. über die Beseitigung
der bei Liegenschaftsveräußerungen vorkommenden Mißbräuche. 2.
 Ministerien der auswärtigen AngelegenheitenundderFinankzen. Be-

kanntmachung in Betreff eines mit der Grohherzoglich Badischen Regierung abgeschlossenen Staats-
vertrags über den Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Mühlacker. 3.

. Ministerien des Innern und der Finanzen. Bekanntmachung in Betreff der Olden=
burgischen Gewerbezeugnisse. 16.

Februar.
. Finanz-Ministerium. Verfügung, betreffend die Errichtung eines Grenzacciseamts in

Nassau, Cameralamts Creglingen. 20.
. Justiz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Vollzlehung des Artikels 21 des mit

der Großherzoglich Badischen Regierung am 6. November 1860. abgeschlossenen Staatsvertrags
über den Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Mühlacker. 15.

— Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Aufnahme eines Staatsanlehens

17.
von 7,000,000 fl. 17.

Königliche Verordnung, betreffend die Aufhebung der Durchgangsabgaben und der ihre
Stelle vertretenden Ausfuhrzölle. 24.
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23.
24.

·##

14.
21.
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. Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Ermäßigung der Rheinschifffahrts-
Abgaben. 25.
Ebend. Verfügung, betreffend die Ertrapost= und Estafeltentare pro 186½/63. 27.
Königliche Verordnung, betreffend bie Abänderung einiger Bestimmungen der zur Voll-
ziehung des Bundes-Beschlusses vom 6. Juli 1854 über die Verhinderung des Mißbrauchs der
Presse crlassenen Königlichen Verordnung vom 7. Januar 1856. 21.

März.
Gesed, betreffend die Rekrutenaushebung für die Jahre 1861, 1862 u. 1863 und einige weitere
Bestimmungen über die Kriegedienstpflicht. 29.
Geset, betreffend einige Bestimmungen über die Slirertretung im Kriegsdienste. 31.
Oberrekrutirungsrath. Verfügung, betreffend die Abänderung der Instruction zu Voll-
ziehung des Gesetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienste. 34.
Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Waarencontrole im Binnenlande. 38.
Königliche Verordnung, betreffend die Aufhebung des Eingangezolls auf rohes Zinn. 37.

April.
. Gesetz, betreffend die Erhöhung der Pensionen der Hinterbliebenen von Lehrern der Kategerie

des Art. 16 des Gesetzes vom 6. Juli 1842. 35.

Mai.
. Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, die bestehenden Zollstellen betreffend. 39.

Juni.
. Ministerium des Innern. Bekanntmachung, betreffend die Union-Assecuranz-Societät in

London. 73.

. Ministerium des Kirchen= und Schulwesens. Verfügung, betreffend die Bekannt=
machung neuer Statuten für die Königliche Thierarzneischule in Sutgart. 74.

. Finanz-Ministerium. Bekannmachung, die Erweiterung der Comxetenz des Nebengoll=
amts I. zu Gmünd betreffend. 164.

Ebendasselbe. Verfügung, beireffend die Posttransport-Ordnung für den Verkehr im Inlande
und mit den Ländern des deutschen Postvereins. 85.
Ebend. Verfügung, betreffend die Steuerhebung vom 1. Juli 1861 an. 162.
Königliche Verordnung, betreffend den Wiederzusammentrin der vertagten Ständever=
sammlung. 163.
Ministerium des Innern. Verfügung, betreffend die Probewägungen des auf den
Schrannen verkauften Getreides und die Preisermi#tlung für dasselbe nach dem Simri. Maß. 184.

Juli.
. Königliche Verordnung, betreffend die Bewilligung einer Steuervergluiung für ausgefuhr-

ten Rubenzucker, die Besteurung des Zuckers aus getrockneten Rüben, sewie die Verzollung des
auslandischen Zuckers und Syrups. 165.
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Finanz-Ministerium. Verfugung, betreffend die Vergutung der Steuer fur ausgefuhrten
Rubenzucker, die Besteurung des Zuckers aus getrockneten Ruben und die Verjollung des aus-
landischen Zuckers und Syrups. 170.
Civilsenat des K. Gerichtshofs in Tübingen. Bekanntmachung, betreffend die
Bestätigung eines von den Freiherrn Hans Carl, Edmund und Adolph v. Ow-Wachendorf er-
richteten Familienvertrags. 183. ·

August.
.Justiz-Ministerium. Bekanntmachung in Betreff eines von dem Grafen Maximilian

August v. Törring-Gutenzell-Jeltenbach errichteten Familienfideicommisses. 173.
Gesesz in Betreff nachträglicher Bestimmungen zu dem Gesetz vom 19. September 1852 über
die Steuer von Kapital-, Renten-, Dienst= und Berufs-Einkommen. 185.
Ministerium des Rirchen, und Schulwesens. Verfügung, betreffend die Verwendung
ron Lehrerinnen an Volkaschulen. 187.

· September.

.Finanz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend die Steuervergutung fur ausgefuhrten
Rubenzucker. 195.

. Ministerium des Innern. Bekanntmachung, beireffend den Ernte-Verein zu Unterstützung
armer Landleute. 193.

Ebend. Bekanntmachung, betreffend die Schützengesellschaft in Stuktgart. 194.
. Ebend. Bekanntmachung, betreffend die Zulassung weiterer Feuer-Verücherungs-Gesellschaften

zum Geschäflsbetrieb im Lande. 194.
Oktober.

. Ministerium des Innern. Bekanmtmachung, betreffend die Bestellung eines Hauptagenten
für die Goihaer Feucr-Versicherungsbank. 197.

. Finanz-Ministerium. Bekannmachung, betreffend die Errichtung einer Zollabfertigungs-
stelle bei dem Postamte in Stuttgart. 198.

. Ministerium des Innern. Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung einer Aktien-
Gesellschaft („Reulinger Alkuengesellschaft für Gasbeleuchtung“). 198.

. Finanz-Ministerium. Bekauntmachung, betreffend die nachträgliche Einlösung des älteren
Staatspapiergeldes vom 1. August 1849. 199.

November.

Geset, betreffend die Forterhebung der Steuern. 201.
. Justiz-Ministerium. Bekanntmachung, betreffend den Abonnementspreis des Regierungs-

blattes. 203.

Ministerium des Innern. Verfügung, betreffend die Gebäudebrandschadens-Umlage für
das Kalenderjahr 1862. 204.

. Steuer-Collegium. Verfügung, betreffend die Umlage der Grund-, Gefäll-, Gebäude-
und Gewerbe-Steuer auf die ersten 5½ Monate des Jahres 1861—62. 204.
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December.
13. Medicinal-Collegium. a) Bekanntmachung, einige Abänderungen der Tare der Arznei-

mittel betreffend. 213. b) Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Tare der thier-
ärztlichen Arzneimittel. 223.

14. Geset, betreffend die Forterhebung der Steuern. 211.

II.

Alphabetisches Sachregister.
A.

Abgaben. K. Verordnung, betreffend die Aufhebung der Durchgangsabgaben und der ihre Stelle
vertretenden Ausfuhrzolle. 24. Bekanntmachung, betreffend die Ermaäßigung der Rhein—
schifffahris-Abgaben. 25.

Acecise-Aemter. Verfügung, betreffend die Errichtung eines Grenzacciseamts in Nassau, Cameral=
amts Creglingen. 20.

Aetien-Gesellschaft. Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der „Reutlinger Actien-Ge-
sellschaft für Gasbeleuchtung.“ 198.

Arznueimittel. Bekanntmachung, betreffend einige Abänderungen der Tare der Akrzneimittel. 213.
desgleichen der thierärztlichen Arzneimittel. 223.

E.
Ehesachen. Verfügung, betreffend die Ehestreitigkeiten zwischen Evangelischen und die Gesuche Ge-

schiedener um Gestattung der Wiederverheirathung. 1. ,

Eisenbahn. Bekanntmachung in Betreff eines mit der Großherzoglich Badischen Regierung abge-
schlossenen Staatsvertrags über den Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Mühlacker. 3.
— Bekanntmachung, betreffend die Vollziehung des Art. 21. des mit der Grohherzoglich
Badischen Regierung am 6. November 1860 abgeschlossenen Staatorermags über den
Anschluß der Pforzheimer Eisenbahn bei Mühlacker. 15.

Ertrapost= und Estafetten-Taxe pro 1861—62. 27.

Familien-Fideicommiß. Bekanntmachung in Betreff eines von dem Grafen Marimilian August
von Törring-Gutenzell-Jettenbach errichteten Familien-Fideicommisses. 173.

Familien-Vertrag. Bekanntmachung, betreffend die Bestätigung eines von den Freiherren Hans
Carl, Edmund und Adolph v. Ow-Wachendorf errichteten Familien-Vertrags. 163.

G.
Gebäude-Brandschadens-Umlage pro 1862. 204.
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Getreide. Verfügung, betreffend die Probewägungen des auf den Schrannenverkauften Getreides
und die Preisermittlung für dasselbe nach dem Simri-Maß. 184.

H.
Handel und Gewerbe. Bekanntmachung, betreffend die Waarencontrole im Binnenlande. 12. 38.

— Bekanntmachung in Betreff der Oldenburg'schen Gewerbszeugnisse. 16. — Verfügung,
betreffend die Probewägungen des auf den Schrannen verkauften Getreides und die
Preisermittlung für dasselbe nach dem Simri-Maß. 184.

Juristische Personen. Bekanntmachung, betreffend die Verleihung der Rechte einer juristischen Per-
son an den „Ernte-Verein“ in Stuttgart, 193; desgleichen an die Schützengesellschaft da-
selbst. 194.

K.
Kriegswesen. Geseh, betreffend die Rekrutenaushebung für die Jahre 1861, 1862 und 1863, und

einige weitere Bestimmungen über die Kriegsdienstpflicht. 29. — Gesetz, betreffend einige
Bestimmungen über die Stellvertretung im Kriegsdienst. 31. — Verfügung, betreffend die
Abänderung der Instruction zu Vollziehung des Gesetzes über die Verpflichtung zum
Kriegsdienste. 34.

L.
Lehrerinnen. Verfügung, betreffend die Verwendung von Lehrerinnen an Volksschulen. 187.
Liegenschafts-Veräußerungen. Bekanntmachung, betreffend die Anwendbarkeit des Artikels

421. des Strafgesetzbuchs auf die Fälle des Artikels 4. des Gesetzes rom 23. Juni 1853
über die Beseitigung der bei Liegenschafts Veräußerungen vorkommenden Mißbräuche. 2.

Medicinaltare (. unter „Arzneimittel.“

Papiergeld. Bekanntmachung, betreffend die nachträgliche Einlösung des älteren Staatspapier-
gelds vom 1. August 1849. 109. «

Pensionen. Gesey, betreffend die Erhöhung der Pensionen der Hinterbliebenen von Lehrern der
Kategorie des Artikels 16. des Gesetzes vom 6. Juli 1842. 35.

Postwesen. Verfügung, betreffend rie Postiransport-Ordnung für den Verkehr im Inlande und
mit den Ländern des deutschen Postvereins. 85.

Preßsachen. K. Verordnung, betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der zur Vollziehung
des Vundes-Beschlusses vom 6. Juli 1854, über die Verhinderung des Mißbrauchs der
Presse erlassenen K. Verordnung vom 7. Januar 1856. 21.

Regierungsblatt. Bekanntmachung, betreffend den Abonnementspreis desselben auf das Jahr
1862. 203.

Schifffahrt. Bekanntmachung, betreffend die Ermäßigung der Rheinschtfffahrts= Abgaben. 25.
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Staats-Anlehen. Bekanntmachung, betreffend die Aufnahme eines Staats-Anlehens von
7,000,000 fl. 17.

Stände-Versammlung. K. Verordmung, betreffend den Wiederzusammentritt der vertagten
Ständeversammlung. 163.

Steuerwesen. Verfügung, betreffend die Steuererhebung vom 1. Juli 1861 an. 162. — K. Ver-

ordnung, betreffend die Bewilligung einer Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker,
die Besteurung des Zuckers aus getrockueten Rüben, sowie die Verzollung des ausländi-
schen Zuckers und Syrups. 165. — Vollziehungsverfügung hiezu. 170. — Gesetz in
Betreff nachträglicher Bestimmungen zu dem Gesetz vom 19. September 1852, über die
Steuer von Capital-, Renten-, Dienst= und Berufs-Einkommen. 185. — Bekannt-
machung, betreffend die Steuervergütung für ausgeführten Rübenzucker. 195. — Gesetz,
betreffend die Forterhebung der Steuern. 201. — Vergütung, betreffend die Umlage
der Grund-, Gefäll-, Gebäude= und Gewerbe-Stener auf die ersten 5/ Monate des
Jahres 1861—62. 204. — Geset, betreffend die Forterhebung der Steuern. 211.

T. "

Thierarzneischule. Verfugung, betreffend die Bekannimachung neuer Statuten fur die K. Thier-

arzneischule in Stultgart. 74. v

Versicherungs-Gesellschaften. Bekanntmachung, betreffend die Union-Assekuranz-Socielät
in London. 73. — Bekanmtmachung, betreffend die Zulassung der Berlinischen Feuerver-

sicherungs-Anstalt, der Leipziger Feuerversicherungs-Anstalt, der Magdeburger Feuerversiche,
rungs-Gesellschaft zum Geschäftsbetrieb im Lande. 194. — Brkanntmackhung, beieffend vie
Bestellung eines Hauptagenten für die Gothaer Feuerversicherungs-Bank. 197.

Volksschulen. Verfügung, betreffend die Verwendung von Lehrerinnen an Volksschulen. 187.

Zollwesen. Bekanntmachung, betreffend die Waaren-Controle im Binnenlande. 12. 38. — K. Ver-
ordnung, betreffend die Aufhebung der Durchgangsabgaben und der ihre Stelle rvertreten-
den Ausfuhrzölle. 24.— K. Verordnung, betreffend die Aufhebung des Eingangszolles auf
rohes Zinn. 37. — Bekanntmachung, die bestehenden Zollstellen betreffend. 39.— Bekannt=
machung, die Erweiterung der Competenz des Nebenzollamts I. zu Gmünd betreffend. 164.
—K. Verordnung, betreffend die Bewilligung einer Steuervergütung für ausgeführten Rüu-
benzucker, die Besteurung des Zuckers aus getrockneten Rüben, sowie die Verzollung des
ausländischen Zuckers und Syrups. 165. — Vollziehungs-Verfügung zu dieser K. Verord-
nung. 170. — Bekanntmachung, betreffend die Errichtung einer Zollabfertigungsstelle bei
dem Postamte in Stuttgart. 198.
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